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Erster Verhandlungstag 
Sonntag, 25. März 1979 

1. Plenarsitzung 
Beginn: 9.3o Uhr 

Dr. Helmut Kohl, Vorsitzender der CDU: Exzellenzen! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Verehrte Gäste! Liebe Freunde aus der 
Christlich Demokratischen Union! Hiermit eröffne ich den 27. Bun­
desparteitag der CDU Deutschlands in Kiel. 

(Beifall) 

Es ist mir eine große Freude, zu Beginn dieses Parteitags eine 
große Zahl von Gästen willkommen zu heißen. Ich begrüße Sie alle 
und danke Ihnen, daß Sie unserer Einladung nach Kiel gefolgt sind. 
Ich freue mich darüber, daß so zahlreiche Organisationen hier auf 
unserem Bundesparteitag vertreten sind. 

Gestatten Sie, meine Damen und Herren, daß ich dieses mein Gruß­
wort an Sie gemeinsam richte, zugleich auch an alle, die nament­
lich zu nennen mir nicht möglich ist. 

Für die gastgebende Stadt Kiel begrüße, ich den Herrn Stadtpräsi­
denten, Herrn Rolf Johanning, sehr herzlich. 

(Beifall) 

Herr Stadtpräsident, ich darf mich bei Ihnen und all Ihren Mit­
arbeitern dafür bedanken, daß Sie diesen Parteitag so gastlich 
aufgenommen und auch unsere Vorbereitungen für diese wichtige Ta­
gung so tatkräftig unterstützt haben. 

Einen herzlichen Willkommensgruß richte ich an den Bevollmäch­
tigten des Rates der Evangelischen Kirche Deutschlands, Herrn 
Prälat Heinz-Georg Binder. 

(Beifall) 

Ich begrüße für die Katholische Kirche sehr herzlich den Leiter 
des Kommissariats der deutschen Bischöfe, Herrn Prälat Paul 
Bocklet, 

(Beifall) 

Es ist mir eine besondere Ehre, in unserer Mitte den Vorsitzenden 
des Direktoriums des Zentralrats der Juden in Deutschland, Herrn 
Werner Nachmann, zu begrüßen. 

(Beifall) 

Ich begrüße und heiße willkommen Herrn Martin Heiß, Mitglied des 
geschäftsführenden Bundesvorstands des DGB, als Vertreter des 
Deutschen Gewerkschaftsbundes. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Vorsitzenden der Deutschen Angestelltengewerk­
schaft, Herrn Hermann Brandt. 

(Beifall) 

Für den Deutschen Beamtenbund heiße ich seinen Bundesvorsitzen­
den, Herrn Alfred Krause, sehr herzlich willkommen. 

(Beifall) 



Besonders herzlich begrüße ich den Vorsitzenden des Christlichen 
Gewerkschaftsbundes, Herrn Günter Volmer. 

(•Beifall) 

Ich freue mich sehr, daß neben den Repräsentanten der gewerk­
schaftlichen Dachorganisationen auch eine große Zahl der Mit­
gliedsverbände hier durch ihre Vorsitzenden, stellvertretenden 
Vorsitzenden und geschäftsführenden Vorstandsmitglieder vertre­
ten sind. 

Mein herzlicher Willkommensgruß gilt dem Vorsitzenden des Bundes­
verbandes der Katholischen Arbeitnehmerbewegung Deutschlands, 
unserem Freund Alfons Müller. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Präsidenten des Deutschen Lehrerverbandes, 
Herrn Clemens Christians. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Präsidenten der Union der leitenden Angestellten, 
Herrn Friedrich Ische. 

(Beifall) 

Für die Bundesvereinigung der Deutschen Arbeitgeberverbände 
heiße ich ihren Vizepräsidenten, Herrn Dr. Wilhelm Imhoff, will­
kommen . 

(Beifall) 

Für den Bundesverband der Deutschen Industrie begrüße ich das 
Präsidiumsmitglied Herrn Dr. Arend Oetker. 

(Beifall) 

Ich begrüße sehr herzlich den Präsidenten des Zentralverbandes 
des Deutschen Handwerks, Herrn Paul Schnitker. 

(Beifall) 

Ich begrüße den Vizepräsidenten des Deutschen Bauernverbandes, 
Herrn Heinz Bockhop. 

(Beifall) 

Für den Deutschen Industrie- und Handelstag darf ich Herrn Paul 
Broicher begrüßen. 

(Beifall) 

Sehr herzlich heiße ich willkommen den Bundesvorsitzenden des 
Reichsbundes der Kriegsopfer, Behinderten, Sozialrentner und 
Hinterbliebenen, Herrn Rolf Kleine, 

(Beifall) 

den Vorsitzenden des Bundesverbandes der Kriegs- und Zivilge­
schädigten, Herrn Oswald Engel, 

(Beifall) 

und für den Verband der Kriegs- und Wehrdienstopfer, Behinderten 
und Sozialrentner Deutschlands Herrn Lothar Franke. 

(Beifall) 



Ich begrüße herzlich den Präsidenten des Zentralverbandes der 
Deutschen Haus-, Wohnungs- und Grundeigentümer, Herrn Dr. Theo-

d°^ P^"l- (Beifall) 

Ich begrüße den Vorsitzenden des Deutschen Richterbundes, Herrn 
Dr. Leo Witte. (Beifall) 

Für den Deutschen Journalistenverband begrüße ich seinen Vor­
sitzenden, Herrn Dr. Manfred Buchwald. 

(Beifall) 

Ich begrüße und heiße willkommen den Präsidenten des Deutschen 
Landkreistages, Herrn Karl-Heinrich Buhse. 

(Beifall) 

Ein herzlicher Willkommensgruß gilt unserem Freund Dr. Herbert 
Czaja, dem Präsidenten des Bundes der Vertriebenen. 

(Beifall) 

Ich begrüße sehr herzlich den Wehrbeauftragten des Deutschen 
Bundestages, Herrn Karl Wilhelm Berkhan. 

(Beifall) 

Mit besonderer Herzlichkeit begrüße ich als Repräsentanten 
unserer Bundeswehr Herrn Konteradmiral Wolfgang Benzlno. 

(Beifall) 

Für den Deutschen Bundeswehrverband begrüße ich seinen Bundes­
vorsitzenden Heinz Volland. 

(Beifall) 

Wie immer, meine Damen und Herren, sind uns besonders herzlich 
willkommen die Vertreter von Rundfunk, Presse und Fernsehen; 
alle, die es übernommen haben, von diesem Parteitag zu berichten; 
alle, die ihre Anstalten hier vertreten, insbesondere die 
Herren Intendanten von ARD und ZDF. 

(Beifall) 

Ich nehme an, daß er jeden Moment hier eintrifft, aber ich darf 
ihn jetzt schon begrüßen: Mit besonderer Herzlichkeit begrüße 
ich den Ehrenvorsitzenden der CDU Deutschlands, unseren Freund 
Kurt Georg Kiesinger. 

(Beifall) 

Ich begrüße sehr herzlich aus dem Kreis der früheren Bundes­
minister Frau Aenne Brauksiepe, Herrn Werner Schwarz und Bruno 
Heck. 

(Beifall) 

Meine Freunde, ich will noch ein persönliches Wort hinzufügen, 
da auch sie in den Kreis unserer Familie gehören: Ich begrüße 
Frau Magdalene Süsterhenn, die Witwe unseres Freundes Professor 
Süsterhenn, 

(Beifall) 

Ich begrüße sehr herzlich das Gründungsmitglied der CDU der 
Britischen Zone, Herrn Dr. Josef Kannengießer. 

(Beifall) 



Mein besonderer Gruß gilt selbstverständlich Ihnen allen, den 
Delegierten der Christlich Demokratischen Union auf dem 27. Bun­
desparteitag. Ich hoffe, daß wir in diesen wichtigen Tagen in 
Kiel mit dem Ernst, mit der Gelassenheit, aber auch mit dem Mut, 
die unsere politischen Entscheidungen erfordern, unsere Arbeit 
tun werden. 

Vor Eintritt in die Tagesordnung wollen wir unserer heimgegangenen 
Freunde gedenken. 

(Die Anwesenden erheben sich) 

Ich darf stellvertretend für alle diejenigen, die seit dem 
letzten Parteitag von uns gegangen sind, Karl Braukmann aus 
Düsseldorf nennen, gestroben am 22. November 1978, Mitbegründer 
der CDU, Mitbegründer des Deutschen Gewerkschaftsbundes, ein 
Mann, der die politische und die gewerkschaftliche Arbeit ganz 
zu seiner Sache gemacht hat. 

Ich nenne weiter Walter Kühltau aus Wuppertal, gestorben am 27. 
November 1978, ein engagierter Kommunalpolitiker, in vielen 
Funktionen in Oberhausen und Wuppertal tätig, als Vorstandsmit­
glied, als Bürgermeister, als langjähriges Mitglied des Land­
tages von Nordrhein-Westfalen. 

Ich nenne Dr. Paul Arnsberg aus Frankfurt, gestorben am 10. 
Dezember 1978. Paul Arnsberg war Mitglied unserer Partei. Er 
war ein jüdischer Mitbürger, dem wir unsere besondere Achtung 
bezeugen als einem Mann, der schon in den ersten Tagen und Jah­
ren unserer Republik für den Gedanken der Versöhnung zwischen 
den Menschen in Israel und Deutschland geworben hat. 

Ich nenne Joachim Dorenburg aus Kiel, gestorben am 23. Dezember 
1978, geboren in der Altmark. In seiner neuen Heimat Schleswig-
Holstein hat er mit Energie und Tatkraft für das Land gearbeitet 
als Landrat in Segeberg und als Bevollmächtigter des Landes 
Schleswig-Holstein in Bonn. Er blieb seiner alten Heimat stets 
verbunden, wie er es als Präsident des Bundes der Mitteldeutschen 
immer wieder vielfältig unter Beweis gestellt hat. 

Ich nenne Walter Gassmann aus Stuttgart, gestorben am 9..Januar 
1979, Mitglied des Deutschen Bundestages von 1957 bis 1965, 
Mitglied in vielen nationalen und internationalen Gremien; er 
war stets bereit, für die Verwirklichung des sozialen Ausgleichs 
in unserer Politik einzutreten. 

Ich nenne Professor Hans Erich Stier aus Münster, gestorben am 
25. Januar 1979; ein Mann der ersten Stunde, der vom ersten 
Tage an unserer Idee gedient hat, Mitbegründer der CDU in 
Münster, durch viele Jahre hindurch Mitglied des Landtags von 
Nordrhein-Westfalen. 

Ich nenne Traugott Bender aus Karlsruhe, gestorben am 5. Februar 
1979. Er war Stadtrat in Karlsruhe, Mitglied des Landtags von 
Baden-Württemberg, Justizminister des Landes Baden-Württemberg, 
Vorsitzender des Evangelischen Arbeitskreises in Baden. Besonders 
respektvoll gedenken wir dieses klugen Mitstreiters unserer 
Sache, den wir alle als einen Menschen kannten, der aus christ­
licher Verantwortung Politik zu gestalten wußte. 

Ich nenne Heinz Dziedziezak aus Hannover, gestorben am 5. März 
1979, über viele Jahre als journalistischer Mitarbeiter der 
CDU-Bundesgeschäftsstelle verbunden, lange Jahre hindurch Mit-
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arbeiter der CDU in Niedersachsen. Er war zuletzt mit Aufgaben 
in der niedersächsischen Staatskanzlei betraut. Er war einer 
der Zuverlässigen, die von ihrem Beruf erfüllt waren. 

Wir wollen unseren heimgegangenen Freunden ein Gebet widmen. 
- Ich danke Ihnen. 

Punkt 3 der Tagesordnung: 
Beschlußfassung über die Tagesordnung 

Meine Damen und Herren, ich darf dann die Tagesordnung aufrufen. 
Ich lasse zunächst über die Tagesordnung Beschluß fassen. Wird 
eine Änderung der Tagesordnung gewünscht? - Begehrt jemand das 
Wort? - Das ist nicht der Fall. 

Wir kommen zur Abstimmung. Wer der Tagesordnung in der vorlie­
genden Form seine Zustimmung zu geben wünscht, den bitte ich um 
das Zeichen mit der Karte. - Gegenprobe! - Enthaltungen? - Ein­
stimmig so beschlossen. 

Wir kommen zum Punkt 2 der Tagesordnung: 
Wahl des Tagungspräsidiums 

Die Vorlage hierzu liegt uns vor. Als Tagungspräsident wird unser 
Freund Dr. Gerhard Stoltenberg nominiert. Die weiteren Namen 
können Sie der Vorlage entnehmen. Werden hierzu weitere Vor­
schläge gemacht? - Das ist nicht der Fall. 

Dann kommen wir zur Abstimmung. Wer dem Vorschlag für die Wahl 
des Tagungspräsidiums entsprechen will, den bitte ich um das 
Handzeichen. - Gegenprobel - Enthaltungen? - Dann ist einstimmig 
so beschlossen. 

Ich darf das Tagungspräsidium bitten, bereits Platz zu nehmen. 
Ich rufe Punkt 4 der Tagesordnung auf: 
Bestätigung der vom Bundesvorstand eingesetzten Antragskommis­
sion. Werden hierzu weitere Vorschläge gemacht? - Das ist nicht 
der Fall. Wir kommen zur Abstimmung. Wer dafür ist, den bitte 
ich um das Handzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. - Enthal­
tungen? - So beschlossen. 

Punkt 5 der Tagesordnung: 
Wahl der MandatsprUfungskommission 
Werden hierzu weitere Vorschläge gemacht? - Das ist nicht der 
Fall. Wer dafür ist, den bitte ich um das Handzeichen. - Ich bit­
te um die Gegenprobe. - Enthaltungen? - So beschlossen. 

Wir kommen zum Punkt 6 der Tagesordnung: 
Wahl der Stimmzählkommission 
Die Liste der Vorschläge liegt Ihnen vor. Werden weitere Vor­
schläge gemacht? - Das ist nicht der Fall. Wer dafür ist, den 
bitte ich um das Handzeichen. - Ich bitte um die Gegenprobe. 
- Enthaltungen? - Einstimmig so beschlossen. 

Ich darf Gerhard Stoltenberg bitten, das Tagungspräsidium zu 
übernehmen. 

Dr. Gerhard Stoltenberg. Tagungspräsidium: 
Herr Vorsitzender! Meine lieben Parteifreunde! Verehrte Gäste: 
Im Namen des Präsidiums bedanke ich mich herzlich für das Ver­
trauen, das Sie uns mit Ihrer Wahl ausgesprochen haben. Wir ver­
sprechen, die Verhandlungen des Bundesparteitages ordnungsgemäß, 
fair und zügig zu leiten. 

Erlauben Sie mir einige geschäftsleitende Bemerkungen zum zeit-
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liehen Ablauf der heutigen Plenarsitzung. Wir werden im Verlauf 
der zweiten Plenarsitzung die Neuwahlen des Bundesvorstandes zu 
vollziehen haben. Für Wahlvorschläge zur Wahl des Bundesvorstan­
des können nach § 12 Abs. 5 der Geschäftsordnung Meldefristen 
für diese Wahl auf Vorschlag des Tagungspräsidiums beschlossen 
werden. Das Tagungspräsidium schlägt Ihnen vor, die Einreichungs­
frist für Kandidaten zur Wahl der stellvertretenden Vorsitzenden 
und für die Wahl der weiteren Mitglieder des Bundesvorstandes 
auf heute, den 25. März 1979, 15 Uhr festzulegen. Wir weisen 
darauf hin, daß nach § 12 Abs2 4 der Geschäftsordnung Kandidaten­
vorschläge für die Mitglieder des Bundesvorstandes nur schrift­
lich gemacht werden können. 

Eine Aufstellung aller bis zum 23. März eingegangenen Kandidaten­
vorschläge liegt Ihnen vor. Für diese Kandidaten sowie für etwaige 
bei der Wahl zum stellvertretendfen Vorsitzenden unterliegenden 
Kandidaten erübrigt sich insoweit eine weitere spätere Nominie­
rung. 

Weiter schlägt Ihnen das Tagungspräsidium folgende Fristen für 
die Abgabe von Anträgen nach § 6 Abs. 2 der Geschäftsordnung 
zu den Tagesordnungspunkten 17, 18.1, 18.3 und 2o vor: Zu den 
Punkten 18.1 und 18.2 Sonntag, 25. März 1979, 19 Uhr; zu Punkt 
18.3, zu Tagesordnungspunkt 17 und zu Tagesordnungspunkt 2o Mon­
tag, den 26. März 1979, 19 Uhr. Darf ich fragen, ob es zu diesen 
Verfahrensvorschlägen Wortmeldungen gibt? - Das ist nicht der 
Fall. Wenn Sie mit diesen Fristen einverstanden sind, bitte ich um 
Ihr Kartenzeichen. Wer ist dafür? - Wer ist dagegen? - Enthal­
tungen? - Einmütig so beschlossen. 

Wir werden Ihnen diese Fristen noch einmal schriftlich zu den Un­
terlagen geben. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, erlauben Sie mir im An­
schluß an die Begrüßung durch unseren Bundesvorsitzenden und 
Freund Helmut Kohl noch einige weitere Gäste hier willkommen 
zu heißen. Zu den Beratungen dieses Parteitages, der sich mit 
der Vorbereitung der Standortbestimmung der Union auf die Europa­
wahl hin beschäftigen wird, hat sich für den morgigen Tag eine 
große Zahl ausländischer Freunde angesagt. Ich freue mich, daß 
auch heute schon einige ausländische Gäste und Freunde zugegen 
sind. Besonders herzlich heiße ich unsere Freunde von der Öster­
reichischen Volkspartei willkommen, an ihrer Spitze den stell­
vertretenden Vorsitzenden unserer Schwesterpartei, unseren Freund 
Dr. Herbert Kohlmaier. 

(Beifall) 

Wir wissen das um so mehr zu schätzen, als auch die Österreichi­
sche Volkspartei vor einer bedeutenden Wahl steht, zu der wir 
Ihnen heute hier unsere besten Wünsche sagen möchten. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, zum erstenmal auf einem Parteitag der 
CDU darf ich hier einen namhaften Repräsentanten des politischen 
Lebens Israel willkommen heißen. 

(Beifall) 

Mein herzlicher Gruß geht an den Vertreter der Liberalen Partei 
Israels, den Vizepräsidenten der Knesset, Herrn Moshe Meron. Ein 
herzliches WillkommenI 

(Beifall) 
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Sehr geehrter Herr Meron, Sie haben es an dem herzlichen Beifall 
gespürt, daß wir uns der Bedeutung Ihrer Anwesenheit, dessen, was 
sie auf dem Hintergrund der Geschichte unserer Völker bedeutet, 
sehr wohl bewußt sind. Ihnen, Ihrer Partei, aber vor allem IhTem ' 
Volk und Land gelten in diesen Wochen der Hoffnung auf den Frie­
den unsere ganz besonders herzlichen Grüße und Wünsche. 

(Beifall) 

In unserer Mitte weilt bereits heute der Vorsitzende der New De-
mocratic Rally von Zypern, Herr Glafcos Clerides. Wir freuen uns 
darüber, sehr verehrter Herr Clerides, daß Sie den Weg zu uns 
und Ihre Partei den Weg zu den christlichen Demokraten gefunden 
haben. Herzlich willkommen 1 

(Beifall) 

Wir nehmen Ihren Besuch als ein Zeichen der engeren Verbindung 
auch im Rahmen der Europäischen Union Christlicher Demokraten. 

Sehr herzlich begrüße ich auch den Generalsekretär der schwe­
dischen Sammlungspartei, unseren Freund Lars Tobisson. 

(Beifall) 

Die guten Beziehungen zwischen unseren beiden Ländern werden ja 
in diesen Tagen in der Bundesrepublik Deutschland in einer ganz 
ungewöhnlich eindrucksvollen und sympathischen Weise demon­
striert, und wir als Schleswig-Holsteiner, auch wir als Landes­
regierung, freuen uns natürlich darüber, daß wir am Dienstag die 
Ehre haben werden, das schwedische Königspaar zum Abschluß sei­
nes Staatsbesuches in Lübeck willkommen zu heißen, 

(Beifall) 

in jener Stadt, die in der Tat für den Brückenschlag nach Schwe­
den in Vergangenheit und Gegenwart so viel bedeutet hat und be­
deutet. Der Brückenschlag ist auch zwischen unseren Parteien le­
bendig und eng geworden, und deshalb freuen wir uns sehr über 
Ihre Anwesenheit, lieber Herr Tobisson. 

Schließlich gilt ein besonders herzlicher Gruß dem Vertreter 
einer uns eng befreundeten Partei aus Finnland, Herrn General­
sekretär Koiranen. 

(Beifall) 

Ihnen und den Parteifreunden der finnischen Konservativen sagen 
wir einen herzlichen Glückwunsch zu dem bemerkenswerten Wahlsieg 
am vergangenen Sonntag. 

(Beifall) 

Auch dies ist - ähnlich wie die Entwicklungen in Schweden und in 
Norwegen - ein Zeichen dafür, daß die Zeiten, in denen skandi­
navische Politik und Sozialismus gleichzusetzen waren oder eng 
zusammengehörten, wohl endgültig der Vergangenheit angehören. 

(Beifall) 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, bevor wir in der Tages­
ordnung fortfahren, möchte ich zwei Bemerkungen hinzufügen. 
Nicht unter uns befindet sich, aber in herzlicher Freundschaft 
und Verbundenheit erwähnt sei unser Freund Johann Baptist Gradl, 
der heute seinen 75. Geburtstag begeht. 

(Beifall) 
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Ein Parteitag der CDU ohne Johann Baptist Gradl ist schwer vor­
stellbar, aber wir freuen uns darüber, daß er diesen Tag im Krei­
se seiner Familie verbringt, und werden ihm von hier aus im Na­
men des Parteitages sehr herzliche Glückwünsche übersenden - in 
dankbarer Erinnerung an das, was er für unsere Union bedeutet 
hat und bedeutet. 

(Beifall) 
Ein herzliches Grußwort möchte ich im Namen unseres Freundes 
Rainer Barzel sagen. Wir alle wissen, daß er in den vergangenen 
Monaten immer wieder durch gesundheitliche Sorgen in seiner 
Schaffenskraft, in seiner Dynamik behindert wurde, und leider 
hat der Arzt ihm verboten, heute hier zu sein. Auch ihm gilt ein 
besonders herzliches Wort des Grußes und der Verbundenheit; Sie 
werden mich ermächtigen, ihm das im Namen des Parteitages zu 
übermitteln. 

(Beifall) 

Wir kommen nunmehr zu Tagesordnungspunkt 4, zur Bestätigung der 
Antragskommission. Eine Aufstellung liegt ihnen vor. - Ich höre, 
das hast du schon erledigt, Helmut; gut. Während wir uns hier 
oben versammelt haben, hat der Bundesvorsitzende Helmut Kohl in 
gewohnter Dynamik einen Teil der Punkte erledigt, die dem Prä­
sidium zugewiesen waren. Ich bedanke michl 

(Beifall) 

Wir stehen also schon vor der Behandlung des Tagesordnungs­
punktes 7, und damit ist Lothar Späth an der Reihe. Bitte! 

Lothar Späth, Tagungspräsidium: Ich rufe Punkt 7 der Tagesord­
nung auf: 

Grußwort Ministerpräsident Dr. Gerhard Stoltenberg 

Ich darf dem Ministerpräsidenten dieses Landes und Vorsitzenden 
des Landesverbandes Schleswig-Holstein der CDU, unserem Freund 
Dr. Gerhard Stoltenberg, das Wort geben. 

Dr. Gerhard Stoltenberg: Herr Präsident 1 Meine sehr verehrten 
Damen und Herren! Liebe Freunde! Verehrte Gäste! Einer guten 
Tradition folgend, begrüße ich als Ministerpräsident des gast­
gebenden Landes Schleswig-Holstein Sie alle sehr herzlich hier 
in unserer Landeshauptstadt Kiel. Noch sind die letzten Spuren 
eines ungewöhnlich harten Winters im Bild unserer schönen Land­
schaft erkennbar, und man muß zugeben, daß es infolge dieser un­
gewöhnlichen Kälte auch gestern abend bei dem Empfang für die 
journalistischen Gäste draußen im Museumsdorf ein bißchen kühl 
war. Ich bitte Sie aber um Verständnis; wir haben kein uner­
schütterliches festes Bündnis mit den Meteorologen. Wir freuen 
uns aber sehr darüber, daß der jetzt beginnende Frühling auch 
bei uns sichtbar wird, und als Fremdenverkehrsland bereiten wir 
uns natürlich tatkräftig auf einen hoffentlich guten Sommer vor. 

Schleswig-Holstein ist ein Grenzland, für manche ein bißchen au­
ßerhalb des Blickfelds des Alltagslebens in den größeren Metro­
polen des Südens und des Westens. Deshalb möchte ich gern die . 
Gelegenheit benutzen, für unsere verehrten Gäste und lieben 
Freunde einiges über dieses Land, seine Eigenart und seine Men­
schen zu sagen. 

Zunächst einmal"können wir auf eine sehr bewegte Geschichte, 
aber auch auf eine große, erfolgreiche und bedeutende Aufbaulei-
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stung seit 1945 verweisen. 

(Beifall) 
Die Grenzlage Schleswig-Holsteins ist nach dem Zweiten Weltkrieg 
durch die Teilung Deutschlands erheblich verschärft worden, 
durch die Trennung von den traditionellen Nachbargebieten im 
Ostseeraum und in Mitteldeutschland - Mecklenburg, Pommern, 
Brandenburg und Ostpreußen -, mit denen uns geistig, kulturell 
und wirtschaftlich über die Jahrhunderte hinweg so vieles ver­
band. Die Wachtürme und die Minenfelder, der Stacheldraht hinter 
Lübeck und Lauenburg gehören heute genauso zur Realität unserer 
Landesgrenze wie die volle Freizügigkeit nach Dänemark. Dies ist 
für uns wie für alle Deutschen eine Mahnung, eine Herausfor­
derung, im Eintreten für Menschenrechte, für Freiheit und Selbst­
bestimmung in ganz Deutschland, in Europa und der Welt niemals 
nachzulassen. 

(Beifall) 

Schleswig-Holstein ist schon durch seine geographische Situation 
Grenzland und Brücke zugleich. 
Wir haben die Chance vielfältiger neuer und fruchtbarer Bezie­
hungen vor allem nach Skandinavien erkannt und genutzt. In den 
letzten 20 Jahren nahmen hier der Handelsaustausch, die wirt­
schaftlichen Verflechtungen, der Tourismus, aber auch die kultu­
rellen und politischen Verbindungen in einer früher kaum vorstell­
baren Welse zu. Die nationalen Spannungen des 19. und beginnenden 
20.Jahrhunderts zu unseren dänischen Nachbarn sind endgültig über­
wunden. Auch hier hat übrigens Konrad Adenauer mit den Bonn-Kopen­
hagener Vereinbarungen von 1955, wirksam unterstützt durch Kai-
Uwe von Hassel, dem damaligen Ministerpräsidenten unseres Landes, 
den Weg in eine gute und gemeinsame Zukunft eröffnen können. 

(Beifall) 

Immer wieder ist Schleswig-Holsteins komplizierte Geschichte 
durch diese Brückenfunktion, aber auch die Spannungen eines 
Grenzgebietes zwischen den Meeren in guten wie in bösen Zeiten 
bestimmt gewesen. Dieses Land hat sich dem Betrachter von außer­
halb nie ganz leicht erschlossen. Der britische Außenminister 
Lord Palmerston sagte in den Konflikten des vergangenen Jahrhun­
derts im Londoner Unterhaus, nur drei Bürger Großbritanniens 
hätten die Geschichte Schleswig-Holsteins jemals begriffen: der 
eine, Königin Victorias Prinzgemahl Albert, sei verstorben, der 
zweite, ein bedeutender Professor, habe über seinen Forschungen 
den Verstand verloren, und er, Lord Palmerston habe die Historie 
der Herzogtümer wieder vergessen, um vor dem traurigen Schicksal 
des Gelehrten bewahrt zu bleiben. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Nun, meine liebe Freunde, in jenen Revolutionsjahren 1848/49 
stand die Schleswig-Holstein-Frage lange im Mittelpunkt der 
deutschen und europäischen Politik. Man kann es sich ja heute 
kaum noch vorstellen, aber unsere blau-weiß-roten Landesfahnen 
wehten in Frankfurt, in Köln, lieber Hans Katzer, sogar in Prag 
und Wien und München. Es war übrigens dieselbe Zeit, in der 
König Ludwig bedeutende Gelehrte aus Kiel und Göttingen nach 
München berief, um den Ruf der bayerischen Universität endlich 
zu heben, jene Leute, die man dann volkstümlich als "Nordlichter" 
bezeichnete. 

(Heiterkeit und Beifall) 
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Wir alle erinnern uns natürlich noch sehr lebhaft daran, daß 
unser Freund Franz Josef Strauß im Herbst 1976 aus gegebenem 
Anlaß diesen großen kulturgeschichtlichen Entwicklungsbeitrag 
Schleswig-Holsteins und Niedersachsens für Bayern wieder in das 
allgemeine Bewußtsein gerückt hat. 

(Erneute Heiterkeit und Beifall) 

Nun, meine liebe Freunde, verehrte Gäste, unser Ehrgeiz richtet 
sich in einer vernünftigen Selbsteinschätzung heute nicht darauf, 
gleichsam Zentrum der deutschen und europäischen Politik mit 
ihren Konflikten und Spannungen zu werden oder erneut zu sein. 
Uns geht es allerdings darum, als Grenzland nicht aus dem Blick­
feld Bonns und Brüssels, des Westens und Südens, zu geraten, und 
das ist von entscheidender Bedeutung. Es gibt ein paar Leute in 
Süddeutschland, auch einige in Bonn, die davon ausgehen, daß 
Hamburg die nördlichste Stadt der Bundesrepublik und die Elbe 
ungefähr die Staatsarenze sei. Hier müssen wir immer wieder 
arbeiten: bildend, erziehend, prägend und informierend. Deshalb 
vertreten wir als Schleswig-Holsteiner die Belange unseres Landes 
und seiner Bürger, aber darüber hinaus die große Bedeutung des 
Nordens auch jenseits unserer Landesgrenzen für die Europäische 
Gemeinschaft und für die Bundesrepublik mit Nachdruck und Über­
zeugungskraft. 

(Beifall) 

Das gilt im übrigen auch für unsere Politik im Bundesrat: sie ist 
unabhängig, konstruktiv und verantwortungsbewußt. Punkt für Punkt 
kann man das auch vor einer Wahl verdeutlichen. So führte z.B. 
die Initiative unseres Landes 1977 zu dem Bundesgesetz für die 
verstärkte Förderung kulturhistorisch bedeutsamer Stadtteile und 
Baudenkmäler, nach meiner Einschätzung eines der wichtigsten 
Gesetze im kulturellen und städtebaulichen Bereich, das über­
haupt seit zehn Jahren in Bonn gemacht worden ist. 

(Beifall) 

Wir haben maßgeblich das Bundesnaturschutzgesetz mitformuliert, 
und wenn wir 1978 gemeinsam mit den anderen unionsgeführten Län­
dern im Bundesrat Steuererleichterungen für die Arbeitnehmer und 
für den Mittelstand sowie eine Verbesserung des Kindergeldes über 
die Regierungsvorlage hinaus durchsetzen konnten, dann war das 
keine Blockade und keine Obstruktion, sondern eine Politik, die 
den Menschen dieses Landes und der Bundesrepublik Deutschland 
dient, die notwendig ist und die wir weiterführen müssen. 

(Beifall) 

Schleswig-Holstein galt in den Nachkriegsjähren einmal als 
"Armenhaus" der Bundesrepublik Deutschland. Dieses Wort ist er­
freulicherweise längst aus dem Sprachgebrauch der Politik und der 
Journalisten verschwunden. Wir konnten durch die Tüchtigkeit der 
Menschen und eine zielstrebige Landespolitik unsere Stellung im 
Bundesvergleich entscheidend verbessern. Alle wesentlichen Daten 
zeigen dies eindrucksvoll: Arbeitsmarkt, Wirtschaftswachstum, 
Wohnungsbau, kulturelle und soziale Einrichtungen und vieles 
andere mehr. In den letzten Jahren waren wir übrigens das einzige 
Bundesland, in dem es noch eine nenneswerte Zunahme der Bevölke­
rung gibt. Dieser anhaltende Wanderungsgewinn spricht deutlicher 
als alles andere für die neu gewonnene und verstärkte Attraktivi­
tät. Dabei kommen gut 40 % der Neubürger aus dem benachbarten 
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Hamburg und knapp 60 % aus anderen Ländern der Bundesrepublik. 
Ein interessanter Teil kommt übrigens durch die Marine. Wenn man 
sich das hier genau ansieht, stellt man fest, daß die meisten 
Angehörigen der Marine aus dem Saarland, aus Bayern, aus Rhein­
land-Pfalz - mehr jedenfalls als aus den Küstenländern - kommen, 
und ein paar, liebe Frau Griesinger, bleiben dann auch hier und 
werden gute Schleswig-Holsteiner. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Was nun die Hamburger anbetrifft: Wenn der Kollege Klose seine 
für die Hamburger so beunruhigenden politischen Seitensprünge 
fortsetzt, müssen wir mit einer stürmischen Zunahme der Wachstums­
rate der Zuwanderung aus Hamburg rechnen, 

(Heiterkeit und Beifall) 

was Bürger und vielleicht auch Betriebe anbetrifft. 

Auch die Hamburger Sozialdemokraten tagen gerne in Schleswig-
Holstein. Vor wenigen Wochen erst hatte ihre Bürgerschaftsfraktion 
mit dem Senat erneut eine Klausurtagung in Timmendorfer Strand. 
Zehn Stunden lang stritten sie dort über die Frage, ob zwei 
Kommunisten im Schuldienst beschäftigt werden sollten oder nicht 
- 80 Politiker zehn Stunden! -, ohne sich einig zu werden, ein 
Vorgang, meine lieben Freunde, der viel mehr über die innere 
Verfassung der Sozialdemokraten hier im Norden aussagt als zahl­
reiche lange Reden. 

(Beifall) 

Ich war ein paar Tage später in dem schönen Bad Timmendorfer 
Strand und habe dort bemerkt: das einzig Gute an dieser Sitzung 
war die Förderung der schlewsig-holsteinischen Gastronomie, und 
deshalb können sie von Zeit zu Zeit gern wiederkommen. 

(Erneuter Beifall) 

Eine große gemeinsame Sorge der vier Küstenländer ist die unver­
ändert schwere Existenzkrise von Schiffahrt, Schiffbau und 
Fischerei. Diese Wirtschaftszweige sind für uns genauso wichtig 
und genauso unverzichtbar wie Kohle und Stahl für das Ruhrgebiet. 
Hier vollzieht sich jetzt ein drastisch anhaltender Schrumpfunqs-
prozeß an Arbeitsplätzen, vor allem durch den dramatischen Ver­
lust von Marktanteilen auf Grund schwerer Wettbewerbsverzerrungen. 
Andere Länder, auch innerhalb der EG, fördern ihre Unternehmen 
in diesem Bereich doppelt so stark wie wir. Das gilt übrigens 
auch nach dem neuen Werfthilfeprogramm. Die Ostblockstaaten be­
treiben hier eine Politik der rücksichtslosen Preisunterbietung. 
Wir erwarten von der Bundesregierung, daß sie die Möglichkeiten 
für die kommunistischen Staatsreedereien, bei uns am Handel mit 
der westlichen Welt teilzunehmen, energisch von der Einhaltung 
fairer Wettbewerbsregeln abhängig macht. 

(Beifall) 

Sonst sind die wirtschaftlichen, die arbeitsmarktpolitischen, 
aber hier auch die sicherheitspolitischen Schäden nicht mehr 
kalkulierbar. 

Wir Schleswig-Holsteiner sind durch betonte Eigenständigkeit be­
stimmt. Das Leben an den Meeren und Seen, die Auseinander­
setzung mit den Naturgewalten hat die Daseinsauffassung und die 
Eigenart der Menschen ebenso geprägt wie die Schönheit des 
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Landes und seine reiche kulturelle Tradition. 

Mancher Besucher hat es zunächst ein bißchen schwer. Freund­
schaft mit Fremden wird im allgemeinen nicht so schnell geschlos­
sen wie hier und da sonst. Aber wer hier Freunde gewonnen hat, 
kann auf sie bauen, nicht nur in den Sonnerjtagen des Lebens, 
sondern auch in schwierigeren Zeiten. 

(Beifall) 

Viele gefeierte politische Redner haben es ebenfalls erfahren, 
daß Beifallsbekundungen und Gemütsbewegungen sparsamer sind als 
in manchen anderen deutschen Landschaften. Es ist überliefert, 
daß im alten Kieler Provinziallandtag vor 1918 die Stenographen 
bereits ein zustimmendes Kopfnicken im Protokoll als "lebhafte 
Beifallsbekundung" kennzeichneten. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Ich sage Ihnen das, meine lieben Freunde, damit Sie richtig zu 
schätzen wissen, was wirklich starker Beifall auf einer typisch 
schleswig-holsteinischen Wahlversammlung bedeutet. Das ist für 
Sie und für mich immer ein ganz besonderes Erfolgserlebnis. 
Insoweit auch Glückauf für die nächsten Wochen! 

(Beifall) 

Im übrigen findet sich in den Bildern und Plastiken von Emil 
Nolde, Ernst Barlach, Christian Rohlfs, in den Werken von 
Theodor Storm, Friedrich Hebbel und Thomas Mann - um nur einige 
der Großen zu nennen, die wir ja auch haben, lieber Lothar 
Späth, nicht nur die Schwaben - mehr von der Eigenart und Viel­
falt unseres Landes als in mancher langen Beschreibung. 

Aber lassen Sie mich eines noch sagen: Fast eine Million Lands­
leute aus Mittel- und Ostdeutschland fanden bei uns nach schwe­
rem Neubeginn eine neue Heimat, und ihnen verdanken wir besonders 
viel für das moderne, der Zukunft zugewandte Schleswig-Holstein. 

(Beifall) 

Als Landesvorsitzender der CDU schließlich möchte ich Sie an den 
ersten Bundesparteitag der CDU Deutschlands in Kiel im Jahre 
1958 erinnern. Er war, wie die Protokolle ausweisen, bestimmt 
durch die großen Erfolge des Wiederaufbaus, der Sozialen Markt­
wirtschaft Ludwig Erhards und der Bündnis- und Europapolitik 
Konrad Adenauers. Das Fundament für die Europäische Gemeinschaft 
wurde kurz zuvor, 1957, heute genau vor 22 Jahren, mit den 
Römischen Verträgen gelegt. Gut zwei Jahrzehnte später verzeich­
nen wir sicher bedeutende Fortschritte im wirtschaftlichen Leben 
und auch im Handelsverkehr ihrer Mitgliedstaaten. Aber die 
großen politischen Hoffnungen jener Zeit, die sich mit dem 
Begriff Europa verbanden, sind bis heute nicht in Erfüllung ge­
gangen. Deshalb sind wir besonders dankbar, daß dieser Bundes­
parteitag 1979 nach manchen Enttäuschungen und Rückschlägen der 
Vergangenheit das Thema Europa in den Mittelpunkt seiner Bera­
tungen und Aussagen stellen wird. Es geht nicht nur in der 
Geschichte der CDU, sondern auch im aktuellen Selbstverständnis 
darum, daß wir uns als die geistigen und politischen Vorkämpfer 
einer überzeugenden europäischen Einigungspolitik beweisen. 

(Beifall) 
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Damals, 1958, waren wir in Bonn Regierungspartei. Heute sind wir 
seit fast zehn Jahren im Bund in der Opposition. Das ist für 
die stärkste Fraktion im Bundestag und für uns alle eine beson­
ders anspruchsvolle und schwierige Aufgabe. Mit 10 oder 30 % 
der Wähler kann man leichter mit dieser Situation leben als mit 
über 48 %. 

Niemand ist deshalb überrascht, wenn immer wieder leidenschaft­
lich, engagiert, manchmal auch kritisch die Frage erörtert wird, 
wie wir die Regierungsverantwortung im Bund zurückgewinnen 
können. 

Wer freilich die Bilanz dieser Debatten der letzten Jahre zieht, 
wird feststellen, daß es darauf keine einfachen Antworten und 
daß es dafür auch keine Patentrezepte gibt. Wer gründlicher 
analysiert, muß hinzufügen, daß Opposition in Bonn, so hart sie 
ist und als so hart wir sie alle empfinden, auch nicht politi­
sche Ohnmacht bedeutet. Aus der Sicht unserer politischen Gegner 
in Bonn sind wir einflußreicher und in gewisser Weise auch 
mächtiger, als uns selbst das manchmal in Stunden der Sorge er­
scheint. 

Schmidt, Genscher und viele andere haben in den letzten zwölf 
Monaten in manchen sogenannten Hintergrundgesprächen oder infor­
mellen Gesprächskreisen immer wieder darauf hingewiesen. Die 
erheblich gestärkte Position unserer Fraktionen in der kommuna­
len Selbstverwaltung, vor allem im Bereich der Städte, ihre 
Regierungstätigkeit in sechs Bundesländern, die Mehrheit im 
Bundesrat, die Opposition von fast 49 % der Abgeordneten im 
Bundestag: dies scheint den Lenkern und den Denkern der 
Koalition eine ständige große Herausforderung zu sein. 

Vielleicht ist dieses Gefühl der Begrenztheit ihrer eigenen 
Position auch ein Teil des psychologischen Hintergrundes für die 
unglaubliche Kampagne, die wir jetzt vor der Neuwahl des Bundes­
präsidenten in der Bundesrepublik Deutschland erleben. Ich sage: 
vielleicht eine psychologische Teilerklärung für den Hinter­
grund, auf keinen Fall auch nur der Ansatz einer Rechtfertigung 
dafür, wie bis in die letzten Tage hinein auch in Schleswig-
Holstein versucht wird, unseren Freund Karl Carstens in unfairer 
Weise abzuqualifizieren und anzugreifen. 

(Lebhafter Beifall) 

Ich habe diese Positionsbeschreibung nicht gegeben, um irgend­
welche Stimmungen und Selbstzufriedenheit hervorzurufen. Dazu 
gibt es überhaupt keine Veranlassung. Aber wir sollten uns 
durch düstere Kommentare, Selbstzweifel des einen oder anderen 
und die unbestreitbare Härte des Oppositionsschicksals Im Alltag 
des Bonner Parlaments auch nicht den nüchternen Blick für die 
Wirklichkeit und die realen Möglichkeiten trüben lassen, vor 
allem nicht die feste Entschlossenheit nehmen lassen, alles 
heute Mögliche zu tun, um von festen politischen und sittlichen 
Überzeugungen her für das Wohl unseres Vaterlandes zu arbeiten 

(Beifall) 

und mit aller Kraft die Voraussetzungen dafür zu schaffen, 
möglichst bald durch demokratische Wahlen wieder die Verantwor­
tung für die deutsche Reglerungspolitik übernehmen zu können. 

Festigkeit, Zielstrebigkeit und Geduld waren Schlüsselworte 
Konrad Adenauers; übrigens auch in seiner bemerkenswerten Kieler 
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Parteitagsrede vor jetzt 21 Jahren. Wer Politik in einer tieferen, 
den Tag überdauernden Dimension gestalten will, braucht einen 
langen Atem, Augenmaß und Verständnis für den richten Augen­
blick entschlossenen Handelns. Geduld ist ja in diesem Verständ­
nis nicht eine Haltung der Resignation oder des Sich-Abfindens, 
sondern der ruhigen, der gesammelten, der entschlossenen Kraft, 
die nicht ständig nervösen Schwankungen und Ausschlägen unter­
worfen ist. In diesem Sinne brauchen wir Geduld und Entschlossen­
heit - beides! -, wenn wir unsere Verantwortung erfüllen wollen. 

(Beifall) 

Ich sage das auch auf dem Hintergrund der Schlagzeilen, die wir 
zu Anfang dieses Jahres erlebt haben. Jeder von uns, meine lie­
ben Freunde, kennt in seiner politischen Arbeit den Sachverhalt, 
daß Absichten und Wirkungen von Äußerungen nicht immer mit dem 
Resultat übereinstimmen, daß es verkürzte zugespitzte Wiederga­
ben und ausladende Kommentare und Spekulationen gibt. Wir haben 
dies, was viele von uns beschäftigt hat, offen und freundschaft­
lich miteinander besprochen. Wir sollten deshalb nach meiner 
Überzeugung diese Januar-Debatte insoweit auch als ein abge­
schlossenes Kapitel unserer Partei betrachten, freilich in dem 
Willen, daraus zu lernen und die Fragen, die sich uns stellen, 
auch offen und fair in der Zukunftsorientierung miteinander zu 
behandeln und zu lösen. 

(Beifall) 

Die Union - das ist erneut sichtbar geworden - braucht beides: 
Sie braucht eine offene Diskussion in ihren Gremien und zugleich 
Geschlossenheit, Handlungsfähigkeit und Solidarität. Dies mit­
einander zu verbinden - auch im Erscheinungsbild unserer Partei-, 
das ist in der Tat die hohe Kunst, zu der wir alle gefordert 
sind - jeder von uns. 

Ich möchte daran erinnern, daß wir im Vorfeld unseres letzten 
Parteitages in Ludwigshafen eine offene und anspruchsvolle Dis­
kussion um die Formulierung unserer Überzeugungen und die Grund­
positionen hatten, etwa auf dem Forum in Berlin. Dies ist unserer 
Partei gut bekommen. 

Auf der anderen Seite wird menschliche Solidarität verlangt. 

(Beifall) 

Ich sage das nicht, weil wir in Schleswig-Holstein vor Landtags­
wahlen stehen, zu denen ich jetzt abschließend auch noch einige 
Bemerkungen machen möchte. Es ist dies ein notwendiger fester 
Grundsatz unseres Selbstverständnisses als Union, wenn wir die 
politische und geistige Führung in Deutschland beanspruchen. 

Was unsere Landtagswahlen anbetrifft, so kann man darüber jetzt 
vieles lesen und hören. Schleswig-Holstein ist kein Land mit 
natürlichen vorgegebenen Mehrheiten. Unsere Mitbürger, von 
denen ich viel Gutes gesagt habe, sind immer mobile und für die 
Parteien nicht ganz leicht kalkulierbare Wähler gewesen. 1947 
erzielte die Sozialdemokratie hier die absolute Mehrheit. 195o 
wurde sie von einer Mehrparteienkaolition unter der Führung der 
CDU abgelöst; übrigens damals mit einem Stimmenanteil der CDU 
von rund 26 %. Das waren noch Zeiten, meine lieben Freunde, als 
man mit 25 % eine Regierung mit übernehmen könnte! 
Wir haben durch die erfolgreiche Arbeit der vergangenen Jahr­
zehnte insbesondere unter der Verantwortung Friedrich-Wilhelm 
Lübkes, Kai Uwe von Hassels und Helmut Lembkes viele neue 
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Wähler dazugewonnen und unsere politische Basis verbreitert. 
1971 erzielten wir erstmals - ohne Koalition - selber die Mehr­
heit, 19 75 erneut. 

(Beifall) 

Jetzt in diesen Wochen arbeiten wir mit aller Kraft dafür, am 
29. April zum drittenmal das Vertrauen einer Majorität unserer 
Mitbürger zu gewinnen. 

(Beifall) 

Wir sehen uns da natürlich seit dem letzten Sonntag einem 
besonders lebhaften Interesse auch unserer politischen Gegner 
ausgesetzt. SPD und FDP versuchen zur Zeit in Bonn vor allem 
und auch ein bißchen in Kiel einen betonten Optimismus zu de­
monstrieren. Nun, dazu kann ich sagen: dies alles haben wir 
schon früher erlebt, vor allem 1971 und auch 1975. 

Von den vielfältigsten Äußerungen der letzten Tage war eine 
am aufschlußreichsten. Am Montag abend trat Egon Bahr nach der 
Sitzung der Führungsgremien der SPD vor das Zweite Deutsche 
Fernsehen und sagte zum Schluß seines Statements: "Aber die 
Schleswig-Holsteiner müssen daran denken, daß sie auch zur 
Bundesrepublik Deutschland gehören." - Dies war ein tiefen­
psychologisch höchst interessanter Vorgang. Daß wir zur Bundes­
republik Deutschland gehören, das wußten wir schon, als Egon 
Bahr noch auf der Landkarte nachsehen mußte, um Flensburg und 
Nordfriesland und Dithmarschen einzuordnen, meine lieben Freunde. 

(Beifall) 

Nein, hier kommt etwas anderes zum Ausdruck: die in den Führungs­
gremien der Sozialdemokraten und der Freien Demokraten und 
unter ihren Kandidaten und Funktionären verbreitete große Sorge, 
die Schleswig-Holsteiner könnten in der Tat davon ausgehen, daß 
eine Landtagswahl eine Landtagswahl ist, daß es also am 29. April 
um die konkrete Entscheidufig für die Zukunft dieses Bundeslandes 
geht. - In der Tat, so verstehen wir eine Landtagswahl, nicht 
aus taktischen Gründen, sondern weil wir - wenn auch etwas ge­
mäßigter als unsere süddeutschen Freunde - Anhänger eines ge­
sunden föderativen bundesstaatlichen Verfassungssystems in der 
Bundesrepublik Deutschland sind. 

(Beifall) 
SPD und FDP wissen, daß sie in der Landespolitik erschreckend 
schwach sind und daß sie über keine eindrucksvollen Alterna­
tiven verfügen. Deshalb möchte man sich sozusagen an die Rock­
schöße des sonst von der sozialdemokratischen Führung in Schles­
wig-Holstein wenig geschätzten Bundeskanzlers hängen, um von den 
eigenen Blößen abzulenken und die Landtagswahl so zu einer Art 
Plebiszit über Bundespolitik zu machen. 

Jochen Steffen, unser alter Gegenspieler, der langjährige Vor­
sitzende der SPD, hat dieses taktische Spiel übrigens jetzt 
am deutlichsten gekennzeichnet. Er schrieb vor 14 Tagen: Wenn 
die SPD Schleswig-Holsteins jetzt behaupte, es gehe um eine 
Mehrheit für Herrn Schmidt, dann sei das vollkommenen unzu­
treffend. Er fügte dann hinzu: " Seine Politik ist nicht ihre 
Politik, und ihre Politik ist nicht seine Politik." Ich füge 
hinzu: Seine Politik ist auch nicht unsere Politik, und ihre 
Politik ist auch nicht unsere Politik. Aber wenn sie so zerrissen 
sind, wenn sie dieses taktische Spiel aufführen, dann spricht 
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vieles dafür, daß eine Mehrheit der Schleswlg-Holstelner sagt: 
Dann lieber unsere Politik der Union; da wissen wir, wo es längs 
geht, da wissen wir, woran wir sind. 

(Beifall) 

Wir spüren in diesen Wochen Aufwind, und unsere Partei ist von 
Zuversicht erfüllt, obwohl wir genau wissen, daß in diesem Land 
bis zum letzten Tag hart gearbeitet werden muß, um die 5o % zu 
erreichen. Wir müssen genauso hart arbeiten, um die So % zu er­
reichen, wie unsere Freunde im schwäbischen Oberland, um die 5o 
oder 65 % zu erreichen. Die Ausgangsbedingungen sind eben ein 
bißchen verschieden. Aber wir glauben, daß wir es schaffen. Von 
diesem Bundesparteitag erhoffen wir uns einen starken und 
positiven Impuls. 

Konzentration auf die Landespolitik bedeutet ja nicht Provinzia­
lismus. Überall sind die unmittelbaren Beziehungen zur deutschen 
und europäischen Politik erkennbar, aber auch die verbindende 
Kraft in den geistigen Grundlagen unseres Handelns. 
Ich danke Ihnen allen, meine lieben Freunde, sehr herzlich, die 
Sie uns in diesem Wahlkampf helfen. Wir sind darauf angewiesen, 
und ich hebe hier gerne den vorbildlichen und hervorragenden 
Einsatz unseres Bundesvorsitzenden, unseres Freundes Helmut 
Kohl hervor, der seinen Wahlkampf in Schleswig-Holstein in die­
ser Woche begonnen hat. 

(Beifall) 

So gibt es für mich heute mehrere Gründe zu sagen: Ich wünsche 
den Beratungen des Bundespartages 1979 unserer Union In Kiel 
einen vollen Erfolg. 

(Langanhaltender Beifall) 

Lothar Späth, Tagungspräsidium: Lieber Gerhard Stoltenberg, der 
Parteitag dankt Ihnen für dieses Grußwort, für die Informatio­
nen, für diese engagierten politischen Aussagen. Wir danken Ih­
nen aber auch für die Gastfreundschaft, die Sie unseren Freun­
den bei diesem Parteitag in Schleswig-Holstein gewähren. Wir 
können Ihnen als Gastgeschenk nur eines mitbringen, nämlich die 
Versicherung, daß die gesamte Partei hinter Ihnen steht und mit 
Ihnen in diesem Wahlkampf solidarisch dafür kämpft, damit Sie, 
Ihre Regierungsmannschaft, die Freunde in Schleswig-Holstein 
und das Land Schleswig-Holstein das Wahlergebnis bekommen, das 
sie verdient und das vor allem Sie sich mit Ihrer Politik ver­
dient haben. 

(Beifall) 

Nun lassen Sie mich noch eine Begrüßung nachholen, die Ich be­
sonders gerne vornehme. Ich begrüße in unserer Mitte den Präsi­
denten des Deutschen Bundestages, unseren Freund Professor 
Carstens. 

(Anhaltender Beifall) 

Ich begrüße mit ihm die anwesenden Präsidenten der Landesparla­
mente. Ich darf hinzufügen: Mit Ausnahme von Bremen und Hamburg 
werden die Präsidenten aller Landesparlamente in der Bundesre­
publik inzwischen von der Union gestellt. 

(Beifall) 

Ich rufe nunmehr Punkt 8 der Tagesordnung auf: Bericht des Par­
teivorsitzenden 
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Dr. Helmut Kohl. Vorsitzender der CDU (mit Beifall begrüßt): 
Meine sehr verehrten Damen und Herren! Verehrte Gäste! Liebe 
Freunde! Aufgerufen ist der Tagesordnungspunkt Rechenschafts­
bericht des Parteivorsitzenden. Ich denke, wir können unsere Ar­
beit auf diesem Parteitag nicht einfach so beginnen, als ob 
nichts geschehen wäre. Die Wahlen in Rheinland-Pfalz und in 
Berlin liegen hinter uns. Unsere Freunde in den Landesverbänden 
von Rheinland-Pfalz und Berlin, insbesondere Bernhard Vogel und 
Richard v. Weizsäcker haben sich gemeinsam mit allen Mitglie­
dern und Freunden großartig geschlagen. Sie verdienen unseren 
herzlichen Dank und unsere volle Anerkennung. 

(Beifall) 

Meine Freunde, Bernhard Vogel hat in Rheinland-Pfalz das zweit­
beste Wahlergebnis für die CDU in der Geschichte dieses Landes 
erreicht; er gewann erneut die absolute Mehrheit der Stimmen. 
Das ist ein großartiges Ergebnis. 

(Beifall) 

Richard von Weizsäcker ist es zusammen mit Peter Lorenz gelun­
gen, den hervorragenden Erfolg von 1975 nochmals zu übertreffen. 
Die CDU ist wieder die stärkste politische Kraft in Berlin, 
der größten Stadt Deutschlands, unserer alten Hauptstadt gewor­
den. 

(Beifall) 

Meine Freunde, den Skeptikern sei gesagt: Im Jahre 1963 hatten 
die Sozialdemokraten in Berlin 61 % der Stimmen; im Jahre 1979 
haben sie noch 42 % der Stimmen. Wenn das kein Triumph der 
Union ist, dann weiß ich nicht, was ein Triumph einer Partei 
sein soll. 

(Beifall) 

Dennoch sage ich: Daß wir uns Insgesamt nicht völlig unange­
fochten bestätigt fühlen können - ich finde, das muß offen aus­
gesprochen werden -, liegt an dem schlechten Beispiel, das wir 
in Bonn gegeben haben. 

(Beifall) 

Meine Freunde, wer die letzten Monate - sagen wir offen, wie 
es war - in banger, aber gelegentlich auch in enttäuschter und 
zorniger Sympathie mit der Partei und ihrer Führung durchlebt 
hat, der weiß genau, daß wir uns eine solche Selbstdarstellung 
nicht erlauben können. 

(Beifall) 

Ich hoffe und ich glaube, das ist vorbei. Ich finde, wir sollten 
es vorbei sein lassen. 

Manches ist neu bedacht worden, manches wurde korrigiert. Ich 
denke, alle Beteiligten wissen, was sich in Zukunft unter gar 
keinen Umständen wiederholen darf. 

Meine Freunde, wir haben in unserer Partei vielfältige und gros­
se Begabungen. Doch sie bringen sich alle - jeder von uns muß 
sich das sagen - um ihre Wirkung, wenn sie die wichtigste Bega­
bung nicht einbringen: die Solidarität im Kreise derer, die in 
der Führung unserer Partei zur gemeinsamen Verantwortung beru­
fen sind. 

(Beifall) 
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Gerhard Stoltenberg - das gehört zu dem, was ich eben sagte -
hat uns auf das nächste Ziel hingewiesen. In fünf Wochen wird 
der neue Landtag gewählt. Lieber Gerhard Stoltenberg, SPD und 
FDP wissen genau: Es gibt keine Alternative zu Dir und Deiner 
Politik in Schleswig-Holstein. 

(Beifall) 

Deshalb wird wieder versucht, die Wähler zu täuschen, um von 
Deiner erfolgreichen Arbeit, der Arbeit unserer Freunde in 
Schleswig-Holstein, abzulenken. SPD und FDP wollen vergessen 
machen, daß es am 29. April in diesem Bundesland um eine klare 
Entscheidung geht, nämlich um die Entscheidung für oder gegen 
Gerhard Stoltenberg. Das müssen wir den Wählern gemeinsam deut­
lich machen. 

(Beifall) 

Wenn wir das tun, haben wir guten Grund, auf die Urteilskraft 
unserer Mitbürger in Schleswig-Holstein zu vertrauen. 
Ich sage für die ganze CDU Deutschlands, für alle unsere 
Freunde, die zur Verfügung stehen können: Wir alle kämpfen 
gemeinsam mit Gerhard Stoltenberg und dem CDU-Landesverband 
Schleswig-Holstein um jede Stimme für die Entscheidung des 
29. April. 

(Beifall) 

Wir kämpfen dafür, daß dieses Land keine Speerspitze sozialisti­
scher Systemveränderung in der Bundesrepublik Deutschland wird. 

Wir kämpfen für eine klare Politik der Vernunft, eine klare 
Politik, die solide und bewährt ist. 

(Beifall) 

Meine lieben Freunde, erstmals in der Geschichte der Bundes­
republik Deutschland verfügen CDU und CSU über die absolute 
Mehrheit in der Bundesversammlung. Da so vieles an dieser Tat­
sache verdreht wird, sei noch einmal ganz nüchtern festgestellt: 
Für diese Mehrheit hat nur einer die Verantwortung, nämlich der 
Wähler. Mit seiner Stimmabgabe bei den Landtagswahlen und bei 
der Bundestagswahl am 3. Oktober 1976 wurde uns, wurde CDU und 
CSU dieses besondere Vertrauen übertragen. 

(Beifall) 

Wir werden und wir wollen dieses Vertrauen rechtfertigen. Des­
halb wählen wir am 23. Mai im ersten Wahlgang Karl Carstens 
zum neuen Bundespräsidenten der Bundesrepublik Deutschland. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Meine Freunde, Karl Carstens als Bundespräsident - das ist ein 
Symbol, ein Zeichen für die wahren Mehrheitsverhältnisse in der 
Bundesrepublik, 

(Beifall) 

aber auch ein Symbol für die wirkliche politische Auszehrung 
des Bündnisses von SPD und FDP. Das ist auch der Grund für die 
Hektik und die bösartige Nervosität im Lager unserer politi­
schen Gegner. Dies ist heute nicht der Platz, um zu der infamen 
Verleumdungskampagne der Koalition gegen Karl Carstens Stellung 
zu nehmen. Ich will nur eines sagen: Das, was hier geschehen ist 
und was vor allem nach dem Willen der Sozialdemokraten noch an 
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Verleumdung betrieben werden soll, schlägt auf seine Urheber 
zurück und schadet unserem Staat und allen seinen Bürgern. 

(Beifall) 

Was ist das für ein erbärmliches Verständnis von Demokratie, 
wenn führende deutsche Sozialdemokraten jetzt offensichtlich 
zunehmend leugnen, daß Macht in der Demokratie immer nur auf 
Zeit verliehen wird und daß es eine der wichtigsten Erfahrungen 
und Erkenntnisse der politischen Kultur der Demokratie ist, daß 
jeder von uns sein Mandat nur auf Zeit bekommt, daß er sich 
dann erneut bewerben kann und, wenn er nicht erneut betraut 
wird, ins Glied zurücktritt? Das ist die Vorstellung freiheit­
licher Demokratie und ihrer Machtausübung, 

(Beifall) 

Ich will die Sozialdemokraten und die Freien Demokraten hier 
auffordern, dem deutschen Wähler - statt ihre Verleumdungs­
kampagne fortzusetzen - zu sagen, wen sie am 23. Mal als ihren 
Kandidaten in der Bundesversammlung vorschlagen wollen. 

(Beifall) 

Aber dies alles ist für SPD und FDP nur ein Vorspiel im Blick 
auf die Bundestagswahl im nächsten Jahr. Ich stelle gerade auch 
nach der Serie der Landtagswahlen bei einer nüchternen, wägen­
den Betrachtung der Ergebnisse fest, daß wir eine gute Chance 
für die Bundestagswahl 198o haben. Dennoch versucht man uns 
einzureden, es sei schon alles viel zu spät; die Union könne 
nicht gewinnen. Da viele - auch bei uns - sich in ihrem Gedächt­
nis nur sehr kurzfristig bemühen, will ich sie doch einfach 
einmal auffordern, nachzulesen, was uns im Herbst des Jahres 
1975 ins Stammbuch für die Bundestagswahl 1976 geschrieben 
wurde. Ich hätte mir im Jahre 1976 gelegentlich gewünscht, daß 
der eine oder andere in unseren Reihen weniger diesen Auguren 
als vielmehr seiner eigenen Überzeugungskraft getraut hätte und 
mehr für die 3oo ooo Stimmen gekämpft hatte, die uns 1976 dann 
gefehlt haben. 

(Beifall) 

Meine Freunde, betrachten wir doch kurz einmal den Wahrheits­
gehalt, der angeblich jenen Behauptungen innewohnt. Es wird ge­
sagt, die wirtschaftliche Entwicklung habe sich entspannt; die 
Arbeitslosigkeit wirke nicht mehr bedrohlich; die hohe Ver­
schuldung rege die Menschen nicht auf. Mit Bildungspolitik -
daran habe man sich gewöhnt - sei keine Wahlschlacht mehr zu 
gewinnen, und in der Familienpolitik passe sich die Bundesre­
gierung eben an. Alles in allem sei der Wähler zufrieden. 

Meine Freunde, solche Behauptungen kann man doch nur aufstellen, 
wenn man durch die Brille unseres politischen Gegners blickt. 
Behauptungen dieser Art sind für uns kein Beitrag zu einer 
realistischen Sicht, wenn wir 198o antreten. 

(Beifall) 

Diese Behauptungen kann man Punkt für Punkt widerlegen. 

Wie ist denn die wirtschaftliche Lage? Zweifellos - wir sind 
nach den dürren Jahren glücklich darüber - gibt es Anzeichen 
für eine wirtschaftliche Besserung. Die Inflationsrate steigt 
aber wieder. Der Aufschwung ist keineswegs so stabil, wie es 
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uns diese Regierung weismachen will. Niemand kann heute schon 
sagen, wie lange die Investitionsbereitschaft der Unternehmen 
anhält. Entscheidend - das erlebt doch jetzt jeder - wird aber 
sein, wie wir mit der auf uns zukommenden Ölkrise im nächsten 
Herbst zurechtkommen und ob die Energieversorgung mittelfristig 
gesichert werden kann. Wir dramatisieren nichts, aber wir be­
schönigen auch nichts. Das Wachstum des Welthandels sieht nicht 
mehr so günstig aus wie vor wenigen Monaten. Öl wird in diesem 
Jahr nicht nur teuer, sondern auch knapp werden. Die Bundesre­
gierung hat die Energiepolitik für diesen Staat in fahrlässiger 
Weise der OPEC überlassen. Der Bundeskanzler hat offenbar ge­
meint, wenn es irgendwo knirsche, brauche er nur mit dem Öl-
kännchen nachzugießen. Meine Freunde, die OPEC hat sich aber 
verändert, und zwar nicht nur im Hinblick auf den Iran. Es 
wird nicht mehr lange dauern, dann werden unsere Bürger die 
Regierung und den Kanzler fragen: Wo bleibt eigentlich das 
Energiekonzept für die Bundesrepublik, wo bleibt die Zukunfts­
sicherung? Wir, die CDU, haben seit Jahr und Tag darauf ge­
drängt, die nötigen Beschlüsse zu fassen, um die auf uns zu­
kommende Krise zu vermeiden. Es ist ein schlimmes Trauerspiel, 
daß aus Angst vor den Linken in SPD und FDP die wesentlichen 
Entscheidungen für den Staat nicht getroffen wurden. 

(Beifall) 

Der Bundeskanzler hat nicht den Mut, sich gegen die Ideologen 
in der eigenen Partei, in den eigenen Reihen durchzusetzen. 
Gerade hier in Schleswig-Holstein sind es doch Matthiesen, 
Jansen und Genossen, die für jenes tatsächliche Moratorium in 
der Energiepoliktik mitverantwortlich zeichnen, das uns ein 
Stück unseres Sozialprodukts und damit ein Stück der sozialen 
Sicherheit in den nächsten Jahren kosten kann. Meine Damen und 
Herren, dies ist nicht eine Rechnung der Regierung allein. Wir 
alle - die Bürger unserer Bundesrepublik - werden diese 
Rechnung bezahlen. 

Es ist richtig: Die Arbeitslosenzahl sinkt wieder leicht. Eine 
Erwerbslosenzahl von 9oo ooo im Jahresdurchschnitt ist aber doch 
kein Normalzustand.. 
Dieser Zustand ist ein Skandal und bleibt ein Skandal. Und 
Arbeitslosigkeit bleibt soziales Unrecht, auch wenn SPD und FDP 
die Sorgen der Menschen, denen Beschäftigung und Lebenschance 
verweigert werden, nicht mehr wahrhaben wollen. Wir machen die­
se Verdrängung nicht mit. 

(Beifall) 

Wir unterscheiden uns eben von den Sozialdemokraten, deren so­
zialistisches Erbe es ist, daß sie in globalen Zahlen denken 
und sich vor allem für das Schicksal von Klassen, Gruppen und 
Verbänden interessieren. Wer so denkt, für den sind 4 % Arbeits­
losigkeit eine Zahl, die ihn kalt läßt. Solange es keine Gewerk­
schaft der Arbeitslosen gibt, wird sich Helmut Schmidt immer auf 
die Seite der Arbeitsbesitzenden schlagen. 

Meine Freunde, für uns sind 4 % Arbeitslose genau 4 % zuviel. 
Das war immer unsere Politik. 

(Beifall) 

Denn wir wollen einen Staat, in dem nicht das Vertrauen auf die 
sozialen Sicherungen, sondern das Vertrauen auf die eigene Lei-
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stung, die persönliche Leistung die entscheidende Rolle spielt. 

Die Bundesrepublik Deutschland soll nicht ein sozialistisches 
Betreuungsheim sein, sondern eine Solidargemeinschaft, in der 
jeder, der arbeiten kann und etwas leisten will, seine ganz per­
sönliche Chance findet. Das war und bleibt Politik der CDU. 

(Beifall) 

Weiter, meine Freunde: Stimmt es eigentlich, daß die Themen 
"Staatsverschuldung" und "Rentensicherheit" bei unseren Mitbür­
gern keine Sorgen auslösen? Ich mache in meinen Versammlungen 
landauf, landab die Erfahrung, daß ich danach gefragt werde. 
Es ist eine sorgenvolle Frage, die immer wieder gestellt wird. 
Gerade der so oft zitierte "einfache Mann" weiß sehr genau, 
worauf es ankommt. Er weiß längst: Die Sozialdemokraten und die 
Freien Demokraten in dieser Regierung verfeuern heute schon das 
Holz, an dem sich eigentlich einmal unsere Enkel wärmen sollten. 

Zum Thema Bildungspolitik frage ich mich: Haben wir eigentlich 
den Aufstand der Eltern, der Mütter und Väter, der Bürger in 
Nordrhein-Westfalen im Volksbegehren gegen die Koop-Schule ver­
gessen? ,„ .̂  , , , 
^ (Bexfall; 

Wir erleben doch - und ich finde, es gibt schon zuviel Gewöh­
nung an diesen Zustand -: Was vor ein paar Jahren eine Handvoll 
Ideologen vertreten haben, bestimmt jetzt das Bildungsklima in 
vielen Klassenzimmern. Die Eltern in unserem Lande erleben täg­
lich, was vor sich geht. Meine Freunde, es wäre eine Verleugnung 
unserer Verantwortung als Christliche Demokraten, wenn wir den 
Vätern und Müttern, wenn wir den Eltern und Großeltern unserer 
Kinder in dieser entscheidenden Auseinandersetzung nicht unsere 
ganze Hilfe anböten. 

Im Vorfeld der Bundestagswahl und der Europawahl ist hier auch 
ein Wort zu den Gewerkschaften, insbesondere zum Deutschen Ge­
werkschaftsbund, fällig. Meine Freunde, es ist unübersehbar, daß 
das Zusammenrücken, das Verklammern zwischen der SPD und führen­
den Repräsentanten des DGB enger geworden ist. Ich sage klar und 
deutlich: Wir sehen das mit Sorge; denn wir bedauern den Ver­
lust an gewerkschaftlicher Qualität, der mit dieser Entwicklung 
verbunden ist. (Beifall) 

Wir, die CDU, wollen das offene Gespräch mit allen Gewerkschaf­
ten, auch mit dem Deutschen Gewerkschaftsbund. 

(Beifall) 

Viele Mitglieder des Deutschen Gewerkschaftsbundes sind unsere 
Anhänger. Über ein Drittel - auch Herr Vetter hat diese Zahl nie 
bestritten - der Mitglieder des DGB hat bei der letzten Bundes­
tagswahl CDU und CSU gewählt. Ich habe den Eindruck, daß manche 
in der DGB-Führung diese wichtige Tatsache offensichtlich ver­
gessen machen wollen. Die Gewerkschaftsmitglieder wünschen zu 
Recht eine Vertretung ihrer Interessen. Aber sie wünschen über­
haupt nicht, daß ihre Sprecher Hilfsorgane und Wasserträger der 
Bundesregierung werden. 

(Beifall) 

Die Gewerkschaften sind - wir haben das oft gesagt; ich darf es 
wiederholen - eine wichtige und notwendige Kraft unserer Gesell­
schaft. Sie vertreten die Interessen der Arbeitnehmer, und das 
ist gut so; denn das ist ein ganz besonders wichtiger Teil der 
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Gesellschaft. Aber, meine Freunde, man muß auch aussprechen: Das 
Ist nicht die ganze Gesellschaft der Bundesrepublik Deutschland. 
Wenn Gewerkschaften Staat machen wollen, dann kommt es dazu, daß 
andere Kräfte Tarifpartner werden sollen. Hier besteht nicht im 
besonderen für die CDU eine Gefahr, sondern allgemein für Staat 
und Gesellschaft. Deswegen müssen wir uns diesem kritischen 
Dialog mit dem Deutschen Gewerkschaftsbund stellen, und wir 
werden ihn auch im Blick auf die Europawahl klar und deutlich 
führen. 

(Beifall) 

Meine Freunde, die Themen der Auseinandersetzung mit unserem 
politischen Gegner drängen sich geradezu auf. Nehmen wir sie 
auf! Suchen wir die Auseinandersetzung mit dem Gegner und be­
schäftigen uns weniger mit uns selbst! 

Es ist eine Binsenwahrheit - ich zögere fast, sie auszuspre­
chen -: Um 198o die Wahl zu gewinnen, müssen wir geschlossener 
und solidarischer auftreten. 

(Beifall) 

Wir müssen fähig sein, in den nächsten 15 Monaten auf breiter 
Front sachpolitisch mit unseren besseren Alternativen und per­
sonalpolitisch mit unserer besseren Mannschaft anzugreifen. Wir 
haben doch die besseren Köpfe; das ist jedermann erkennbar. Das 
ist vielleicht auch ein Stück unseres Problems. Aber es ist ein 
lösbares Problem. 

Viele unserer Freunde stehen seit Jahren in besonderer Verant­
wortung des Staates. Einige Namen stehen für viele: in den Groß­
städten Männer wie Walter Wallmann und Manfred Romme1, in den 
Ländern unsere Ministerpräsidenten Gerhard Stoltenberg, Ernst 
Albrecht, Bernhard Vogel, Franz Josef Röder und Lothar Späth. 
Meine Freunde, dies ist mein Vorschlag: Wir werden 198o den 
Wahlkampf mit einer Mannschaft führen, die unsere politische 
Überlegenheit auch personell überzeugend darstellen kann. 

(Beifall) 

Schon jetzt besteht unsere Aufgabe darin, das, was wir an unse­
ren politischen Programmen gemeinsam erarbeitet haben, auch an 
die Betroffenen überzeugend heranzutragen. Hier muß man klar 
sagen: Manches muß besser werden. Wir müssen vor allem unsere 
jungen Mitbürger stärker als bisher in unsere Diskussion über 
ihre Zukunft einbeziehen. Meine Freunde, wir müssen das in ei­
ner Sprache tun, die die jungen Leute überhaupt erreicht, die 
ihnen verständlich ist; das ist eine der Voraussetzungen. 

(Beifall) 

Es ist doch nicht wahr, daß sich die jungen Leute schon auf der 
Schulbank nichts mehr zutrauen. Meine Freunde, wenn sie resig­
nieren - das sind unsere Kinder ! - oder verstummen, dann doch 
deshalb, weil ihnen ihre Berufschancen häufig vorenthalten wer­
den. Die junge Generation braucht die Freiheit von Sorge. Dann 
wird sie ganz selbstverständlich wieder größere Lebensentwürfe 
riskieren und das Abenteuer ihres Lebens wagen; das ist die 
Voraussetzung, die wir in unserer Politik gestalten müssen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, liebe Freunde, wir müssen auch mehr als 
bisher unsere Mitbürgerinnen von unserer Politik überzeugen. Wie 
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wir wissen, sind ihre Interessen bei uns besser aufgehoben als 
bei denen, die konkrete Nöte mit Ideologien beantworten. Das 
gilt für die Hausfrau und Mutter genauso wie für die berufs­
tätige Frau. 
Aber auch hier genügt es nicht, das auf dem Parteitag zu sagen; 
es muß im Alltag der praktischen Sach- und Personalpolitik eines 
jeden Kreisverbandes deutlich werden. 

Wir begehen morgen und übermorgen den Europa-Parteitag im Blick 
auf die Wahl am 10. Juni. Dies ist ein bedeutsamer, ein ge­
schichtlicher Tag für Europa. Denn die Wahl zum Europäischen 
Parlament ist ein neuer, hoffnungsvoller Anfang auf dem Wege zur 
politischen Einigung unseres Kontinents. 

Als politischer Erbe Konrad Adenauers weiß ich die CDU Deutsch­
lands mit allen ihren Freunden in der Europäischen Volkspartei 
einig in dem Willen, der europäischen Idee mit Mut, mit Hingabe 
und aller Einsatzbereitschaft zu dienen. Das vereinte Europa ist 
für uns in Deutschland eine wichtige Voraussetzung, um langfri­
stig die Spaltung Europas und damit auch die Spaltung unseres 
Vaterlandes überwinden zu können. 

Es muß unsere Aufgabe sein, diesen Zusammenhang zwischen Europa-
und Deutschlandpolitik den Menschen in der Bundesrepublik jeden 
Tag wieder näherzubringen. Das ist eine der großen Chancen nicht 
nur für Europa, sondern auch für unser deutsches Vaterland, 

(Beifall) 

Die Europäische Volkspartei ist die einzige wirklich über­
nationale Partei im freien Europa. Sie ist die große Hoffnung 
für alle, denen ein geeintes Europa nach dem Modell des demo­
kratischen und sozialen Rechtsstaats am Herzen liegt. 

Ich bin sicher: die Idee der freiheitlichen und sozialen Part­
nerschaft, für die wir in der EVP gemeinsam kämpfen, wird gerade 
den Jungen in Europa Antworten geben, nach denen sie suchen. 

Freiheit und Frieden durch Menschenrechte und parlamentarische 
Demokratie - das war die Antwort Konrad Adenauers, Robert Schu-
mans, Aleide de Gasperis, Winston Churchills auf die grausamen 
Erfahrungen, die Europa mit einer Politik der Diktatur, der 
Menschenverachtung hat machen müssen. 

Freiheit und Frieden durch Menschenrechte und parlamentarische 
Demokratie - das ist noch heute unsere Antwort auf eine Ideolo­
gie, die sich fortschrittlich nennt, die aber in Wahrheit Rück­
schritt bedeutet. Sie beutet Menschen aus, statt ihnen zu die­
nen. Sie mißachtet die Menschenwürde und sie tritt sie mit Füßen. 

Meine lieben Freunde, es bewegt uns tief, daß Papst Johannes 
Paul II. die Achtung vor der Würde und der Freiheit eines jeden 
Menschen in den Mittelpunkt seiner ersten Enzyklika gestellt 
hat. 
Mit seiner Mahnung an die Regierungen in der Welt, das Wohl des 
Menschen müsse als Grundfaktor des Gemeinwohls das wesentliche 
Kriterium für alle Programme, Systeme und Regime bilden, macht 
der Papst allen Menschen, auch uns, Mut für die Zukunft. 

Er schreibt: 
"Es geht um jeden Menschen in all seiner unwiederholbaren Wirk­
lichkeit im Sein und im Handeln, im Bewußtsein und im Herzen." 

Meine Freunde, wir haben allen Grund, Papst Johannes Paul II. 
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für diese wichtige, nachdenkliche Botschaft dankbar zu sein. 

(Beifall) 

Europa die Freiheit zu erhalten - das ist das große, das ge­
schichtliche Ziel, das wir uns mit unseren Freunden in der Euro­
päischen Volkspartei gesetzt haben. Nicht ein Europa der so­
zialistisch-kommunistischen Zusammenarbeit, sondern ein Europa 
des demokratischen und sozialen Rechtsstaates kann allein die 
Menschenrechte auf diesem Kontinent sichern. 

Europa, meine Freunde, das ist für uns, die Christlichen Demo­
kraten, der Inbegriff einer freiheitlich-demokratischen, einer 
freiheitlich-sozialen, einer wirklich menschlichen, humanen Le­
bensform. 

Aber nach dem Kölner Europa-Parteitag der SPD drängt sich doch 
die Frage auf: Was ist die europäische Idee der Sozialdemokraten? 
Meine Freunde, wer das Wahlprogramm der SPD durchgeht, der be­
kommt Antwort auf diese Frage. Europa - so muß man es klar sa­
gen - ist für die Sozialdemokraten nichts anderes als ein Mittel 
zum Zweck, und der Zweck heißt: Sozialismus in Europa. 

(Beifall) 

Im Wahlprogramm der SPD von Köln steht jener Satz, der wie kein 
anderer deutlich macht, wo die Sozialdemokraten heute in Wahr­
heit stehen, was sie in Zukunft wollen. Ich meine den Satz: 

"Im Streit um die Mehrheit in der Europäischen Gemeinschaft sind 
die konservativen Parteien der Hauptgegner." 

Meine Freunde, die eigentliche Kampfansage der demokratischen 
Sozialisten in Deutschland' gilt mithin Demokraten und nicht den 
geborenen Feinden der Demokratie, die wir jahrzehntelang gemein­
sam bekämpft hatten. 

(Beifall) 

Auf die europäischen Kommunisten blickt die SPD in ihrem Pro­
gramm mit Hoffnung, ja mit Zuversicht. "Ernsthaft und diffe­
renziert" - so heißt es im Kapitel 9 des Wahlprogramms - müsse 
"der Anpassungsprozeß der kommunistischen Parteien an die ver­
änderten Bedingungen der Europäischen Gemeinschaft ... beach­
tet werden". 

Wie aber steht es denn eigentlich mit den Kräften der poli­
tischen Mitte, mit den christlich-demokratischen Parteien Euro­
pas? Sie sind - so sagt die Partei der Herren Schmidt, Wehner 
und Brandt - die Sachwalter der "Konfrontation" in Europa. Sie 
gefährden - so sagt die SPD - den Frieden, die Aussöhnung und 
die Entspannung in Europa. Sie treiben - so sagt die Partei der 
Herren Schmidt, Brandt und Wehner - mit ihrem Eintreten für die 
Menschenrechte "Mißbrauch" mit diesen Rechten. Und sie sind -
so sagt die SPD - unfähig, die Demokratie "auf Dauer zu sicherrf', 
weil sie "die bestehenden Herrschafts- und Wirtschaftsstruk­
turen unangetastet lassen" wollen. 

Meine Freunde, ich nenne den Geist, der aus diesem Wahlprogramm 
spricht, klar beim Namen: Es ist der reaktionäre Geist einer 
sozialistischen Klassenpartei des 19. Jahrhunderts. Es ist die 
Aufkündigung jeglicher demokratischer Gemeinschaft unter Demo­
kraten in Deutschland. 

(Lebhafter Beifall) 
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Eine Partei, die im Blick auf Europa auf Kommunisten Hoffnung 
setzt und Demokraten verleumdet, eine solche Partei versündigt 
sich nicht nur an der europäischen Idee, sie versündigt sich am 
inneren Frieden der Bundesrepublik Deutschland. Und ohne inneren 
Frieden kann man den äußeren Frieden des Landes nicht bauen. 

(Beifall) 

Die Sozialdemokraten kündigen die Gemeinsamkeit der Demokraten 
in entscheidenden Grundprinzipien unseres Verfassungsverständ­
nisses auf. Sie kündigen jene Prinzipien, die fast drei Jahr­
zehnte die innere Stabilität und damit die Zukunft unserer Re­
publik gesichert haben. 

Die SPD bricht mit dem Grundsatz der wehrhaften Demokratie. Über 
Jahrzehnte waren wir, die Demokraten, uns doch einig in einer 
Lebensfrage unserer freiheitlichen Demokratie: in der Ent­
schlossenheit, weder Kommunisten noch Neo-Nationalsozialisten 
die Tür zum öffentlichen Dienst zu öffnen. 
Diesen Grundsatz der wehrhaften Demokratie, der ein Gebot unse­
rer Verfassung und unserer Gesetze ist, den haben wir noch 1972, 
die Bundesländer, die Gemeinden der Bundesrepublik und der Bund, 
gemeinsam bekräftigt. Heute, meine Freunde, hören wir aus dem 
Munde des Verfassungsministers der Bundesrepublik Deutschland 
den ungeheuren Satz, das "Schutzobjekt Demokratie" sei durch die 
Vereinbarung aus dem Jahre 1972 "unansehnlicher geworden". Meine 
Damen und Herren, ein Minister, der so denkt, der wird auch so 
handeln. Ich kann nur den Bürgern raten, dafür zu sorgen, daß er 
bei nächster Gelegenheit davongejagt wird. 

(Beifall) 

Eine der großen Gestalten der deutschen Sozialdemokratie nach 
dem Kriege, der frühere Hamburger Bürgermeister Herbert Weich­
mann, sprach von einem "semantischen Betrugsmanöver", wenn das 
"Erfordernis der Gewähr für Verfassungstreue" in eine "Unter­
drückungsmaßnahme für Freiheitsfreunde" umgefälscht wird. Meine 
Freunde, die wehrhafte Demokratie als unansehnlicher Schnüffel­
staat,- der ein Klima der Unterdrückung verbreitet, die junge 
Generation einschüchtert und Berufsverbote exekutiert: Wo kommt 
das denn eigentlich her? Kommunisten haben weltweit dieses Tribu­
nal gegen unsere Bundesrepublik Deutschland in Szene gesetzt. 
Es ist bitter, feststellen zu müssen, daß führende Sozialdemo­
kraten bereit waren und bereit sind, vor diesem Agitations­
tribunal als Zeugen der Anklage aufzutreten! 

(Beifall) 

Viele von uns haben ja mit mir in jener Fernsehsendung aus Den 
Haag erlebt, daß es dieselben Zeugen sind, die draußen im Ausland 
gegen uns als Beweis für alte und billige neue Vorurteile gegen 
die Bundesrepublik Deutschland zitiert werden. 

(Beifall) 

Die Diffamierungskampagne der Sozialisten schadet nicht uns als 
Partei; sie schadet unserem Staat. Die Sozialisten setzten sein 
Ansehen herab und bauen Vorurteile auf, die wir jetzt am Vor­
abend des neuen Europa bitter notwendig abbauen müssen. Solche 
Vorurteile, meine Freunde - und das ist das Wichtigste -, können 
die besten Ansätze der doch so notwendigen europäischen Kultur 
zunichte machen. Ich frage Sie, und ich frage die deutsche 
Öffentlichkeit: Wann hat man je etwas gehört, daß Helmut Schmidt 
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auf den beschwörenden Appell Herbert Weichmanns an die demokra­
tischen Parteien in unserem Lande, in der Abwehr des politischen 
Extremismus einig zu bleiben, auch nur geantwortet hätte? Ich 
frage: Wo bleibt das Wort des Bundeskanzlers, wenn ein Minister 
seiner Partei einen "schlimmen antiparlamentarischen Effekt" 
und "politische Eruptionen" für den Fall in Aussicht stellt, daß 
das Bundesverfassungsgericht ein ihm, dem Minister, nicht ge­
nehmes Urteil zur Mitbestimmung fällen würde? Meine Freunde, wer 
mit sozialen Unruhen droht, wenn das höchste deutsche Gericht 
nicht den Forderungen bestimmter politischer Kräfte nachkommt, 
der versucht, das Recht in diesem Staate unter den Primat der 
Politik zu drücken. Hier, meine Freunde, offenbart sich das 
Staats- und Demokratieverständnis einer anderen Republik. Wir 
aber wollen diese Republik und keine andere! 

(Beifall) 

Es ist schon schlimm genug, daß der Bundeskanzler und die Regie­
rung, die vorgibt, liberal zu handeln, stumm bleibt, wenn in 
solcher Weise mit dem höchsten deutschen Gericht umgegangen wird. 
Meine Damen und Herren, es ist ein Skandal besonderer Art, wenn 
jene Partei, die FDP, die für sich selbst immer in Anspruch 
nimmt, Anwalt und Hüter des liberalen Erbes zu sein, einem un­
verhüllten Angriff auf die liberalen Grundlagen unseres Staates 
außer Sprachlosigkeit nichts entgegenzusetzen hat. Die FDP hat 
auch hier gezeigt, daß sie das liberale Richteramt nicht mehr 
wahrnimmt, daß sie nicht mehr den Mut, den Willen und auch nicht 
mehr die Kraft besitzt, mit der Standfestigkeit eines Theodor 
Heuss und der Leidenschaft eines Thomas Dehler für liberale 
Grundsätze einzutreten. Meine Freunde, liberal, das heißt für uns 
nicht opportunistisch; liberal, das ist kämpferischer Einsatz 
für die vom Grundgesetz gewollte wehrhafte Demokratie. Da gibt 
es kein Wenn, und da gibt es kein Aber. 

(Beifall) 

Es ist antiliberal, den Feinden und Verächtern der Freiheit und 
des Rechts den "Marsch durch die Institutionen" des Staates 
leichter machen zu wollen. Es spricht liberalem Geist und libe­
raler Überzeugung Hohn, die bitteren Lehren der Geschichte der 
Weimarer Jahre bedenkenlos, ja, hochmütig in den Wind schlagen 
zu wollen. Im Blick auf das Jahr 1980 kommt es darauf an - und 
das ist die Grundlage, von der wir ausgehen müssen -, die Achse 
der Bundesrepublik nicht weiter nach links verschieben zu las­
sen. Das hat Auswirkungen für unsere Strategie im Jahre 1980: 

1. Die Union muß die politische Mitte ganz ausfüllen und in 
Anspruch nehmen. 

2. Wir dürfen die politische Mitte in der Bundesrepublik Deutsch­
land nicht aufsplittern lassen. 

3. Wir müssen fähig sein, die Integrationskraft unserer Partei 
voll auszuschöpfen. 

Wenn wir dies tun, ist die Politik der Mitte in der Bundesrepu­
blik Deutschland mehrheitsfähig. 

(Beifall) 

Mehrheitsfähig ist und bleibt eine Volkspartei nur, wenn sie die 
drei großen Grundströmungen in sich vereint: die liberale, die 
christlich-soziale und die konservative Idee. Die Christlich 
Demokratische Union ist seit der Stunde ihres Anfangs, ihrer 
Geburt in ihrem Profil in diesen Jahrzehnten durch diese geistig-
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politischen Strömungen geprägt worden. 

Liberal, meine Freunde, Ist unser Bekenntnis zur Freiheit, zu 
Eigenverantwortlichkeit, zur Würde der Person. Liberal ist unser 
Vertrauen in die Leistungsfähigkeit der Sozialen Marktwirtschaft 
und unser Vertrauen in den Leistungswillen und in die Initiative 
und den Willen zur Selbstverantwortung und Selbständigkeit bei 
unseren Mitbürgern. Liberal ist schließlich unser Verständnis 
vom Staat, seinen Aufgaben und seinen Grenzen, 

Christlich und sozial geprägt ist unser Menschenbild. Für uns 
- ich finde, wir sollten das wieder deutlicher auch nach draußen 
sagen - ist der Mensch nicht das letzte Maß aller Dinge. Deshalb 
bekennen wir uns im Ludwigshafener Grundsatzprogramm zu der Er­
kenntnis, daß der Mensch weder sich selbst noch der Welt aus 
eigener Kraft einen Sinn geben kann. Wenn jetzt so viel gespro­
chen wird von einer Sinnkrise bei jungen Menschen, ist diese 
alte Antwort aus dem Geiste unseres Glaubens eine ganz junge, 
eine ganz progressive Antwort. Wir müssen sie bloß wieder selbst 
überzeugend nach draußen tragen. 

(Beifall) 

Christlich und sozial ist unsere Bereitschaft, uns jederzeit 
zum Anwalt der Schwachen und zum Fürsprecher der Gerechtigkeit 
zu machen. Wir haben die Beschlüsse des Mannheimer Parteitags 
nicht umsonst gefaßt. Sie sind Leitlinie unseres praktischen 
Tuns. Ich darf jeden noch einmal daran erinnern, daß dies der 
Kurs der Partei in dieser Frage ist. 

Konservativ, meine Freunde, sind wir aus Achtung vor dem ge­
schichtlich Gewordenen, und konservativ sind wir, weil wir 
wissen, daß die Welt nicht jeden Tag neu erfunden werden kann. 
Konservativ sind wir, weil wir frei sind von jenem materiali­
stischen Fortschrittsdenken, das sich anmaßt, das Ziel der Ge­
schichte zu kennen. 

Meine Freunde, dies muß klar sein: Keine dieser drei geistigen 
Grundströmungen darf in unserer Partei vernachlässigt oder ab­
gedrängt werden, keine von ihnen Ist, auf sich allein gestellt, 
politisch tragfähig. Erst die geistige Verbindung aller drei Grund­
linien füllt den Rahmen der politischen Mitte wirklich überzeu­
gend aus. 

(Vereinzelt Zustimmung) 

Deshalb wäre es, mit einem Satz gesagt, völlig töricht, wenn 
wir es zuließen, daß die politische Mitte aufgesplittert wird. 

(Beifall) 

Was wir brauchen, ist eine Politik, die wir nicht nur prokla­
mieren, sondern auch leben; eine Politik,die in der Lage ist, 
Ideen und Gruppen zu integrieren, eine Politik, deren Dynamik 
sich nicht im aufgeregten Geflatter politischer Flügelbewegungen 
erschöpft. 

Meine Freunde, unsere Partei muß in ihrer Gesamtheit, in allen 
ihren Organisationsstufen, offen, sensibel und aufnahmebereit 
bleiben: für neue Fragen, für neue Ideen und für die nachwachsen­
de Generation ebenso wie für politische Gruppen, die uns noch 
fernstehen. Wer zu uns kommt, soll - das ist ganz bedeutsam - bei 
uns eine politische Heimat finden und nicht eine Startrampe für 
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politische Flugversuche. 

(Beifall) 

Das entscheidende und in der gegenwärtigen politischen Land­
schaft einmalige Plus der Union ist ihre inhaltliche Geschlossen­
heit. Wo gibt es noch eine Partei - sehen Sie sich doch SPD und 
FDP anl -, die in den wichtigsten Grundfragen der deutschen 
Politik, in der Innen- und der Außen-, in der Sozial- und der 
Gesellschaftspolitik eine solchen Übereinstimmung in sich birgt 
wie diese Christlich Demokratische Union 1 

(Beifall) 

Ein Plus sind ihre Integrationsfähigkeit und ihre Offenheit für 
die geistigen Grundströmungen unserer Zeit. Ein Plus ist schließ­
lich - lassen wir uns das nicht wegdiskutieren - eine groß­
artige Fähigkeit, ihre oft bewiesene Fähigkeit zu wirklich 
praktischem Handeln. 

Das ist der Grund, ist die Grundlage für die Erfolge unserer 
Partei. Das ist auch der Grund dafür, daß in diesen Jahrzehn­
ten so viele - auch ich selbst - aus Überzeugung gerade in diese 
Partei eingetreten sind. Deswegen will ich - mit Ihrem Vertrauen, 
um das ich mich erneut bewerbe, alles tun, um meine wichtigste 
Aufgabe zu erfüllen: die Integrationsfähigkeit unserer Partei 
zu erhalten. 

(Beifall) 

Die CDU wird liberal und offen bleiben, die CDU wird an ihren 
christlich-sozialen Grundsätzen festhalten, sie fortentwickeln 
und in die Politik übertragen, und die CDU wird in ihrer Treue 
zum Bewährten konservativ bleiben. Diese Politik hat die Sta­
bilität unseres Staates und un'serer Demokratie begründet, und 
sie hat in einer einmaligen Weise die Zusammenarbeit und die 
Verständigung auch zwischen den Generationen möglich gemacht. 

Meine Freunde, wir können die Wahlen 198o gewinnen, wenn wir 
offensiv und hart in der Sache die Themen der Auseinandersetzung 
bestimmen. Ich will heute vier Bereiche ansprechen, auf die wir 
unsere Arbeit konzentrieren müssen, wenn wir wirklich die poli­
tische Mitte wollen und ein Abgleiten der Bundesrepublik Deutsch­
land nach links verhindern möchten. 

Da ist erstens die Soziale Marktwirtschaft. Es geht um die Siche­
rung der Zukunft unserer Sozialen Marktwirtschaft. Meine Damen 
und Herren, meine lieben Freunde, das ist nicht irgendein Thema; 
da kann man nicht sagen: das wird "in memoriam Ludwig Erhard" in 
einem Festvortrag beim Wirtschaftsrat betrieben. Das ist vielmehr, 
und zwar ohne Ausnahme, Sache der ganzen Parteil 

(Beifall) 

Was unsere Partei braucht, ist die Erkenntnis, daß das Land die 
Renaissance der Sozialen Marktwirtschaft benötigt. In diesen 
Tagen -aus Anlaß unseres Kongresses "Wachstum und Umwelt"-
haben wir für diese These wieder überzeugende Beweise geliefert. 
Nutzen Sie bitte diese Argumente! Das Problem einer ausreichen­
den künftigen Energieversorgung, die immer mehr zur Schicksals­
frage der Nation wird, kann nach unserer Überzeugung nur in 
freiheitlicher Weise und im Rahmen der Sozialen Marktwirtschaft 
gelöst werden. 

Die meisten Probleme, die uns Jetzt belasten, haben sich doch 
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deshalb so entwickelt und so zugespitzt,weil marktwirtschaftliche 
Lösungen von den Sozialisten verhindert oder verzögert wurden. 
Die Politik von SPD und FDP hat immer mehr Staat und immer mehr 
Bürokratie hervorgerufen, und sie hat den Raum der Entfaltungs­
möglichkeiten des einzelnen immer stärker beeinträchtigt. Das 
überdimensionale Wachstum der Steuern und der Schulden, der 
Gesetze und der Verodnungen sind Erlebnisse, die jeder von uns 
kennt. Die unmittelbare Folge ist - auch das haben wir erlebt -, 
daß das Schwungrad der wirtschaftlichen und innovatorischen 
Aktivitäten erlahmte. 

Wer, wie SPD und FDP, nicht weniger, sondern mehr Staat fordert, 
nimmt in Wahrheit die Fesseln der Bürokratie in Kauf und be­
seitigt Fortschritt und Mobilität. Fortschritt und Mobilität 
aber gehen über in Dynamik, und ohne Dynamik sterben unsere 
Volkswirtschaft und die Zukunft des Landes. 

(Beifall) 

Helmut Schmidt hat doch mit seinem leichtfertigen Wort, Ludwig 
Erhards Soziale Marktwirtschaft sei nur ein "Schlagwort ohne 
Verfassungsrang", die Sozialisten, die Stamokap-Genossen -
Klose und wie sie alle heißen - geradezu ermutigt, in ihrem Sturm 
auf die Soziale Marktwirtschaft nicht nachzulassen. Das ist ja das 
Schlimme : Die Sozialisten können der Sozialen Marktwirtschaft 
nicht vergeben, daß sie in diesen letzten Jahrzehnten so erfolg­
reich war. 

(Beifall) 

Meine Freunde, wir brauchen nicht den Staat als "Reparatur­
betrieb" der Sozialen Marktwirtschaft; was wir brauchen, ist die 
Soziale Marktwirtschaft als Reparaturbetrieb der verfehlten 
sozialistischen Politik. 

(Beifall) 

Die zweite zentrale politische Anfrage an uns ist die Frage nach 
der Familie. Im Zentrum jeder klugen und verantwortlichen Politik 
für die nächsten Jahre muß die Sorge um die Familien stehen. Meine 
Freunde, wir würden unseren politischen Auftrag verfehlen, wenn 
wir die Familienpolitik als Feld der Auseiaridersetzung einfach 
ausklammerten, denn niemals und an keinem Punkt sonst zeigt sich 
so deutlich, was uns in Wahrheit von den Sozialisten trennt. 

Jahrelang wurde die Berufstätigkeit der Frauen als das Wichtig­
ste herausgestellt, wurde die Tätigkeit der Hausfrau und Mutter 
diskriminiert. Jahrelang wurde die Erziehungsleistung der 
Eltern mit dem fatalen Wort von der Fremdbestimmung herabgesetzt. 
Noch heute will doch der Sozialismus dauernd Erziehungsziele von 
Staats wegen festlegen. Jahrelang hat die Regierung von SPD und 
FDP versucht, die Familien rechtlich unter Kontrolle zu nehmen, 
jahrelang hat sie sie materiell vernachlässigt und psychologisch 
verunsichert. 

Die Bilanz ist erschreckend: Die Zahl der Eheschließungen sinkt, 
die Scheidungsziffern steigen, die Geburtenzahlen gehen zurück. 
Heute, meine Freunde, werden nur noch halb so viele Kinder ge­
boren wie 1965. Eine solche Entwicklung hat natürlich a u c h 
politische Ursachen, und sie hat schwerwiegende Folgen für die 
Wirtschaft, für den Generationsvertrag der sozialen Sicherheit 
und für die internationale Bedeutung unseres Landes. 
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Aber - und dies muß deutlich herausgestellt werden - Familien­
politik ist für die Christlich Demokratische Union mehr als die 
Korrektur von Fehlentwicklungen unserer Bevölkerungsstruktur. 

(Beifall) 

Viel wichtiger noch als die materiellen Dinge ist das geistige 
Klima, sind die sozialen Umweltbedingungen, die wir für die Fa­
milien wirklich schaffen. Die Familie - man kann es nicht oft 
genug sagen, denn es ist die Grundaussage unserer Partei - ist 
als Lebens- und Erziehungsgemeinschaft der wichtigste Ort indi­
vidueller Geborgenheit und Sinnvermittlung. Deshalb ist es die 
wichtigste Aufgabe der Gesellschaftspolitik in diesen Jahren, 
der Familie Beistand, Zukunft und soziale Anerkennung zu sichern. 

Das heißt konkret: Wir müssen die Familien vor allem moralisch 
stärken, psychologisch ermutigen, wir müssen unseren Beitrag 
für eine familien- und kinderfreundliche Umwelt leisten. Wir 
haben als einzige Partei einen Entschließungsantrag zum Jahr des 
Kindes eingebracht. Aber, meine Damen und Herren, es ist wichtig, 
daß wir am Ende dieses Jahres eine Erfolgskontrolle machen: Was 
haben wir in den Rathäusern, in den Ländern und im Bund getan, 
um dieses Jahr des Kindes nicht nur zu proklamieren, sondern 
praktische, lebensbezogene Politik für die Kinder und Familien 
zu treiben? 

(Beifall) 

Wir müssen die Familien materiell fördern. Kinderreichtum darf 
nicht länger in den sozialen Abstieg oder zur Armut führen. 
Es ist ein schwerwiegender Fehler, es ist eine Fehlentscheidung 
von SPD und FDP, daß sie zur Förderung der Familien nur dort 
bereit sind, wo die Mutter bisher berufstätig war. Mit einem 
Wort: über diesem Konzept liegt eben immer noch der Muff des 
alten, verstaubten sozialistischen Emanp'.ipationsmodells. 

(Beifall) 

Für uns geht es überhaupt nicht um die Entscheidung für oder ge­
gen die Berufstätigkeit der Frau. Ich sage das in die Partei 
hinein, und wir müssen das endlich begreifen: das ist ausschließ­
lich ihre persönliche Entscheidung, aus der sich der Staat her­
auszuhalten hat. 

(Beifall) 

Uns geht es um die Förderung der Erziehungsleistung der Familie. 
Deshalb hat die CDU im Bundestag einen Gesetzentwurf einge­
bracht, der ein Familiengeld für alle Kinder - ohne jede Ein­
schränkung - vorsieht. Das hat die Fraktion - manche sagen: end­
lich - getan, nachdem wir das lange genug auf Parteitagen dis­
kutiert und es seit langem beschlossen hatten. 

(Beifall) 

Aber, meine Freunde, wir müssen der Familie vor allem auch ihren 
verfassungsgemäßen Rang zurückgeben. Die fortlaufende Verrecht-
lichung - wie dieses scheußliche Wort heißt - im Bereich der 
Familie ist ein schwerwiegender Fehler. Bei der Neugestaltung 
des Rechts der elterlichen Sorge und des Jugendhilferechts haben 
wir sorgfältig darauf zu achten, daß der Staat nicht auf leisen 
Sohlen noch immer weiter in den geschützten Bereich der Familie 
eindringt. Wir werden der Bundesregierung hier kein Ausweich­
manöver erlauben. Entweder sie gibt ihre Pläne auf, oder sie 
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muß sich offen zu ihren ideologischen, sozialistischen Absichten 
bekennen. 

(Beifall) 

In dieses weite Feld der Familie gehört auch die Herstellung 
der vollen Gleichberechtigung der Frauen in allen Lebensbereichen. 
Ich werde nicht müde, dies immer wieder in der Partei und auf 
Parteitagen zu sagen,obwohl ich weiß, daß viele zwar im Prinzip 
und aus ihrem Verfassungsverständnis heraus dafür sind; nur, 
wenn es darum geht, im Kreisverband, im Landesverband, auch bei 
Kandidatenaufstellungen konkrete Konsequenzen zu ziehen, spüre 
ich viel zu wenig von dieser Vorstellung. 

(Beifall) 

Deswegen lassen Sie uns dieses Ziel wirklich gemeinsam angehenl 
Ich brauche Ihnen nicht zu sagen, daß die überwiegende Mehrheit 
der männlichen Abgeordneten im Bundestag und in den Landtagen 
doch nur deshalb dort sitzt, well so viele Frauen der CDU ihre 
Stimme gegeben haben. 

(Beifall) 

Ich sage es noch einmal: Wir sind für die Herstellung der vollen 
Gleichberechtigung der Frau in allen Lebensbereichen, und wir 
wollen die Wahlfreiheit für alle Frauen. Deshalb werden wir es 
nicht zulassen, daß die Entscheidung für die Familie gleichbe­
deutend wäre mit einer Entscheidung für ein Leben des Verzichts 
oder der Entbehrung. 

Drittens. Es geht um die ideellen Grundlagen unseres Volkes. 
Wer sich Gedanken über die Zukunft macht - und wer ist eigent­
lich mehr dazu berufen als eine große Volkspartei? -, stößt 
immer wieder auf den Tatbestand, den kritische Beobachter unse­
rer Zeit als "Orientierungs- und Sinnkrise" bezeichnet haben. 
Es muß uns doch nachdenklich stimmen, meine Freunde: trotz 
allen materiellen Wohlstands, trotz eines dichten Netzes so­
zialer Absicherung sehen die Menschen ihrer Zukunft überwie­
gend pessimistisch entgegen. Trotz eines in unserer Geschichte 
bisher einzigartigen Maßes an Freiheit und Freizügigkeit ziehen 
sich große Teile der jungen Menschen in einen privaten Winkel 
zurück. Diesen privaten Winkel finden heutzutage viele junge 
Menschen in einer alternativen Subkultur. Nicht zuletzt deswegen 
müssen auch wir "Alternative Listen" ernst nehmen. Fluchtbewe­
gungen zu Drogen, Alkohol und Jug'endsekten signalisieren ein 
Ausmaß an Hilflosigkeit und Resignation, das uns als Christ­
liche Demokraten doch nicht gleichgültig lassen kann. 

(Beifall) 

Meine Freunde, es hat den Anschein - ich will es zurückhaltend 
formulieren -, als vollziehe sich im Wertbewußtsein unserer 
Gesellschaft ein grundlegender Wandel, Jahrelang wurde jede 
Form von Autorität in Frage gestellt, wurden Leistungen und 
Leistungsbereitschaft diffamiert, wurde die Familie als Soziali-
sationsagentur im staatlichen Auftrag behandelt, wurden die 
traditionellen Tugenden unserer politischen Kultur verketzert. 
Ist es ein Wunder, daß dies alles die Bürger verunsichert hat? 
Diese verunsicherung wirkt fort, well regierungsamtlich fort­
dauernd mit falscher Münze gehandelt wird: in der Wehrpflicht­
gesetzgebung, beim Fernhalten von Verfassungsfeinden aus dem 
öffentlichen Dienst, bei der Auseinandersetzung um die geistigen 
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Grundlagen des Terrorismus. Das Schlimme ist: Sozialdemokraten 
und Freie Demokraten wagen es gar nicht mehr, offen auszuspre­
chen, daß es gerade in einem freiheitlich-liberalen Staat nicht 
nur Bürgerrechte geben kann, sondern auch Bürgerpflichten geben 
muß. 

(Beifall) 

Dies klar auszusprechen, wäre das offene Eingeständnis von SPD 
und FDP des Bankrotts ihrer bisherigen sogenannten Reformpolitik. 
Sie müßten eingestehen, daß eben der allzuständige Staat die 
Grenzen seiner Leistungsfähigkeit erreicht hat, sie müßten einge­
stehen, daß vor allem die Jugend mit einem falschen Begriff 
pflichtloser Freiheit und Selbstverwirklichung getäuscht wurde, 
sie müßten eingestehen, daß der demokratische Staat eben von 
seinen Bürgern mehr fordern muß als Steuern zahlen und das Ein­
halten bürokratischer Vorschriften. 

Aber zu einem solchen Umdenken gehört Mut. Wir brauchen diesen 
Mut, wenn wir die Dinge zum Besseren wenden wollen. Denn auch 
bei uns gab es diesen oder jenen, der vom "Zeitgeist" angeweht 
wurde. Wir brauchen den Mut zur Erziehung. Wir brauchen Mut, 
wenn wir uns für die Wiederbelebung bewährter Tugenden ein­
setzen: für Pflichtbewußtsein und Nächstenliebe, für Opferbereit­
schaft, für Fleiß und Einsatzwillen. 
Wir brauchen Mut, wenn wir den Bürgern sagen, daß wir uns hüten 
müssen, die Grenzen des Sozialstaates, die Grenzen des Möglichen 
zu übersteigen und zu überfordern. Ich bin ganz und gar sicher 
- das ist die Erfahrung vieler Gespräche, die ich geführt habe, 
vieler Botschaften, vieler Briefe, die mich erreichen -, daß die 
große Mehrheit der Bürger in der Bundesrepublik Deutschland auch 
heute selbstverständlich bereit ist, sich in dieser Form über­
zeugend herausfordern zu lassen. 

(Beifall) 

Wer den Blick in die Welt richtet, erkennt, daß überall, wo es 
sozialen, kulturellen, wirtschaftlichen Fortschritt gibt, gerade 
den Tugenden nachgeeifert wird, die auch unser Vaterland bisher 
immer vorangebracht haben. Ich finde, es wäre eine besonders 
törichte Form des Verrats an unserer Geschichte, wenn wir ausge­
rechnet die guten Eigenschaften, die unser Volk immer ausgezeich­
net haben, mutlos einem bequemen Zeitgeist opfern würden. 

(Beifall) 

Es gilt, ein Wort zur Sicherheitspolitik zu sagen, und das ist 
der vierte Punkt. In der 30jährigen Geschichte der Bundesrepub­
lik Deutschland hat die Union wichtige Grundsatzentscheidungen 
in der Außen- und Sicherheitspolitik gegen den Widerstand der 
Sozialdemokraten durchgesetzt. Es war unsere Politik unter 
Konrad Adenauer, die der Bundesrepublik Deutschland die Freiheit 
in der Europäischen Gemeinschaft der freiheitlichen Demokratien 
gesichert und den Frieden im Bündnis der NATO bewahrt hat. Diese 
Politik ist heute noch genauso richtig wie unter Konrad Adenauer. 

Ich sage dies, weil wir hier in kurzer Zeit auf den Prüfstand der 
Geschichte gerufen werden. Ich sage es, weil es bei der aktuellen 
Debatte um das deutsche und westliche Sicherheitssystem um weit 
mehr geht als nur um irgendein bestimmtes Waffensystem oder um 
ein paar Mißverständnisse in der Koalition. Herbert Wehner - und 
der ist nicht irgendwer, er hat Hintermänner in seiner Partei -
und andere in der SPD stellen die Fundamente unserer Friedens-
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und Sicherheitspolitik 'in Frage. Meine Damen und Herren, wer das 
gigantische sowjetische Waffenpotential als "defensiv" ausgibt, 
der hat eine andere Sicherheits- und Bündnispolitik im Visier als 
wir. 

(Beifall) 

Alles, was Herbert Wehner in der vergangenen Woche zur Entspan-
nungs- und Abrüstungspolitik gesagt hat, war gegen die Sicher-
heitsinteressen des Bündnisses gerichtet und stellt die politi­
sche und militärische Existenzberechtigung der NATO in Frage. 

(Beifall) 

Ich frage Sie, ich frage die deutsche Öffentlichkeit: Was hat der 
Bundeskanzler dazu gesagt? Im Parlament hat er in den letzten 
Wochen viermal, mehr als drei Stunden"lang,"über Abrüstung, Sicher­
heit und Entspannung gesprochen. Aber den Mut, sich offen mit 
Wehners Provokationen auseinanderzusetzen und sich im Interesse 
unserer Sicherheit klar und unmißverständlich von Wehner abzu­
setzen, diesen Mut fand er nicht. 

(Zustimmung) 
Ich habe das heute anders formuliert als im Bundestag, weil ich 
ein gelehriger Schüler der Herren Präsidenten im Bundestag bin, 
"Feigheit" darf man nicht mehr sagen. Aber wenn wir sagen "Mangel 
an Mut", weiß jeder, was damit gemeint ist. 

(Beifall) 

Schmidt sprach im Bundestag von det- "Vorhersehbarkeit" und "Be­
rechenbarkeit eigener Politik". Wir sagen "Ja" zu dieser These. 
Aber das setzt doch Klarheit in den Prioritäten voraus, Klarheit 
über das Verhältnis von Sicherheit und Abrüstung, Klarheit über 
das Verhältnis von Sicherheit und Entspannungspolitik. Wir sagen 
es noch einmal: Für die Christlich Demokratische Union Deutsch­
lands geht Sicherheit vor Abrüstung. 

(Beifall) 

Wir stehen mit dieser Meinung auf der Welt nicht allein. Wenn Sie 
sowjetische Politiker fragen, wenn Sie französische, englische, 
amerikanische Politiker fragen, werden Sie von ihnen hören: 
Wenn es um ihr eigenes Land geht, sagen sie klar: Sicherheit geht 
vor Abrüstung. Was für die Sowjets und die Amerikaner recht ist, 
ist für die Deutschen in einem geteilten Land mitten im strategi­
schen Kraftfeld der Weltpolitik ganz besonders richtig, 

(Beifall) 

Aber wir sagen ebenso klar: Dient die Abrüstung der Sicherheit, 
wollen wir abrüsten. Für uns gibt es klare Kriterien für diese 
Politik; Sie muß dem Frieden dienen; sie darf eine Politik der 
Androhung, Anwendung und Manifestation von Gewalt nicht ermuti­
gen, und sie muß Gleichgewicht und Stabilität global und regio­
nal wahren oder wiederherstellen. 

Was für Rüstungskontrolle und Abrüstung gilt, gilt auch für die 
Entspannungspolitik und unsere Beziehungen zur Sowjetunion. 
Grundlage unserer Sicherheit ist und bleibt die westliche Allianz. 
Hier hat sich seit den großen Zeiten Konrad Adenauers nichts ge­
ändert. Unsere Beziehungen zur Sowjetunion dürfen nicht zu 
Lasten unserer Freundschaft und Partnerschaft mit den Vereinigten 
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Staaten von Amerika gehen, 

(Beifall) 

nicht zu Lasten des Bündnisses und nicht zu Lasten der Europäi­
schen Gemeinschaft, die nach unserem Willen in der größeren Ein­
heit eines europäischen Bundesstaates aufgehen soll. 

Uns Deutsche verbindet Freundschaft mit dem amerikanischen Volk, 
und auch das sollte einmal wieder deutlicher herausgearbeitet 
werden. Diese Freundschaft hängt nicht - weder hier noch drüben -
von der Amtsperiode einzelner Regierungen ab. Sie ist auch nicht 
abhängig davon, ob der Freund politische Erfolge oder Mißerfolge 
hat. Wer bei uns - und ich sage dies warnend - Mißerfolge etwa 
der amerikanischen Administration mit blanker Häme begleitet, der 
schadet zu allererst den deutschen und europäischen Interessen. 

(Beifall) 

Der amerikanische Präsident Jimmy Carter ist in den letzten Wo­
chen ein hohes Risiko eingegangen. Er hat den entscheidenden 
Durchbruch in den ägyptisch-israelischen Friedensverhandlungen 
erzwungen. Er hat zäh und unbeirrbar an dem Ziel festgehalten, 
den Frieden durch Verhandlungen herbeizuführen, und er hat ge­
wonnen. Sein persönlicher Einsatz war beispielhaft. Wir alle in 
Europa, wir, die Christlich Demokratische Union Deutschlands, 
sind dem amerikanischen Präsidenten, aber auch der israelischen 
und der ägyptischen Staatsführung für ihren politischen Mut und 
für ihren Friedenswillen zu tiefem Dank verpflichtet. 

(Beifall) 

Aber mit Dank allein ist es nicht getan. Wir, die Bundesrepublik 
Deutschland, müssen - allein oder im Rahmen der Gemeinschaft -
auch unseren eigenen Beitrag leisten, politisch und wirtschaft­
lich den Frieden im Nahen Osten stabilisieren zu helfen. Gerade 
wir, die Deutschen, haben ein unmittelbares Interesse daran. 
Wir wollen die traditionelle Freundschaft zu den arabischen Völ­
kern weiter ausbauen, und wir wollen die neue Freundschaft, die 
wir mühsam genug an den Gräbern von Auschwitz mit dem Volke 
Israels gefunden haben, selbstverständlich auch in die Zukunft 
tragen. Beides sind wichtige Ziele deutscher Politik. 
Wir bejahen die Entspannungspolitik. Aber für uns kann es Ent­
spannungspolitik nur auf der Grundlage des Atlantischen Bünd­
nisses geben. 

Meine Freunde, jeder Versuch, das Bündnis in seiner Bedeutung zu 
schwächen, die Bindungen zu den Vereinigten Staaten von Amerika 
zu lockern, etwa um ein Sonderverhältnis mit der Sowjetunion zu 
schaffen, wird und muß auf unseren erbitterten Widerstand stoßen. 

(Beifall) 

Ich habe aus Anlaß des Besuches des Generalsekretärs Breschnew 
im letzten Jahr gesagt - ich darf es wiederholen -: 

Es liegt im nationalen Interesse der Deutschen, sich für gut-
nachbarschaftliche Beziehungen mit der Sowjetunion einzusetzen. 
Wir sind bereit, die Sowjetunion als einen Partner zu betrach­
ten, mit dem eine Zusammenarbeit in vielen Bereichen möglich und 
für beide Seiten von Vorteil ist. 

Das, was ich hier sage, gilt nicht nur für die Sowjetunion. Es 
gilt in einer besonderen Weise für unsere Nachbarn, die Polen, 
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es gilt für die anderen Völker in Mittel- und Osteuropa. 

Aber wir nennen auch die Bedingungen, die hier gelten müssen: 
Friede und Entspannung messen wir an den Fortschritten im Sinne 
der Prinzipien der UN-Charta: Gewaltverbot, Souveränität, terri­
toriale Integrität, Selbstbestimmungsrecht und Menschenrechte. 

Meine Freunde, die Schlußakte der Konferenz für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa schließt die Androhung von Gewalt aus; 
sie schließt aber auch die Manifestation von Gewalt aus, die den 
militärisch Schwächeren politisch erpreßbar werden läßt. Die 
Sowjetunion muß wissen, daß sie nicht beides gleichzeitig tun 
kann: aufrüsten und von Entspannung reden. 

(Beifall) 

Helmut Schmidt ist bisher einer klaren Antwort aus dem Wege ge­
gangen. Er hat - und das ist schon meisterhaft - im Bundestag 
seine völlige Übereinstimmung mit Herbert Wehner bekundet, und 
er hat gleichzeitig seinem Außenminister Hans-Dietrich Genscher 
gedankt, und das, obwohl gerade der Außenminister dem SPD-Frak­
tionsvorsitzenden in zentralen Punkten widersprochen hat. 

Hier kommt eine der wichtigsten Herausforderungen für die 
letzten 25 Jahre dieses Jahrhunderts auf uns zu. Wir müssen die­
se Herausforderung annehmen. 

Wir, die CDU/CSU, haben in 2o Jahren Regierungsverantwortung 
die Grundlagen dafür geschaffen, um unsere Freiheit im Bündnis 
mit der freien Welt zu sichern, um den Frieden in Europa in der 
Atlantischen Allianz zu stabilisieren, um mit dem Ziel des ver­
einigten Europas die Einheit Deutschlands im europäischen Rahmen 
zu ermöglichen. An diesen Grundlagen unserer Politik lassen wir 
nicht rütteln. Wir kämpfen um sie, und wir sind sicher, die 
große Mehrheit der Bürger der Bundesrepublik Deutschland wird 
mit uns sein. (Beifall) 

Meine Freunde, es geht nicht nur um den äußeren Frieden; es 
geht auch und nicht zuletzt um den inneren Frieden. Auf Polari­
sierung, auf einem Freund-Feind-Denken läßt sich weder Freiheit 
noch Versöhnung aufbauen. Hier liegt eine der großen Aufgaben 
der Union. Wir knüpfen dabei an die Leistungen Konrad Adenauers, 
Ludwig Erhards und Kurt Georg Kiesingers an, die das deutsche 
Volk nach dem Kriege mit sich selbst versöhnt haben, die aus 
"Arm" und "Reich", aus Heimatvertriebenen und Einheimischen, 
aus unterschiedlichen sozialen Gruppen eine dem Aufstieg und der 
Zusammenarbeit verpflichtete Gemeinschaft geformt haben. 

Deshalb, liebe Freunde, muß die innere Einheit unseres Volkes 
unser Programm bleiben. Und deshalb ist es auch so wichtig, daß 
wir, die Union, die innere Einheit beispielhaft vorleben. 

(Beifall) 

Die Sozialdemokratie von heute läßt keine dieser Gemeinsamkei­
ten mehr gelten. Sie betreibt die Entfriedung der Gesellschaft, 
sie fördert die Entfremdung zwischen den Generationen und sie 
scheut nicht davor zurück, Keile zwischen Eltern und Kinder zu 
treiben. 

Wir, die CDU, müssen die Partei bleiben, die nicht Gräben auf­
reißt, sondern Brücken baut, die nicht für Einzelinteressen, 
sondern für das Gemeinwohl kämpft. Das ist der Nachweis, daß wir 
die große Volkspartei Deutschlands sind. 
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Meine Freunde, es zeigt sich täglich mehr: Die SPD ist und bleibt 
die linke Interessenpartei in Deutschland. Das Sinnbild des So­
zialismus in allen Ländern ist nicht der Händedruck der Mit­
menschlichkeit, nicht die zupackende Hand des Realisten, sondern 
die geballte Faust des Klassenkampfes. 

Meine Freunde, wir haben klare Sachprogramme. Wir haben hervor­
ragende politische Persönlichkeiten. Wir stellen mit hervorra­
genden Persönlichkeiten aus unseren Reihen eine ausgezeichnete 
Mannschaft. Was wir brauchen, was wir mehr brauchen, ist mehr 
Stehvermögen, Selbstvertrauen, Geduld und die Entschlossenheit, 
unseren Weg unbeirrbar zu gehen. Meine Freunde, das muß der 
Bürger wissen, das müssen wir ihm zurufen: Wir, die CDU, bleiben 
die Partei, auf die man sich verlassen kann. Wir bleiben die 
Partei, auf die man in Freiheit bauen kann. 
Gehen wir gemeinsam an die Arbeit! 

(Langanhaltender lebhafter Beifall) 

Dr. Gerhard Stoltenberg, Tagungspräsidium: Lieber Helmut Kohl, 
der Parteitag hat Dir für Deine eindrucksvolle und wegweisende 
Rede mit langanhaltendem Beifall gedankt. 

Ich füge - sicher nicht nur für das Präsidium - ein nicht min­
der herzliches Wort des Dankes für Deinen unermüdlichen selbst­
losen und vorbildlichen Einsatz für die Christlich Demokratische 
Union Deutschlands hinzu. 

(Beifall) 

Ich sage an dieser Stelle auch Ihnen, liebe Frau Kohl, ein herz­
liches Wort des Willkommens. Wir freuen uns, daß Sie heute bei 
uns in Kiel sind. 

(Beifall) 

Bevor wir in die Mittagspause eintreten, möchte ich noch fol­
gendes bekanntgeben. Die Mitglieder der Stimmzählkommission wer­
den gebeten, heute um 15 Uhr zu einem Vorgespräch in die Pörde-
halle zu kommen. 

Wir sind am Schluß der Vormittagssitzung. Ich berufe die 2. Ple­
narsitzung für heute mittag 13,30 Uhr ein. 

Die Sitzung ist geschlossen. (Schluß: 12.11 Uhr) 
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2. Plenarsitzung 
Beginn: 13.46 Uhr 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, 
ich eröffne unsere 2. Plenarsitzung und heiße Sie herzlich will­
kommen. 

Für den heutigen Ablauf unseres Parteitages ist einiges bekannt­
zugeben. Erstens: Die Mitglieder der Stimmzählkommission treffen 
sich um 15 Uhr zu einer Vorbesprechung in der Fördehalle. 

Zweitens: Die Mitglieder der MandatsprUfungskommisslon treffen 
sich ebenfalls um 15 Uhr zur Vornahme der Mandatsprüfung im Büro 
der Organisationsleitung, das sich ebenfalls in der Fördehalle 
befindet. Ich bitte, diejenigen Mitglieder, die zu den Komissio-
nen gehören und noch nicht anwesend sind, zu informieren. 

Drittens: Ich mache darauf aufmerksam, daß der Parteitag heute 
vormittag beschlossen hat, die Einhaltungsfrist für Kandidaten­
vorschläge zur Wahl der stellvertretenden Vorsitzenden und zur 
Wahl der weiteren Mitglieder des Bundesvorstandes auf heute 
nachmittag 15 Uhr - und nicht, wie irrtümlich in der Vorlage 
ausgedruckt steht, auf Montag - festzulegen. 

In der Mittagspause wurden die bis heute vormittag eingegangenen 
Kandidatenvorschläge auf Ihren Plätzen ausgelegt. Falls noch 
weitere Vorschläge gemacht werden sollen, bitte ich um Beach­
tung der Frist, wobei ich noch einmal darauf hinweise, daß 
Kandidatenvorschläge für die Wahl der Mitglieder des Bundesvor­
standes nur schriftlich gemacht werden können. Ich wiederhole: 
Ich habe drittens darauf hingewiesen, daß Vorschläge für die Wahl 
der stellvertretenden Vorsitzenden und für die Mitglieder des 
Bundesvorstandes bis heute 15 Uhr schriftlich vorzulegen sind 
und nicht, wie in der Vorlage steht, bis Montag. 

Ich gebe des weiteren bekannt: In der Ihnen heute mittag vorge­
legten Liste der Kandidatenvorschläge muß es beim Vorschlag 
"Bundesschatzmeister" heißen: CDU-Bundesvorstand. Außerdem gebe 
ich Ihnen zur Kenntnis, daß Walther Leisler Kiep auch von der 
CDU in Niedersachsen als Bundesschatzmeister vorgeschlagen wird. 
Ich denke, daß Sie das erfreut und nicht wundert. 

Dann habe ich noch etwas sehr Wichtiges bekanntzugeben. An den 
Tischen rechts und links des Eingangs zum Plenum - von mir aus 
in der Tat auch links - erhalten Sie bei Vorlage Ihres Tagungs­
ausweises auf Wunsch ein Hörgerät, das Ihnen das Mithören 
fremdsprachiger Reden ermöglicht; das kann z. B. bei den Gruß­
worten erforderlich sein. Sie können das Hörgerät an Ihrem Platz 
anschließen. Die fremdsprachigen Reden werden simultan übersetzt, 
so daß Sie sie unmittelbar verfolgen können. 
Ich glaube, wir sollten der Organisationsleitung dafür ein 
Wort der Anerkennung aussprechen. Diese Organisation zeigt, 
daß wir schon einen großen Schritt in Richtung Europa durch 
die technischen Möglichkeiten vorangekommen sind. 

Wir haben nun die große Freude, unter uns den Herrn Stadtprä­
sidenten der gastgebenden Stadt Kiel begrüßen zu können. Herr 
Stadtpräsident Rolf Johanning wird jetzt das Wort an uns rich­
ten. Ich möchte für ihn um Applaus und Aufmerksamkeit bitten. 

(Beifall) 

Rolf Johanning: Sehr geehrter Herr Vorsitzender! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zum 27. Bundesparteitag der Chrlst-
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lieh Demokratischen Union darf ich Sie im Namen von Ratsver­
sammlung und Magistrat der Stadt Kiel herzlich willkommen hels-
sen. Nach 21 Jahren hat die CDU Kiel wieder als Tagungsort für 
einen Bundesparteitag gewählt. Darüber freuen wir uns, und 
zwar aus zwei Gründen. Zum einen freuen wir uns darüber, weil 
Sie den Mut hatten, die Elbe und damit den nördlichen Weiß­
wurstäquator zu überqueren, denn im Vorstellungsvermögen vie­
ler Binnenländer reicht die Bundesrepublik Deutschland im Nor­
den allenfalls bis nach Hamburg. Wir Kieler, die wir uns als 
Großstädter fühlen, bekommen jedenfalls unsere Randlage fernab 
der Wirtschafts- und Industriezentren der Bundesrepublik häu­
fig zu spüren. 

Zum zweiten freuen wir uns, weil wir Ihnen beweisen wollen, 
daß Kiel als Kongreßstadt auch diesen Parteitag organisatorisch 
bewältigt und nicht, wie erst kürzlich ausgerechnet ein Kieler 
Journalist schrieb, für derartige Mammutveranstaltungen fast 
eine Nummer zu klein sei. 

Ich könnte mir vorstellen, daß für manche unserer in Schleswig-
Holstein regierenden Landespolitiker diese Mammutveranstaltung 
nicht groß genug sein kann, denn schließlich stehen hier in 
Schleswig-Holstein wichtige Wahlen vor der Tür. Wer wollte es 
Ihnen verdenken, wenn Sie dies bei Ihren Terminplanungen 
durchaus berücksichtigt haben. Dabei befinden Sie sich ja auch 
in guter Gesellschaft mit meinen sozialdemokratischen Partei­
freunden. Sie kamen ebenfalls erst vor wenigen Tagen mit dem 
Bundesvorstand nach Kiel, um vor Ort nach dem Rechten oder 
vielleicht auch nach den Linken zu sehen. 

(Heiterkeit und Beifall) 

Meine Damen und Herren, erwarten Sie nun bitte nicht, daß ich 
hier und heute öffentlich Spekulationen über den Ausgang der 
Landtagswahlen anstelle. Gestatten Sie mir aber, sehr geehrter 
Herr Dr. Kohl, daß ich Ihnen und allen anderen Kandidaten auf 
diesem Parteitag für die Ihnen heute nachmittag bevorstehenden 
Personalentscheidungen persönlich den Erfolg wünsche, den Sie 
sich erhoffen. 

(Beifall) 

Erwarten Sie von mir bitte auch nicht, daß ich jetzt die Rolle 
eines Verkehrsdirektors übernehme und Ihnen die Schönheiten 
Kiels preise. In Ihren Tagungsunterlagen finden Sie sicher bun­
te Prospekte und Postkarten, die dies trefflicher können. Ich 
möchte Ihnen vielmehr ein wenig von den historischen und poli­
tischen Hintergründen berichten, die das Kiel von heute ge­
formt und geprägt haben. 

Kiels entscheidende Stunde schlug vor gut 100 Jahren. Im Jahre 
1871 wurde die verträumte Kleinstadt Kriegshafen des deutschen 
Kaiserreiches. Mit der Ruhe und Beschaulichkeit war es damit 
vorbei. Die Marine, der Schiffbau und die Rüstungsindustrie 
beherrschten das Geschehen der Stadt. Binnen weniger Jahrzehn­
te stieg die Einwohnerzahl von knapp 30 000 auf weit über 
200 000. Natürlich wuchsen die sozialen Spannungen im gleichen 
Tempo mit. Die natürliche Trennung der Stadt durch das Wasser 
der Förde schuf auch soziale Barrieren. V/ährend die sogenann­
ten besseren Kreise und die Marine sich auf dem Westufer an­
siedelten, waren die Werftarbeiter in den Straßenschluchten 
des Ostufers zu Hause, dort, wo die Werftindustrie sich aus-
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breitete und immer mehr zum beherrschenden Wirtschaftsfaktor 
der Stadt wurde. Diese Gegensätze waren ja auch typisch für 
das soziale Klima im Kaiserreich. Sie bereiteten auch den Nähr­
boden für die Novemberrevolution von 1918 vor, die einen ihrer 
entscheidenden Impulse aus Kiel bekam. Streikende Matrosen und 
Arbeiter waren es, die damals in Kiel gemeinsam demonstrierten. 
Sie hatten Angst, in den letzten Tagen des Krieges in sinnlo­
sen Entscheidungsschlachten aufgerieben zu werden. Schließlich 
waren es die Kieler Impulse, die dann in Berlin dazu beitrugen, 
die erste Republik in Deutschland ins Leben zu rufen. 

Für Kiel begann nach dem Weltkrieg eine schwere Zeit. Als Kiel 
dann wiederum Kriegshafen wurde und die Rüstungsindustrie auf­
gebaut wurde, war der Untergang letztlich schon vorprogram­
miert. Im Zweiten Weltkrieg sank die Stadt Kiel mit ihren Ge­
bäuden zu rund 80 % in Schutt und Asche. Nicht zerstört war 
aber der Lebenswille der Stadt Kiel und der Bürger dieser 
Stadt. Beispielhaft bauten sie diese Stadt wieder auf, an der 
Spitze Kiels erster Nachkriegsoberbürgermeister Andreas Gayk, 
der es mit persönlichem Einsatz mit Hilfe der Kieler Bürger 
und der Arbeiter geschafft hat, die Demontage der Werften in 
Kiel zu verhindern. 

Damit war auch der Wiederaufbau der Stadt Kiel gesichert, der 
sich am Frieden orientierte. Die Kieler vergaßen auch nicht, daß 
wir endlich in Frieden leben möchten. Die Kieler hatten ja die 
Nase voll. Sie mußten am Frieden arbeiten. Früh suchten sie 
deshalb freundschaftlichen Kontakt zu Nachbarn in Skandinavien und 
im Westen Europas. 

Die Kieler Woche, vielen von Ihnen sicher als sommerliches Segel­
sportereignis bekannt, wurde zum Forum für diese Gespräche. 

Bereits 1946 reichte die englische Stadt Coventry Kiel die Hand 
zur Partnerschaft. Das war das erste Ergebnis einer Politik, die 
dauerhaften Frieden suchte. Weitere Partnerstädte wurden dann 
Brest in Frankreich, Wasa in Finnland und viele andere Städte 
in Öänemark, Schweden und Norwegen. 

Die Rolle der Stadt als Brücke nach Skandinavien war gefestigt, 
als Kiel Mitte der 6oer Jahre den Dialog mit den Nachbarn im 
Osten suchte. Das geschah zu einer Zeit, als das offizielle Bonn 
noch längst nicht auf Entspannungskurs eingeschwenkt war. Mit 
Tallinn in der Sowjetunion und Gdingen in Polen haben sich in 
den vergangenen Jeihren herzliche und freundschaftliche Beziehungen 
entwickelt. Mit Gdingen strebt Kiel eine Partnerschaft an. Ich 
darf hier vor Ihnen mit Freude feststellen, daß damit eine Part­
nerschaft gegründet werden soll, die die Zustimmung aller im 
Rathaus vertretenen Parteien gefunden hat. Der Partnerschaftsan­
trag wurde in der Ratsverammlung einstimmig angenommen. 

Meine Damen und Herren, die Verträge, die hier geschlossen wer­
den, bleiben in der Entspannungspolitik Papier, wenn sie nicht 
mit Leben erfüllt werden, wenn nach den Staatmännern nicht 
die Menschen miteinander ins Gespräch kommen, damit sie sich 
über politische und ideologische Grenzen hinweg besser ver­
stehen lernen. 

Das Gespräch und der Dialog über Grenzen hinweg sind auch das 
Thema Ihres Parteitags. Lassen Sie uns gemeinsam für ein freies 
und demokratisches Europa arbeiten, das sich an den sozialen 
Interessen aller Bürger orientiert I In diesem Sinne wünsche 
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ich Ihrem Parteitag einen guten und erfolgreichen Verlauf. 

(Beifall) 

Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren 1 
Wir danken Herrn Stadtpräsidenten Rolf Johanning für sein Gruß­
wort, insbesondere auch deshalb, weil es eine ganz andere Art 
Grußwort war, als wir es häufig erleben, nämlich eine Mischung 
zwischen geschichtlicher, politischer und sozialer Entwicklung 
einer Stadt. Haben Sie herzlichen Dank, auch für die Gast­
freundschaft, die uns diese Stadt in diesen Tagen gewährt! 

(Beifall) 

Wir kommen dann zu Punkt 9 unserer Tagesordnung; 
Bericht des Generalsekretars. 
Das Wort zu diesem Bericht erteile ich unserem Freund Dr. Heiner 
Geißler. 

Dr. Heiner Geißler, Generalsekretär der CDU (mit Beifall begrüßt): 
Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Liebe Parteifreunde! 
Zunächst eine Vorbemerkung. In Ihren Tagungsmappen finden Sie den 
Rechenschaftsbericht der Bundespartei, den ich Ihrer aufmerksamen 
Lektüre empfehle. In diesem Rechenschaftsbericht ist vor allem 
noch einmal dargelegt, mit welchen neuen Arbeitsmethoden wir 
welche politischen Erfolge erzielen konnten. Ich möchte an dieser 
Stelle allen Mitarbeitern des Konrad-Adenauer-Hauses und allen, 
die uns bei dieser Arbeit geholfen haben, im Namen der Christ­
lich Demokratischen Union herzlich danken. 

(Beifall) 

Ich möchte heute über fünf Voraussetzungen für eine erfolgreiche 
politische Arbeit der Christlich Demokratischen Union bis zur 
Bundestagswahl 1.980 sprechen: 
1. die Einheit der Union, 
2. die Sachkompetenz, 
3. den Glauben an die eigene Sache, 
4. die Fehler der SPD und 
5. unsere Mannschaft. 

Erstens: die Einheit der Union. CDU und CSU, die beiden Schwester-
parteien, befinden sich in einer uns alle bewegenden Diskussion 
über die Zukunft unserer politischen Bewegung. Diese Diskussion 
wird durch die Tatsache verursacht, daß das durch das Verhalten 
der Freien Demokraten entstandene de facto Zwei-Partelen-System 
unserem Wahlsystem, das in der Regel auf Regierungswechsel durch 
Koalitionswechsel angelegt ist, nicht entspricht und infolge­
dessen die Union, obwohl sie mit Abstand die stärkste Partei ist, 
von der Regierungsverantwortung ausschließt, solange sie nicht 
die absolute Mehrheit erreicht. Darüber, welche Konsequenzen aus 
dieser Situation zu ziehen sind, müssen die Unionsparteien nicht 
auf Grund von Vermutungen, sondern auf Grund von sorgfältigen 
Analysen und Fakten beraten und entscheiden. 

Auf meinen Vorschlag hin werden die Generalsekretäre von CDU und 
CSU im Mai mit ihren Fachleuten eine Klausurtagung veranstalten, 
auf der rationale Entscheidungsgrundlagen für diese wichtige 
Frage erarbeitet werden. Bei allen Überlegungen dieser Art müs­
sen Chancen und Risiken sorgfältig gegeneinander abgewogen wer­
den. 
Etwas jedoch dürfen wir in diesem Land Europas, durch das die 
Frontlinie zu dem mächtigsten totalitären System der Weltgeschichte 
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verläuft, nie vergessen: Die Gründung der Union nach 1945 ist 
eine einmalige und sehr wahrscheinlich nie mehr wiederholbare 
geschichtliche Leistung. 

(Beifall) 

Die Frauen und Männer, die nach dem Zusammenbruch des national­
sozialistischen Regimes die Idee der Union durchsetzten, haben 
in der Geschichte Deutschlands ein neues Kapitel aufgeschlagen 
und die längste Zeit demokratischer, freiheitlicher und fried­
licher Geschichte des deutschen Volkes begründet. 

Einer aus unseren Reihen hat vor einigen Tagen gemeint, die 
Union sei kein Selbstzweck. In dieser Behauptung liegt eine 
Herausforderung. 

Die Antwort, die uns die Geschichte unseres Volkes gibt, ist 
unzweideutig. Die letzten Jahrhunderte der deutschen Geschichte 
einander der Konfessionen, durch das politische Gegeneinander der 
deutschen Regionen und durch das politische Gegeneinander der so­
zialen Gruppen. Dieses Gegeneinander zu überwinden, war in diesen 
Jahrhunderten das politische Ziel großer ideengeschichtlicher Be­
wegungen, bedeutender Staatsmänner und Denker und die Sehnsucht 
der Deutschen. Für dieses Ziel haben Generationen gearbeitet; für 
sie war die Überwindung dieser Gegensätze nicht nur ein Instrument, 
sondern ein Ziel. Sie haben dieses Ziel in ihrer Zeit nicht er­
reicht. Erst nach der furchtbaren Katastrophe gelang es nach 1945 
durch die Gründung der Union, die parteipolitische Antwort auf 
die Zersplitterung der vergangenen Jahrhunderte zu geben. Ich be­
tone: eine wahrscheinlich nicht wiederholbare geschichtliche Lei­
stung. 

(Beifall) 

Im übrigen: Ein Blick über die deutschen Grenzen lehrt, daß poli­
tische Bewegungen durch Zersplitterung keinen Zuwachs an Macht 
und Einfluß, sondern das genaue Gegenteil erreichen. In Schweden 
haben die Sozialdemokraten über 30 Jahre regiert, weil das bür­
gerliche Lager zersplittert war. 

In Holland sind unsere Freunde in die Regierungsverantwortung 
gekommen, nachdem sie sich wieder geeinigt hatten. 

Umgekehrt: In Italien regieren die Christlichen Demokraten seit 
über 30 Jahren, weil das linke Lager hoffnungslos zersplittert 
ist. 

Wir müssen mit einer sicheren historischen Erkenntnis in die vor 
uns liegende Zeit hineingehen. Diese Erkenntnis ist - wie alles 
Wahre - ganz einfach: Zersplitterung schwächt, Einigkeit macht 
stark. 

(Beifall) 

Etwas gilt es allerdings zu beachten: Der politische Gegner und 
die gegnerische Propaganda wollen an uns. Christlich Demokra­
tische Union und Christlich Soziale Union, den Maßstab einer 
zentralistischen Einheitspartei anlegen. Damit wollen sie uns 
schaden. Verschiedene Stadien der Meinungsbildung, ja manchmal 
sogar Nuancen unterschiedlicher Beurteilung, sollen dadurch zum 
grundsätzlichen Konflikt zwischen den beiden Schwesternparteien 
hocngeputscht werden. Die Union sollte darauf nicht hereinfallen. 
Die Union sollte unsere politische Bewegung richtig verstehen. 
Wenn wir dies tun, wird die Einheit der Union nicht zur pollti-
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sehen Lähmung führen. Das heißt, die Einheit der Union schließt 
nicht aus, daß in der einen oder ani.ieren w.ichtigen Frage, obschon 
in den Grundsätzen einig, wie z.B. beim Familiengeld, die eine 
Partei einen Schritt weiter geht als die andere. Im Gegenteil, 
auch zwischen Freunden kann Wettbewerb nicht schaden, sondern 
Gutes bewirken. 

Zweitens die Sachkompetenz; 
Ich habe in Ludwigshafen darauf hingewiesen, daß eine Partei um 
so eher Zustimmung beim Bürger finden kann, je überzeugender ihr» 
Antworten auf die realen Problame der Bürger unseres Landes sind. 
Die konsequente Investition in die Sacharbeit hat sich, nach 
einer offenen, öffentlichen und auch kontroversen Diskussion, die 
wir als große Volkspartei selbstverständlich brauchen, gelohnt. 
Aber jede Legislaturperiode hat zwei Phasen: die Phase der sach­
politischen Aufrüstung durch offene Diskussion und abschließen­
der Entscheidung und die Phase der Umsetzung. Dies entspricht der 
Logik einer vernünftigen Wahlkampfvorbereitung. 

Fraje: Haben wir die erste Phase genutzt? Darüber kann sich jeder 
selbst ein Urteil bilden. Die Partei hat diskutiert: 

über Vollbeschäftigung und Arbeitszeitverkürzung - und entschieden 
den -; 

über die Energiepolitik, über konventionelle und nukleare Ener­
gie - und entschieden -; 

über Umwelt und Wachstum und Entbürokratisierung; 

hat diskutiert und entschieden: 

über die Grundwerte in der Politik; 

über die Ordnungsprinzipien der Sozialen Marktwirtschaft; 

über die Grundlagen unserer Rentenversicherung; 

über neue Konzeptionen in der Familienpolitik; 

über Sicherheit und Entspannung. 

Dies ist die erste Phase, und wir sind im Zeitplan. Wir wollen 
auch in der Zukunft über neue Probleme diskutieren, weil die Zeit 
nicht stillsteht. Aber jetzt, eineinviertel Jahre vor der Bundes­
tagswahl, müssen wir den Schwerpunkt auf die andere Phase legen, 
nämlich die Umsetzung dessen, was wir entschieden haben. Und 
diese Umsetzung kann nur gelingen, wenn wir unsere Entscheidungen 
dem Bürger gegenüber geschlossen und einheitlich vertreten. 

(Beifall) 

Wir wissen ja, wie man Wahlkampf führen muß. Wir müssen im Wahl­
kampf gezielt argumentieren. Wir müssen den politischen Gegner 
im Visier behalten. Wir können ja nicht mit der Devise jener 
österreichischen Mörserbatterie in die Schlacht ziehen, die da 
lautet: "Feuerl - Trifft's, haut's alles z'samm, trifft's net, 
ist doch die moralische Wirkung eine ungeheure". 

Nach diesem Motto, meine Damen und Herren, ist ein Wahlkampf 
natürlich nicht zu führen. 

Drittens der Glaube an unsere Sache; 
In den letzüen Wochen hat es nicht an~Versuchen des politischen 
Gegners und der ihm gewogenen Publizistik gefehlt, uns einzu­
reden, daß die Bundestagswahl 1980 schon verloren sei, daß wir 
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uns auf 1984 einzustellen hätten, und daß die SPD samt ihrem 
Kanzler nicht zu schlagen sei. Es gibt - wir wissen es - objek­
tive Gründe dafür, daß dies falsch ist. 
Obwohl sie falsch ist, wird diese Prophezeiung mit Sicherheit dann 
wahr werden, wenn wir sie uns selbst zu eigen machen. 

(Beifall) 

Wir würden dann gerade jenen Zustand selbst herbeiführen, den 
wir für 198o verhindern möchten. Wir würden uns zu Erfüllungsge­
hilfen der eigenen Niederlage machen, nicht weil die Lage objek­
tiv so ist, sondern weil alle, Feind und Freund, subjektiv daran 
glauben. Ich wehre mich dagegen, daß wir durch Defätismus die 
eigene Niederlage herbeireden, 

(Beifall) 

was vor allem dann geschähe", wenn wir die Momentaufnahme eines 
Monats oder zweier Monate in den Herbst 198o projizierten. 

Daß wir Momentaufnahmen nicht zu langfristigen Trends umfälschen 
lassen dürfen, zeigt ein Blick auf die demoskopischen Schwankun­
gen, die in der Vergangenheit jeweils innerhalb eines Jahres zu 
verzeichnen waren. 1974 schwankte der Stimmenanteil der Union 
zwischen 46'% und 53 %, 1975 zwischen 47 % und 53 %, 1976 zwi­
schen 46 % und 52 %, im letzten Jahr, 1978, zwischen 47 % und 52 %. 

Was kann man aus diesen Zahlen eigentlich ablesen? Keinen lang­
fristigen Trend für das Wahlergebnis. Im Leitartikel der jüngsten 
Ausgabe der Wochenzeitung "Die Zeit" stand: 
"Die Existenzrisiken dieser Regierung sind größer, als es gegen­
wärtig den Anschein hat. Wie lange schon hält Normalität? Wie 
schnell kann sie sich als trügerisch erweisen? Die Bundestags­
wahl jedenfalls ist noch keineswegs entschieden. Sie wäre aller­
dings für die Union wohl verloren, wenn sie Parteiexperimente 
als Strategie ausgäbe und Personal auswechselte, ohne zu begrei­
fen, daß sie nicht mehr gegen die erste sozialliberale Reform­
regierung, sondern gegen das Konsens-Kabinett Schmidt/Genscher 
zu Felde zieht." 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, diese Aussage ist eine Aktualisierung 
der allgemeinen politischen Erkenntnis eines unserer großen 
deutschen Staatsmänner, zum politischen Gelingen, so sagte er, 
gehöre die Gunst der Stunde. 

Wir können die Uhren vorstellen - so sagte er - die Zeit geht 
deshalb nicht rascher und die Fähigkeit zu warten, während die 
Verhältnisse sich entwickeln, ist eine Vorbedingung praktischer 
Politik. 

Dieser Staatsmann war Blsmarck. Er schrieb dies im Zusammenhang 
mit der deutschen Einigung 1869 nach München an den Preußischen 
Gesandten. Zwei Jahre später war Bismarck am Ziel. 

Viertens: die Fehler der SPD 
Meine Damen und Herren, jeder Defätismus und Aktionismus verbie­
tet sich angesichts dieser zweifelsfrei richtigen historischen 
politischen Erkenntnis, aber auch angesichts der'Notwendigkeit 
des politischen Wechsels. Man kann aus der Opposition heraus 
nicht gewinnen - ich sage dies ganz offen -, wenn die anderen 
gut sind und keine Fehler machen. Aber sie sind nicht gut und sie 
machen Fehler. 

(Beifall) 

49 



Reden wir jetzt einmal von der SPD. Wer sich aus unseren Reihen 
auf 1984 einrichten will, den mache ich zunächst einmal auf fol­
gendes aufmerksam: Im Marsch durch die Institutionen ist der 
linke Nachwuchs in Bonn und in den SPD-Ländern inzwischen bei un­
teren und zum Teil schon mittleren Führungspositionen angekom­
men. Eine erneute SPD-Regierung von 198o bis 1984 würde diesen 
Prozeß beschleunigen: Systemveränderung von oben durch Erlaß, 
Verfügung, Verordnung, wenn schon parlamentarische Mehrheiten 
für Gesetze nicht erreichbar sein sollten. Sozialisten haben 
nur dann etwas gegen den Obrigkeitsstaat, solange sie nicht 
selbst die Obrigkeit sind. 

(Beifall) 

Ein anderer Punkt.'In unserer Partei nimmt die Diskussion über 
die sichtbare Staatsquote einen großen Raum ein. Fast unbemerkt 
aber durchsetzt die unsichtbare Staatsquote wie ein Krebsgeschwür 
Staat und Gesellschaft. Die durch staatliche Gebote und Verbote 
verursachten Kosten für die Unternehmen - Bürokratisierungs-
kosten - erreichen mittlerweile eine Größenordnung, die dem 
Jahresüberschuß aller Unternehmen der deutschen Wirtschaft gleich­
kommt. Die Gesetzgebungsbürokratie zwingt die Privatwirtschaft, 
z.B. Meldebögen für über 13o Statistiken zu bearbeiten. Auch die­
se schleichende Sozialisierung würde nach 198o bei einem Wahl­
sieg der anderen beschleunigt werden. Ein großer Teil der seit 
197o jährlich Sooo bis 9ooo Konkurse, fast ausnahmslos im Hand­
werks- und Mittelstandsbereich, sind Opfer dieser unsichtbaren 
Staatsquote geworden. Es gibt jedoch immer noch Leute in der 
Wirtschaft, die nicht bemerkt haben, daß durch die daraus resul­
tierende Konzentration in der Wirtschaft - Ludwig Erhard hat 
immer dagegen angekämpft - und daß durch eine mittelstandsfeind­
liche Politik die Soziale Marktwirtschaft in den vergangenen 
Jahren salamischeibchenweise verkürzt wurde und diese Leute, 
well sie diese Salamitaktik nicht bemerkt haben, immer noch glau­
ben, die Soziale Marktwirtschaft sei bei Helmut Schmidt in guten 
Händen. Es ist schon so, liebe Parteifreunde: Die Berühmtheit 
manch eines Zeitgenossen ist auch in der Naivität seiner Bewun­
derer begründet. 

(Beifall) 

Es ist im übrigen nicht auszuschließen, daß sie ihn auch dann 
noch bewundern, wenn sie nur noch den Zipfel der Salamiwurst in 
der Hand halten. 

Die SPD ist vor zehn Jahren ausgezogen, mehr Demokratie zu wagen 
und hat mehr Bürokratie geschaffen. Wie heißt denn der berühmte 
Satz von Godesberg? "Sozialismus wird nur durch die Demokratie 
verwirklicht, Demokratie durch den Sozialismus erfüllt." Das hat 
die SPD schon zehn Jahre vor der Regierungsübernahme geschrieben, 
und das war damals schon blühender Unsinn. Zehn Jahre nach 1969 
sollten die Leute ihr Programm umschreiben. So stimmt es schon 
eher für den realen Sozialismus: Sozialismus wird durch Bürokra­
tie verwirklicht und Bürokratie durch den Sozialismus erfüllt. 

(Beifall) 

Es stimmt im übrigen auch anders herum: Bürokratie wird durch 
Sozialismus verwirklicht und Sozialismus durch Bürokratie erfüllt. 
Sie können es genau herumdrehen. 
Den Kampf gegen die Bürokratisierung müssen wir auch bei uns 
selbst führen. Wir sind aus unserem Verständnis von Staat und Ge-
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Seilschaft dazu fähig. Bei uns ist Bürokratismus ein Fehler, beim 
Sozialismus ist er System. Dazu gehört auch - ich habe vorhin 
vom Familiengeld gesprochen -, daß wir die Interdependenz, die 
wechselseitige Abhängigkeit von sichtbarer und unsichtbarer 
Staatsquote erkennen. Jede Mark, die wir in die Familie zur 
Stärkung ihrer Erziehungsfähigkeit investieren, erspart uns einen 
Paragraphen beim elterlichen Sorgerecht und bei der Jugendhilfe. 

(Beifall) 

Dies ist nicht in erster Linie eine Frage des Geldes. Dies muß 
nicht zu höheren Staatsausgaben führen. Die Bürger sind zu Opfern 
bereit, davon bin ich überzeugt, wenn wir ihnen sagen, wo, warum 
und wofür. 

Meine Damen und Herren, von der SPD der 6oer Jahre ist wenig 
übriggeblieben. Die Gewöhnung an die Macht kann satt, träge und 
arrogant machen. Die Sensibilität der SPD für Themen, die über 
den Tag hinausreichen, ist geschwunden. Teile der SPD versuchen 
als Konsequenz daraus, an die Zeit vor Godesberg, an den ortho­
doxen Marxismus wieder anzuknüpfen. Die Regierung und die Mehr­
heit der Bundestagsfraktion der SPD beschränken sich auf hohlen 
Tagespragmatismus. 

Wenn wir heute im Wahlkampf mit Sozialdemokraten zusammenkommen, 
wenn wir mit ihnen diskutieren, im Betrieb, in Podiumsdiskussio­
nen und ihnen die Frage stellen: "Was sagt ihr eigentlich den 
Leuten, warum sie SPD wählen sollen?", dann ist die allgemeine 
Antwort, angefangen vom Bundeskanzler bis zum Ortsvorsitzenden 
in Kiel: "Wir fordern die Leute auf, SPD zu wählen. Warum? Weil 
es uns doch gutgeht. 
Es geht uns doch gut", das ist die kardinale Aussage der Sozial­
demokraten, und sie fügen hinzu: Es geht uns ja auch besser als 
z. B. den Bürgern in anderen Ländern. Das ist - grob, aber doch 
genau gesagt - der Kern der sozialdemokratischen Wahlkampfaus­
sage. 

Aber, meine Damen und Herren, ist dies der richtige Maßstab für 
die Beurteilung der Frage, welcher Partei wir Gegenwart und Zu­
kunft der Bundesrepublik Deutschland anvertrauen dürfen? Konn­
ten die Bürger der Bundesrepublik Deutschland diese Frage nicht 
auch unter christlich-demokratischen Regierungen genauso mit ei­
nem Ja beantworten, ja noch viel überzeugender mit einem Ja be­
antworten - ohne Arbeitslosigkeit, ohne numerus clausus, ohne Ab­
schaffung der bruttolohnbezogenen Rente? 

Deswegen sage ich: Ist dies überhaupt die richtige Frage? Ist 
dies etwas Neues? Nein, meine Damen und Herren, die Parteien 
müssen sich danach beurteilen lassen, ob sie die wirklich vor­
handenen Probleme der Gegenwart und der Zukunft erkennen und die 
richtigen Antworten auf die sich daraus ergebenden Fragen formu­
lieren. 

Heute gehen wir mit 1,7 Millionen zerstörten Arbeitsplätzen in 
die 80er Jahre mit der Folge, daß Hunderttausende von jungen Men­
schen in diesen 80er Jahren vor einer vernagelten Welt stehen. 
Wir sind das geburtenschwächste Land der Welt - mit der Folge, 
daß wir der nach uns kommenden Generation Lasten auferlegen, die 
von ihr nicht getragen werden können. 220 Milliarden DM Gesamt­
verschuldung sind unter dem Finanzminister und Bundeskanzler 
Helmut Schmidt angewachsen, zur Abzahlung und Verzinsung übertra­
gen auf die jetzt 10-, 15-, 20jährigen. 
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Was sagen die Sozialdemokraten zur Begründung der Forderung, sie 
zu wählen? Es geht uns gut. Meine Damen und Herren, geht es uns 
gut? Es stimmt noch nicht einmal ganz. Millionen Menschen in der 
Bundesrepublik Deutschland geht es gar nicht gut: den Alten, den 
Witwen, den sozial Schwachen, den Behinderten, den Familien mit 
Kindern. Meine Damen und Herren, die Antwort stimmt nicht! 

(Beifall) 

Außerdem ist es gar keine Antwort. Es ist keine Antwort für eine 
Partei, die für das, was nach uns kommt, Verantwortung tragen 
will. Eine Partei, die von ihrem Ansatz her Politik auf mate­
rialistische Fragen reduziert, die Politik vom angeblich alles 
dominierenden Konflikt zwischen Kapital und Arbeit ableitet, be­
sitzt nicht die innere Kraft, Leistungen für die Zukunft durch 
Opfer in der Gegenwart zu ermöglichen. Vielleicht ist dies auch 
ein entscheidender Fehler unserer Gesellschaft. Helmut Schmidt 
gehört zu den Menschen, die vielleicht auch deshalb etwas gelten, 
weil ihre Fehler die Fehler der Gesellschaft sind. 

Nur eine Partei, die davon überzeugt ist, daß sowohl das mensch­
liche Leben wie auch die Politik einen Sinn über die eigene Gene­
ration, ja über das eigene Leben hinaus besitzen, hat die Kraft, 
die Zukunft zu gestalten. Nur eine solche Partei wird in der Lage 
sein 
- die Aufgabe zu erfüllen, für diejenigen Sorge zu tragen, die 
nicht über die Droh- und Störpotentiale großer Organisationen 
verfügen, 

- die Aufgabe zu erfüllen, den Ländern der Dritten und der vier­
ten Welt zu helfen, 

- die Aufgabe zu erfüllen, für die Generationen nach uns Verant­
wortung zu tragen. Die SPD lebt aus der Vergangenheit für die 
Gegenwart, aber auf Kosten der Zukunft. 

(Beifall) 

Fünftens; die bessere Mannschaft. 
Als Voraussetzung für den politischen Erfolg habe ich genannt: 
die Einheit, die Sachkompetenz, den Glauben an die eigene Sache 
und die Fehler der anderen. Ich möchte jetzt über unsere Mann­
schaft etwas sagen. 

Zur Einleitung unseres Europa-Parteitages werde ich morgen auf 
den materialistischen und ökonomistischen Charakter soziali­
stischer Europapolitik hinweisen. Die Menschen fragen heute nicht 
nur nach materiellen Zielen in der Politik. Sie fragen eine Par­
tei nach den geistigen Grundlagen und den Grundwerten, die ihre 
Politik inspirieren. Die kommende Zeit ruft nicht nach den kal­
ten Machern, nach den Zynikern, die keine Ehrfurcht vor der Ver­
fassung und keine Ehrfurcht vor dem Wort haben, das sie dem Bür­
ger einmal gegeben haben. Unsere Zeit braucht andere Politiker 
als solche, die ihre Politik mit dem Satz begründen: Uns geht es 
ja gut. Unsere Zeit braucht - davon bin ich überzeugt - Politiker 
mit menschlichem Format, die nicht nur an sich und ihre Gruppe, 
sondern auch und vor allem an die Interessen aller denken. Unsere 
Zeit verlangt nach Politikern, die in der Lage sind, ihre Person 
hinter die Sache und in den Dienst einer Aufgabe, einer Idee zu 
stellen, die Führen nicht mit Kommandieren verwechseln, sondern 
sich der oft langwierigen Mühe des Gesprächs, der Integration und 
des Überzeugens unterziehen, nach Männern mit persönlichem Mut 
und sicherem Urteil, die durchhalten und nicht kapitulieren. Die 
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Partei weiß, was sie will. Aus diesen Gründen wähle ich nachher 
Helmut Kohl. 

(Beifall) 

Ausweis der Qualität der Führung ist auch die Qualität der Mann­
schaft. Wir haben kein Schattenkabinett, aber wir stellen mit 
unserer Mannschaft die anderen noch allemal in den Schatten, 
meine Damen und Herren 1 

(Beifall) 

Ich nenne 

- Gerhard Stoltenberg, der das Gesicht der Union entscheidend 
prägt 

(Lebhafter Beifall) 

und Schleswig-Holstein erfolgreich regiert; deshalb wird er 
gewinnen. 

(Erneut lebhafter Beifall) 

- Hans Katzer; er steht für sozialen Fortschritt in Deutschland 
und morgen in Europa: sozial, nicht sozialistisch. 

(Beifall) 

- Alfred Dregger, der beweist, daß man durch konsequente christ­
lich-demokratische Politik in einem Stammland der SPD die Mehr­
heit für die Union umkehren kann. 

(Beifall) 

- Wir brauchen Klugheit und Menschlichkeit in der Politik, wir 
haben Hanna Renate Laurien. 

(Beifall) 

- Walther Leisler Kiep; ihm wünschen wir Glück bei seiner Mis­
sion für das westliche Bündnis in der Türkei 

(Beifall) 

und natürlich auch - das füge ich gerne hinzu - Glück, wenn er 
für uns Geld beschaffen muß. 

(Zustimmung) 

- Heinrich Köppler; er hat mit dem Volksbegehren christlich-demo­
kratische Schulpolitik durchgesetzt. Die gesamte Union wird 
ihm helfen, der SPD-Herrschaft in Nordrhein-Westfalen ein Ende 
zu setzen. 

(Beifall) 

- Kurt Biedenkopf; er hat in der Wirtschaftspolitik neue ord­
nungspolitische Akzente gesetzt und als Generalsekretär unserer 
Partei wichtige neue geistige Impulse gegeben. 

(Beifall) 

- Hans Karl Filbinger; er hat Baden-Württemberg zu einem Stamm­
land der CDU gemacht und dieses Land an die wirtschaftliche 
und soziale Spitze der Bundesländer geführt. 

(Beifall) 

- Ernst Albrecht; er hat aus der Opposition heraus die Reqie-
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rungsverantwortung und die absolute Mehrheit für die CDU in 
Niedersachsen gewonnen. 

(Lebhafter Beifall) 

und - dafür gilt ihm besonderer Dank der CDU - er hat Menschen 
auf der Flucht in sein Land aufgenommen. 

(Beifall) 

Diese Freunde kandidieren für das Parteipräsidium. 

Und weil sie dazu gehören, nenne ich noch einmal unsere Mi­
nisterpräsidenten: 

Franz Josef Röder, Ministerpräsident des Saarlandes, 

(Beifall) 

Lothar Späth, Ministerpräsident von Baden-Württemberg und 

(Beifall) 

Bernhard Vogel, Ministerpräsident von Rheinland-Pfalz, 
dem ich für seinen persönlich hervorragenden Wahlkampf danke. 

(Beifall) 

Ich nenne noch einen, der sich in Berlin - es ist schon gesagt 
worden, aber es kann nicht oft genug gesagt werden - bravourös 
geschlagen und zusammen mit Peter Lorenz zum zweitenmal die CDU 
in der -deutschen Hauptstadt zur stärksten politischen Kraft ge­
macht hat: unseren Freund Richard von Weizsäcker. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, eines ist klar: 

Diese Mannschaft ist unschlagbar, wenn sie einig ist. 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Der 23. Mai - Karl Carstens als Bundespräsident - ist ein Be­
weis dafür, daß sich unsere Arbeit lohnt. 

Wir können gewinnen, wenn wir wollen. 

(Anhaltender Beifall) 
Wilfried Hasselmann, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, 
unser Dank gilt dem Generalsekretär, unserem Freund Heiner 
Geißler, für seine Ausführungen, für seine Rede. Er hat uns jetzt 
noch einmal richtig motiviert, als er sagte: "Wir können gewin­
nen, wenn wir wollen." Heiner Geißler, wir wollen, und zwar zu­
sammen mit Euch allen. Ich wiederhole: wir wollen, und dann wird 
es auch klappen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich darf nun Punkt lo unserer Tages­
ordnung aufrufen: 

Bericht des Bundesschatzmeisters 

Ich erteile dem Herrn Bundesschatzmeister, unserem Freund 
Walther Leisler Kiep, das Wort zu seinem Bericht. 

Walther Leisler Kiep, Bundesschatzmeister: Herr Vorsitzender! 

Meine sehr verehrten Damen und Herren 1 Liebe Freunde 1 
Ich glaube, daß für alle in der Finanzierungsarbeit unserer Par­
tei Tätigen die zurückliegenden zwei Jahre ungewöhnlich schwierig 
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gewesen sind. Das gilt sowohl für die Schatzmeister unserer Orts­
verbände als auch für alle anderen Ebenen unserer Partei bis hin 
zum Bundesschatzmeister. Erlauben Sie mir, Ihnen in fünf Punkten 
meinen Rechenschaftsbericht zu erstatten. 

Erstens: Es erfüllt mich persönlich keineswegs mit Genugtuung, 
daß sich die kritischen Perspektiven, die ich in meinem letzten 
Bericht vor unserem Düsseldorfer Parteitag mit dem Hinweis auf 
ungelöste politische Probleme der Finanzierungsarbeit ange­
sprochen hatte, voll bewahrheitet haben. Es ist für mich ebenso­
wenig eine Genugtuung, daß alle nach wie vor offenen Fragen die 
Schatzmeister aller Parteien gleichermaßen bewegen und besorgt 
machen. Die Erkenntnis ist heute allgemein - sie hat am Anfang 
aller gemeinsamen Bemühungen gestanden -, daß es notwendig ist, 
das Parteienfinanzierungsrecht neu zu ordnen. Die Arbeiten daran 
sowohl parteiintern als auch über die Grenzen der Parteien hinweg 
haben so sehr im Vordergrund der politischen Finanzierungsarbeit 
gestanden, daß sie allein schon wegen ihrer quantitativen Be­
deutung in meinem Bericht als Schatzmeister an erster Stelle ge­
nannt werden müssen. 

Zweitens: Ich stelle mit Befriedigung fest, und ich werte dies, 
meine Freunde, als ein positives Ergebnis unserer Arbeit im 
Berichtszeitraum, daß die öffentliche Diskussion über die Par­
teienfinanzierung in den letzten Monaten sehr viel sachlicher 
geworden ist. Dies ist gewiß auch eine Folge der Bereitschaft 
unsererseits, über Aufgaben, Ausgaben und die damit verbundenen 
finanzwirtschaftlichen Grunddaten in aller Offenheit zu disku­
tieren. 

Nun kann niemand von uns erwarten, daß wir über eine öffentliche 
Diskussion von Budget- und Planzahlen etwa Details unserer ge­
planten politischen Arbeiten bekanntgeben. Das würde jedem poli­
tischen Wettbewerb, der ja immer auch finanzwirtschaftliche 
Aspekte hat, widersprechen. Das haben im übrigen politischer und 
wirtschaftlicher Wettbewerb miteinander gemeinsam. Aber die 
Parteien haben einen verfassungsrechtlichen Auftrag zu erfüllen. 
So wie es legitim ist, zur Erfüllung der Verfassungsaufgaben 
ausreichende Finanzierungsbedingungen zu fordern, ist es nach 
meiner Überzeugung auch geboten, daß die Parteien über ihre Aus­
gaben die Öffentlichkeit detailliert unterrichten. Wir haben dazu 
im letzten Jahr, wie ich meine, einen offensiven Beitrag gelei­
stet, als wir in einer begleitenden gutachtlichen Wertung alle 
finanzwirtschaftlichen Daten der CDU-Bundespartei den Stellen, 
meine Freunde, die einen Beitrag zur Reform des Parteienfinan­
zierungsrechts leisten könnten, auf den Tisch gelegt haben. 

Drittens: Es ist im vergangenen Jahr, aber auch in jüngster Zeit 
über die Schulden der großen Partelen und damit auch unserer 
Partei gesprochen worden. Dabei hat es viel Richtiges und auch 
viel Falsches gegeben. Richtig ist, daß wir zur Vorfinanzierung 
unserer laufenden Ausgaben und insbesondere auch zur hundert­
prozentigen Vorfinanzierung des Europawahlkampfs mehr als bisher 
üblich Kredite aufnehmen mußten. Das hat mit dazu geführt, daß 
sich unsere Verschuldung zu den Bilanzstichtagen- erhöht hat. 
Aber sie wird sich im Rahmen unserer diesjährigen Finanzplanung 
für das Jahr 1979 auch wieder reduzieren. Aber, liebe Freunde, 
Sie müssen dies vor allem auch und besonders vor dem Hintergrund 
stetig ansteigender Anforderungen an Leistung und Leistungs­
fähigkeit der Bundespartei sehen. 
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Mit diesen Hinweisen - das ist mein vierter Punkt - ist für das 
zukünftige Finanzierungsproblem auf allen Ebenen unserer Partei 
das wichtige und, wie ich meine, entscheidende Thema der Aus­
gaben und damit der Ausgabenbeschränkung angesprochen. Die 
Forderung nach Beschränkung der Ausgaben ist sehr schnell und 
sehr leicht gestellt; aber wenn es um die Konkretisierung geht, 
bleiben zum Schluß bedauerlicherweise meist mehr Fragen als 
konstruktive Lösungen. 
Ich persönlich habe in diesen für uns sehr schwierigen Mona­
ten gerade in der vergangenen Woche erstmals eine gewisse Er­
leichterung verspürt, als wir im Zusammenhang mit der ein­
stimmigen Verabschiedung des Etats der Bundespartei für das 
Jahr 1.979 mit großem Ernst eine erste Diskussion über unsere 
finanzwirtschaftlichen Probleme führen konnten. Wir werden 
auf einer Finanzkonferenz des erweiterten Bundesvorstands 
im Sommer dieses Jahres das Thema Ausgabenbeschränkungen der 
Bundespartei erneut aufgreifen und dabei auch - zumindest ist 
das meine Absicht - über die Begrenzung der Wahlkampfaus­
gaben im nächsten Jahr zu sprechen haben. Ich weiß mich hier­
in in jedem Fall einig mit den Kollegen aus dem Bundesfinanz­
ausschuß, denen ich an dieser Stelle für alle Ihre Hilfe und 
für ihre kritische Begleitung unserer Arbeit sehr herzlich 
danke. Ich hoffe aber auch sehr, daß es mir gelingt, im 
Bundesvorstand genügend Mitstreiter zu finden, um auf diesem 
für unsere politische Glaubwürdigkeit so wichtigen Weg ein 
wesentliches Stück voranzukommen. 

Charity begins at home, Wohltätigkeit beginnt zu Hause. Auf 
unseren Arbeitsbereich übertragen heißt das nichts anderes 
als dies: Die Finanzen unserer Partei im Gleichgewicht zu 
halten, verlangt vor allem das ständige kritische und selbst­
kritische Fragen nach der Sinnhaftigkeit, der Zweckmäßigkeit 
und auch der politischen Effizienz jeder einzelnen Ausgaben­
position. Wir können die Qualität und die Wirksamkeit unserer 
politischen Arbeit sehr wohl auch dadurch erhöhen, daß wir 
das finanzielle Gleichgewicht in unserer Partei zu einem vor­
rangigen gemeinsamen politischen Ziel machen. 

Fünftens und letztens. Finanzierungsarbeit ist mehr denn je 
politische Arbeit, und sie muß deshalb auch ein gemeinsames 
Anliegen aller verantwortlich Tätigen in unserer Partei auf 
allen Ebenen sein. Ich bin zuversichtlich, daß wir dieses 
Ziel erreichen werden. Aber - ich wiederhole es noch einmal -
wir brauchen dazu die Absicherung durch ein neues Parteien­
finanzierungsrecht. Ohne eine solche neue rechtliche Grund­
lage, die dem verfassungsmäßigen Auftrag der politischen 
Parteien gerecht wird, werden wir die für uns so wichtigen 
Finanzierungsaufgaben des Jahres 198o nicht lösen können. 

Aber genauso brauchen wir für die Lösung dieser Aufgaben auch 
jenes Solidaritätsverständnis, dem wir in allen vorangegangenen 
Jahren unsere Erfolge letzten Endes zu verdanken hatten. Ich 
habe mich dafür zu bedanken, daß in den letzten zwei schweren 
Jahren, die hinter uns liegen, diese Solidarität mir gegen­
über in so hohem Maße erbracht worden ist. In diesem Geiste 
sollten wir auch die Arbeit der vor uns liegenden Monate be­
ginnen. Es ist meine feste Absicht und mein Versprechen an 
Sie, auch in den nächsten zwei Jahren nach besten Kräften 
meinen Beitrag dazu zu leisten. 

(Beifall) 
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Wilfried Hasselmann. Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, 
wir danken unserem Schatzmeister Walther Leisler Kiep für 
seinen Bericht. Wir wissen, daß er eine wahrlich nicht leichte 
Aufgabe zu erfüllen hat. Bisher hat er dies mit Erfolg getan. 
Wir versprechen ihm, daß wir ihm dort, wo wir können, nach 
unseren Kräften helfen wollen. Einfach ist das nicht. 
Ich habe eine kleine unpolitische und andererseits doch hoch­
politische Bemerkung zu machen. Sie wissen alle, wie ideen­
reich unsere Junge Union ist. Die Junge Union Schleswig-Hol­
steins, hier speziell im Landkreis Plön, verteilt draußen 
einen Prospekt über die Seeadler. Es sind mutige junge Leute, 
die die letzten vier Paare, die hier oben nisten, vor Nest-
dieben schützen und damit diesen Bestand vor der Vernichtung 
bewahren. Sie wollen diese seltene, aber bedeutende Adlerart 
vor dem Aussterben bei uns retten. Wir bitten um Verständnis 
dafür, daß die jungen Leute an Sie herantreten und Sie mit 
dem Problem vertraut machen wollen. Vielen Dank an die Junge 
Union für ihre Initiative! 

(Beifall) 

Ich übergebe das Präsidium an meinen Freund Bernhard Vogel. 

Dr. Bernhard Voqel, Tagungspräsidium: Meine Damen und Herren, 
ich bin gebeten worden, den Tagungsordnungspunkt 12, Aus­
sprache zu den Berichten, vor dem Tagesordnungspunkt 11, Be­
richt der Rechnungsprüfer, aufzurufen. Ich rufe also Punkt 12 
der Tagesordnung auf: Aussprache zu den Berichten. 

Ich darf zunächst noch einmal bitten: Wer sich zu Wort melden 
möchte, möge sich der Wortmeldezettel, die den Unterlagen bei­
gefügt sind, bedienen und seine Wortmeldung hier beim Tagungs­
präsidium vorlegen. Es liegen mir bereits hinreichend Wort­
meldungen vor, deren Abwicklung längere Zeit in Anspruch 
nehmen wird. 

Die erste Wortmeldung geht an einen Mann, der heute morgen, 
bevor er hier sein konnte, vom Bundesvorsitzenden der Partei 
schon einmal begrüßt worden ist, den ich aber jetzt namens 
des Parteitages noch einmal besonders herzlich willkommen 
heißen möchte. Das Wort hat der Ehrenvorsitzende der CDU 
Deutschlands, Kurt Georg Kiesinger. 

Dr. h.c. Kurt Georg Kieslnqer (mit Beifall begrüßt): Herr 
Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ich möchte diesen Par­
teitag nicht gern passieren lassen, ohne in der gegenwärtigen 
Situation das Wort an Sie gerichtet zu haben. Altere Herren 
pflegen bei solchen Gelegenheiten ja gern mit ihren Lebens­
jahren zu kokettieren. Diese Rolle liegt mir nun keineswegs, 
aber es läßt sich nun einmal nicht leugnen, daß ich in diesem 
Saale einer der ältesten nicht nur an Lebensjahren, sondern 
auch einer der ältesten an Wirkungsjähren in der Christlich 
Demokratischen Union bin, und zwar eigentlich von Anfang an 
immer in vorderster Linie. 

(Beifall) 

Ich habe im vergangenen Jahr selten und dann nur zögernd das 
Wort genommen, weil ich von salbungsvollen Belehrungen nicht 
viel halte. Aber erlauben Sie mir heute, im Anschluß an das, 
was unser Freund Geißler gesagt hat, ein paar Worte an Sie 
zu richten. 
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Heiner Geißler-hat vor Defätismus gewarnt. Ich möchte noch 
ein wenig weiter gehen und zu Optimismus ermutigen. 

(Beifall) 

Die Situation der Union ist in gewisser Weise paradox. Er hat 
es schon gesagt: Wir sind im Bund, wir sind in fast allen 
Ländern, auch in denen, wo wir nicht regieren, die stärkste 
Partei; nur Hamburg und Bremen sind ausgenommen. Doch ist es 
eine furchtbar schwere Aufgabe, von da zur absoluten Mehrheit 
zu kommen, wenn es nicht gelingt, da und dort ein Bündnis 
mit einer anderen Partei zu schließen. Das erzeugt selbstver­
ständlich in unseren Reihen Ungeduld, Unruhe, Nervosität und 
auch eine gewisse Bereitschaft zu gereizter Kritik an füh-.-
renden Persönlichkeiten dieser Partei. Das ist in der CDU 
schon so ein bißchen chronisch geworden. 

(Beifall) 

Denn glauben Sie mir, das hat jeder von uns, von Konrad 
Adenauer angefangen bis herauf zu Helmut Kohl, erlebt. Diese 
chronische Anlage müssen wir bekämpfen. 

Es wird oft darauf verwiesen, wie die SPD von Wahlniederlage 
zu Wahlniederlage Disziplin gewahrt habe, bis es ihr schließ­
lich gelungen ist - nicht aus eigener Kraft, sondern im 
Bündnis mit anderen -, an die Regierung zu kommen. Das ist 
wahr, und vielleicht ist sie insofern für uns nachahmenswert. 
Allerdings ist zu bedenken, daß sich die SPD nie in unserer 
Situation befand, nämlich die stärkste Partei zu sein und aus 
dieser Position, also die Partei mit der stärksten Zustimmung 
aus unserem Volk zu sein, doch nicht zur Regierung zu kommen. 
Deswegen ist manche Ungeduld und manche Reizbarkeit in unseren 
Reihen mit einem gewissen Verständnis zu betrachten. 
Um so mehr müssen wir einsehen, daß wir das tun müssen, was 
Heiner Geißler in einem Nebensatz gesagt hat, in dem er meinte, 
wir seien nicht zu schlagen, wenn wir einig seien. Das bleibt 

'^^^''- • (Beifall) 

Einigkeitsappelle hat es noch auf jedem Parteitag gegeben seit 
jenem von Goslar, auf dem ich mit dabei war. Ich selber habe 
bei zahlreichen Gelegenheiten diese Einigkeitsappelle an die 
Partei gerichtet. Ich meine, gerade heute und jetzt - nicht, 
weil wir in einem Tief sind, sondern weil wir so greifbar nahe 
den Sieg haben können, meine Damen und Herren - ist diese Einig­
keit so bitter notwendig. 

(Lebhafter Beifall) 

Unter Einigkeit verstehe ich und verstehen natürlich auch Sie 
keineswegs nur die Einigkeit in Worten, die Einigkeit In Akkla­
mation, die Einigkeit in Beschlüssen. Einigkeit bedeutet, daß 
jeder von uns - ich beziehe mich ein - an seinem Platz und zu 
seiner Zeit und jetzt unablässig kämpft, um diese Einigkeit nun 
auch wirklich in der Tat durchzusetzen. 

(Beifall) 

Es hat einmal geheißen: Auf den Kanzler kommt es an. Wenn ich un­
bescheiden den Historikern glauben darf, hat das sogar ein 
bißchen geholfen. Aber noch mehr hätte geholfen, wenn wir damals 
alle zusammen stärker gekämpft hätten, als wir es in jenem Jahre 
1969 tatsächlich getan haben. Ich will dieses Kapitel nicht wie-
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der aufblättern. 
Meine Damen und Herren, die CDU hat aber auch noch einen ganz 
besonderen Grund, an sich selber zu appellieren. Ich hörte das 
Wort zitiert, die Union sei kein Selbstzweck. Wahrhaftig, das 
ist sie nicht, das ist keine politische Partei. Die Union wäre 
die letzte, die das für sich in Anspruch nehmen würde. 

Aber nun lassen Sie mich gerade im Blick auf Europa - und dieser 
Parteitag ist ja Europa gewidmet - noch ein ernstes Wort sagen, 
ein Wort, das ich so ernst meine, wie man es nur meinen kann; 
denn ich habe dieser europäischen Sache auch von der ersten Stun­
de an zu dienen versucht. Wie sieht es denn mit diesem Europa 
aus? Von Hans Freyer stammt das Wort, Europa habe die Welt auf 
dem Gewissen. Das ist wahr. Es hat diese Welt kolonialisiert, es 
hat sie missioniert, es hat sie ideologisiert. Nun flutet das 
alles auf uns zurück. Europa konnte sich als Herr und Gestalter 
der Welt empfinden, als es unter sich selbst zerstritten und zer­
rissen war. Und wie sieht das heute aus? Wir sind nicht mehr 
Herr und Gestalter der Welt. Wir müssen froh sein, wenn es uns 
gelingt, ein bißchen dabei mitzuwirken. 

Aber wie steht es denn mit dem besten Erbe, das wir haben? Wie 
steht es denn mit jenen Wertetafeln, die wir Europäer einmal 
aufgerichtet haben? Wo sind sie? - Verrostet, verstaubt! Euro­
päischer Nihilismus, europäischer Materialismus geht um. Frei­
heit, Menschenwürde - wie klingt das noch in jugendlichen Ohren? 
Glauben sie es uns noch? Diese Wertetafeln sind verstaubt, sie 
sind verrostet unter dem Schuttberg des europäischen Materialis­
mus, und der Sozialismus ist wesentlich mit schuld daran, meine 
Damen und Herren. 

(Beifall) 

Diese Wertetafeln müssen wieder entrostet werden, sie müssen 
zum Leuchten gebracht werden. Das ist unsere Aufgabe, nicht nur 
in diesem Volk, sondern das ist unsere Aufgabe in diesem kommen-
den Europa. (Beifall) 

Dieses' Europa ist nichts, wenn es ein Bündel materialistisch ge­
sonnener Staaten und Gesellschaften ist. Dieses Europa kann 
alles sein, wenn es sich zu seinem großen geistigen Erbe bekennt. 
Dazu zu helfen, das ist vor allem die Aufgabe der Union in die­
sem neuen Europa. T̂ ,_•- ̂ .. o • ̂^ •, , N 

•̂  (Lebhafter Beifall) 

Damit will ich schließen, meine Damen und Herren. Ich freue 
mich, Ihnen so ein bißchen mein Herz ausgeschüttet zu haben. 
Aber glauben Sie mir, dem Erfahrenen, der vieles mit- und durch­
gemacht hat - auch in dieser Partei -, glauben Sie mir: Die CDU 
- die politische Landschaft ist ja von Heiner Geißler geschil­
dert worden - hat jede Chance, die Stunde der CDU kommt, sie 
kommt mit Sicherheit und sie kommt nicht zu spät. Helfen Sie mit, 
daß sie bald kommt! 

(Langanhaltender lebhafter Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel. Tagungspräsidium: Hochverehrter Herr Kie-
singer, wir danken Ihnen dafür, daß Sie gesprochen haben, und 
wir danken Ihnen für das, was Sie gesagt haben. 

Das Wort geht jetzt an Thomas Mann, den Bundesvorsitzenden der 
Jungen Arbeitnehmerschaft, nach ihm an Stephan Eisel. 
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Thomas Mann, Bad Schwalbach: Herr Präsident! Meine sehr verehr­
ten Damen und Herren! Wir haben es heute in der Hand, ganz 
allein, ohne Fremdbestimmung, darüber zu entscheiden, ob es wei­
tergeht mit dem bisherigen privaten Ehrgeiz, mit den bisherigen 
eitlen Solotänzen, oder ob wir in der Lage sind, eine Debatte 
zu führen, die nicht nur Einheit und Solidarität deklamiert, 
sondern die am Schluß zu dieser Einigkeit führt, die nicht nach 
wenigen Tagen dadurch konterkariert wird, daß leichtfertige 
Plauderstündchen mit ausgewählten Journalisten stattfinden und 
wir wieder am Anfang sind. 

(Beifall) 

Analysen in allen Ehren. Sie sind wichtig, sie sind notwendig, 
um Positionsbeschreibungen herzustellen. Aber auf dem offenen 
Markt schaden sie uns alle. Wir haben viel zu viele wortreiche, 
aber inhaltsschwache Debatten geführt. All den Verantwortlichen, 
glaube ich, schulden wir Dank, die in den letzten Wochen nicht 
geschwätzt, sondern geschwiegen haben - aus Solidarität. 

(Beifall) 

Wie wollen wir in der Lage sein, den Bürgern Sicherheit zu ge­
ben, wenn wir selbst einen verunsicherten Eindruck machen? 
Spitzenleute kippen reihenweise aus den Schuhen, wenn ihnen un­
günstige Prognosen auf den Tisch flattern, denn danach flattern 
sie selber. Sie fordern hektisch Schwenks. Das hat mit lang­
fristiger Politik nichts mehr zu tun. Mehr noch: wenn wir so 
weitermachen würden, dann wären wir für den Teil der Presse, 
der uns übel will, und für den politischen Gegner auf Jahre hin­
aus planbar, kalkulierbar und damit manipulierbar. Das muß 
anders werden. ,„ .̂  ,,, 

(Beifall) 
Als am letzten Wochenende in Berlin die Igel - und da waren ein 
paar schwarze Igel dabei, eine ganze Menge bunte und im Grunde 
genommen in der großen Mehrheit ganz knallhart rote Igel - auf 
3,7 % kamen, war so mancher geneigt, seine politische Wunder­
kiste auszupacken und zu sagen, man müßte mehr tun für Umwelt­
schutz, und die Bürgernähe sei in der Union nicht genug ent­
wickelt. Das hat sich wunderbar angehört. 
Nun aber zu den Fakten. Wir dürfen sicherlich in Rechnung stel­
len, was Helmut Kohl vorhin gesagt hat: zu dieser Gruppierung 
gehörten viele, die resignieren, die ihren Weg ins Private ge­
funden haben. 

Aber die Gruppierung, die mit dem Bestehenden generell nicht ein­
verstanden ist, wird es immer wieder geben. Wir dürfen kleinen 
Gruppen nicht nachlaufen; das sind wir der Mehrheit schuldig. 

Wir haben ja gesagt zur Politik für Minderheiten, einverstanden: 
Mannheimer Erklärung, Grundsatzprogramm, das wir beschlossen ha­
ben. Aber wir dürfen keine Gefälligkeitspolitik betreiben, also 
keine Klein-Klein-Schuberei. Wir sind gegen konsequenzlosen Fort­
schritt, für rücksichtsvollen Fortschritt im Sinne des Menschen 
und im Sinne der Umwelt. Gerade jungen Arbeitnehmern - und die 
gehören zum kritischen Potential - und Arbeitern müssen wir 
sagen: Unsere Solidarität endet nicht bei denen, die Arbeit haben, 
sondern führt genau darüber hinaus, nämlich zu denen, die noch 
keine Arbeit bekommen haben, die davon ausgeschlossen sind. Wir 
haben das im Zusammenhang mit dem Freiheitsrecht auf Arbeit 
festgelegt. 
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Für uns junge Leute in der Partei ist natürlich nicht alles so 
gelaufen, wie wir es uns gewünscht hatten. Ich denke daran, daß 
weder Vertreter der JA noch unsere Freunde der Jungen Union oder 
des RCDS in ausreichendem Maße auf den Listen der CDU zur Europa­
wahl stehen. Das ist nicht nur schade, sondern eine beklagens­
werte Situation. Einerseits sollen junge Leute immer beteiligt 
werden, von früh an Mitverantwortung tragen, Mitentscheidungen 
treffen. Andererseits rangieren sie bei den Listenaufstellungen 
unter ferner liefen. 

Wir werden nicht resignieren. Wir werden auf Landesebene mit den 
Parteivorständen in aller Offenheit Gespräche führen. Wir werden 
uns nicht davon abhalten lassen, einen Wahlkampf zu führen, des­
sen Motto bei uns genau wie bei jedem anderen Wahlkampf heißen 
wird: Volldampf voraus. 

Ich meine auch, daß die CDU ein bißchen zu spät gewesen ist. 
In manchen Kreisen beginnt die Informationsarbeit für Europa 
erst im April. Wie wollen wir denn in der Lage sein, die notwen­
dige hohe Wahlbeteiligung zu erzielen? Was nützt es - in der 
Bundesrepublik völlig zu Recht -, Errungenschaften der Sozialen 
Marktwirtschaft zu feiern, wenn auf Europaebene gleichzeitig 
Dirigismus stattfinden kann? Was nützt es, wenn bei einem denk­
baren Sieg der Soziallsten Investitionslenkung und Planwirt­
schaft die Regel sein werden und nicht die Ausnahme? Heide 
Wieczorek-Zeul sagte vor wenigen Tagen - Ich zitiere -: "Wir in 
der SPD führen einen Europawahlkampf ohne Rücksicht auf Kanz­
ler und Koalition, unter dem Zwang von Kompromissen, ohne Furcht 
vor einem Verlust der Regierungsmehrheit." Daß das unkommentiert 
blieb, lag an zwei Dingen: einerseits an unserer Partei, die 
sich bisher - das wollen wir heute hoffentlich beenden - hin­
gebungsvoll der Personaldiskussion widmete, und zweitens daran, 
daß Helmut Schmidt das alles toleriert hat. Mehr noch: Durch 
seine Darstellung des bürgerlichen Biedermannes in der Bundes­
republik hat er diese linksextremen Positionen in der SPD erst 
möglich gemacht. 

Ich komme zum Schluß, auch um a) meine Redezelt nicht zu strapa­
zleren und b) Ihre freundliche Anteilnahme nicht zu sehr in An­
spruch zu nehmen. Deshalb in knappen vier Sätzen die Erwartungen 
der jungen Arbeitnehmerschaft an den heutigen Parteitag. 

Erstens. Solidarität mit Helmut Kohl. 

(Beifall) 

Er hat sich wie kaum ein anderer für die Partei abgerackert. 

(Beifall) 

Helmut Kohl hat mehr Herzblut in den Wahlkampf, in die Regenera­
tion der Partei hineingegeben, als unseren politischen Gegnern 
lieb Ist. Die Chancen für 1980 sind keineswegs verspielt. 

Zweitens. Die Stellvertreterwahl, die endlich einmal nicht nach 
dem bewährten Strickmuster "So viele Kandidaten, so viele Positio­
nen" abläuft - und damit Konflikte vertagt, anstatt sie löst -, 
muß verdeutlichen, daß die CDU in der Lage ist, sich ständig zu 
regenerieren. Deshalb meinen wir in der JA: Wir brauchen nicht 
nur die bewährten Streiter, wir müssen auch den neuen Leuten Raum 
geben. 

(Beifall) 
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Drittens. Die Stellvertreter brauchen klar umrissene Aufgaben, 
damit sie sich nicht ständig ins Gehege kommen, damit sie in 
ihren Positionen, auch als Stellvertreter, politische Arbeit 
leisten und nicht nur Lorbeerkränze polieren und damit sie 
schließlich zu einer starken, schlagkräftigen Mannschaft zusammen­
wachsen können. 

Letzter Punkt. Die Europawahlen müssen von der Gesamtpartei mit 
der gleichen Entschlossenheit, der gleichen Kampfesfähigkeit ge­
führt werden wie alle anderen Wahlkämpfe auch. Schluß mit der 
Politik in Filzpantoffeln, Schluß mit der politischen Nabelschau. 

Wir brauchen von Kiel aus ein Signal für einen neuen Anfang in der 
Union um der Jugend, um der Zukunft willen. 

(Beifall) 

Dr.Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Mann. 
Das Wort hat der Bundesvorsitzende des RCDS, Herr Eisel. 
Nach ihm hat das Wort Herr Göhner. 

Stephan Eisel; Sehr geehrter Tagungspräsident 1 Liebe Partei-
freundel Lassen Sie mich zunächst Helmut Kohl und dem Bundesvor­
stand für die sehr gute Unterstützung der Arbeit des Rings Christ­
lich Demokratischer Studenten danken. 

(Beifall) 

Es war nämlich Helmut Kohl an der Spitze zahlreicher prominenter 
CDU-Politiker, der sich in die Hochschulen getraut, der sich 
dort kritischen Fragen gestellt hat und der Diskussion nicht 
ausgewichen ist. 

(Beifall) 

Willy Brandt und Helmut Schmidt haben dem Wort kneifen alle Ehre 
gemacht. Sie trauen sich nicht in die Hörsäle, sie trauen sich 
nicht, mit den Studenten zu sprechen und zu diskutieren. 

Was uns junge Leute vor allem bewegt, ist die Frage: Warum geben 
nicht noch mehr junge Leute der CDU ihre Stimme? Lassen Sie mich 
dazu aus der Sicht der Studenten drei Bemerkungen machen. Sie 
mögen daran, was der einen Million deutscher Studenten wichtig 
ist, erkennen, was die Jugend heute bewegt und wo die CDU viel­
leicht noch ansetzen kann. 

Erstens. Die CDU muß in der Hochschulpolitik konsequenter für 
Freiheit statt Sozialismus eintreten. 

(Beifall) 

Das heißt, die Freihe"-t von Forschung und Lehre muß gegen sozia­
listische Planungswut gesichert werden, das heißt auch, die 
Freiheit des Studiums muß gegen die Regelstudienzeiten mit Zwangs­
exmatrikulation gesichert werden. Die Regelstudienzeiten nehmen 
uns Studenten fast jede Möglichkeit, im Ausland zu studieren. Sie 
berauben uns der Eigenverantwortung für unser Studium. Sie legen 
einen entscheidenden Abschnitt des Lebens junger Leute in die 
Hände der Bürokratie. 

(Beifall) 

Die Regelstudienzeiten mit Zwangsexmatrikulation sind das Sinn­
bild eines unnötigen Eingriffes eines übermächtigen Staates in 
die Verantwortung des einzelnen. Das kann nur die Idee soziali-
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stlscher Bildungsplaner sein. Die CDU darf da nicht mitspielen. 

(Beifall) 

Zweitens. Die Glaubwürdigkeit der Union vor der jungen Genera­
tion muß noch mehr wachsen, muß noch besser werden. Wir sind 
eine Partei, die schon auf Grund ihres Menschenbildes weit davon 
entfernt ist zu glauben, sie sei unfehlbar. Der kommunistische 
Lehrsatz "Die Partei hat immer recht" ist uns Christdemokraten 
zuwider. Aber es genügt eben nicht, im internen Kreis Fehler zu­
zugestehen. Die deutsche Jugend erwartet, daß Politiker, wenn 
sie Fehler gemacht haben, diese genauso öffentlich zugeben, wie 
sie begangen worden sind. 

Lassen Sie mich das am Beispiel der Regelstudienzeiten noch ein­
mal deutlich sagen, weil gerade sie uns Studenten besonders be­
wegen. Wenn Bildungspolitiker in der CDU im internen Kreis zu­
geben, daß die Voraussetzungen für die Entscheidung zur Regel­
studienzeit damals nicht gegeben waren und die Entscheidung 
daher falsch war, dann genügt es nicht, das nur im internen Kreis 
zuzugeben, sondern das muß offen gesagt und die entsprechenden 
Gesetze müssen geändert werden. Zeigen wir der Jugend, daß wir 
bereit sind, auch aus eigenen Fehlern zu lernen; denn es war noch 
nie eine Schwäche zuzugeben, daß man klüger geworden ist. 

(Beifall) 

Drittens. Es genügt nicht, für die Jugend Politik zu machen, 
sondern man muß mit der Jugend für die Jugend Politik machen. 
Wenn die CDU die Jugendpolitik als einen Schwerpunkt ihrer Arbeit 
bezeichnet, dann müssen mehr junge Leute in Parteivorstände und 
Parlamente gewählt werden. Es gibt auch hier genügend Talente; 
man braucht sich nur umzuschauen. 

Meine Damen und Herren, lassen Sie mich mit der Bitte schließen: 
Lassen Sie die deutschen Studenten bitte nicht links liegen. 
Sie haben das nämlich nicht verdient. Trotz aller Umfragen, trotz 
der Aktivitäten kommunistischer Splittergruppen: Die deutschen 
Studenten sind nicht kommunistisch, sie sind demokratisch. 
Tragen Sie bitte mit dazu bei, daß die deutschen Studenten ihren 
Platz in der Volkspartei finden und behalten. 

(Beifall) 

Dr.Bernhard Vogel. Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Eisel. 
Das Wort hat Herr Reinhard Göhner vom Landesverband Westfalen-
Lippe. Ihm folgt Fritz Brickwedde. 
Reinhard Göhner: Herr Präsident 1 Meine Damen und Herren! Auch 
wenn dieser Parteitag zeitlich und örtlich in einen Landtags­
wahlkampf hineinfällt, können wir, glaube ich, nicht umhin, 
einige kritische Anmerkungen auch zum Parteitag selbst zu machen. 
Schon der Termin dieses Parteitages ist mir eigentlich unver­
ständlich. Worin bestand eigentlich die reale Notwendigkeit, 
diesen Parteitag vorzuziehen, und warum, Herr Kohl, haben Sie 
sich der Chance begeben, bei Ihrer Wiedervvahl mehr als nur ein 
gutes Ergebnis zu erzielen? 
Die politischen Berichte des Vorsitzenden und des Generalsekre­
tärs haben, wie ich glaube, einen entscheidenden Mangel der 
Präsidiumsarbelt in der Vergangenheit erkennen lassen, nämlich 
den Mangel, daß es im Präsidium ganz offenbar keine Aufgabenver-
tellung gegeben hat. Wenn das richtig ist, was in jedem Orts­
vorstand selbstverständlich ist, nämlich daß man untereinander 
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alle Aufgaben nur dann wirksam wahrnehmen kann, wenn man die 
Aufgaben verteilt, so ist der aufgezeigte Mangel auf Bundesebene 
nach meiner Auffassung skandalös. Ich glaube, daß es nicht nur 
wegen der Aufgabenwahrnehmung wichtig ist, Aufgaben zu verteilen, 
sondern gerade auch deshalb, weil es, wie Herr Geißler hier und 
auch schon vorher öfters dargelegt hat, für uns wichtig ist, die 
Sachkompetenz an uns zu ziehen. Das erreichen wir aber nicht 
allein durch Kongresse und Beschlüsse, so wichtig diese auch 
sind. Wir können dies, wie ich meine, nur erreichen, wenn wir 
unsere sachlichen Alternativen personalisieren. Es gehört dazu, 
daß wir den Bürgern unsere sachlichen Alternativen in Personen 
präsentieren. Auch deshalb ist eine Aufgabenverteilung unver­
zichtbar. 

Nach meiner Einschätzung wäre es auch ein Gewinn für die gesamte 
Partei, wenn das ganze Präsidium wirklich politisch'genutzt wird. 
Ich verstehe beispielsweise nicht, warum wir als Partei nicht 
die Kompetenz und das internationale Ansehen von Walther Leisler 
Kiep außenpolitisch nutzbar machen. Das wäre bei einer Aufgaben­
verteilung im Präsidium nach meiner Auffassung effektiver mög­
lich. Das, was der Partei und der Öffentlichkeit vor wenigen 
Wochen als Neuordnung der Fraktionsarbeit, als Leitungs- oder 
Leistungsgremium dargestellt worden ist, war nach meiner Ein­
schätzung unter diesem Gesichtspunkt leider auch eine Enttäu­
schung. Die hier viel beschworene Mannschaft wird erst dann 
effektiv werden können, wenn jeder auch weiß, welche Rolle er 
eigentlich zu spielen hat. Selbsttore vermeidet man dadurch, daß 
man die Spieler klar auf die Posten stellt, auf denen sie aktiv 
sein sollen. Bevor das nicht geschieht, wird auch Teamgeist ge­
fährdet sein. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Göhner. 
Ich bin, um Mißverständnisse zu vermeiden, gebeten worden, darauf 
hinzuweisen, daß der letzte Wahlparteitag der CDU - es war der 
vorletzte Bundesparteitag - vor exakt zwei Jahren im März 1977 
stattgefunden hat. 

Jetzt hat Herr Brickwedde aus dem Landesverband Niedersachsen 
das Wort. Danach hat Herr Alexander von Bismarck das Wort. 

Fritz Brickwedde: Meine lieben Freunde! Ich möchte einiges zum 
Thema "Jungwähler und CDU" sagen. Wir haben es 1976 nach langer 
Vorbereitung vor allem durch den Hamburger und den Mannheimer 
Parteitag geschafft, bei der Bundestagswahl mehr Jungwähler für 
die CDU zu gewinnen, als es den Sozialdemokraten gelungen ist. 
Dies war ein großartiges Ergebnis. Wenn wir das Ergebnis der 
letzten Landtagswahlen betrachten, stellen wir fest, daß es uns 
nicht gelungen ist, dieses Ergebnis zu halten oder gar auszu­
bauen. Liebe Freunde, ich meine, wir müssen uns darüber im 
klaren sein, daß die CDU/CSU nur dann eine absolute Mehrheit im 
Bund erreichen kann, wenn es ihr gelingt, stärkste Partei bei 
den Jungwählern zu sein. Es darf nicht so sein, daß wir bei 
dieser Wählergruppe nur Stimmenanteile zwischen 3o % und 4o % 
für uns verbuchen können. 

(Zustimmung) 

Deswegen, so meine ich, müssen wir uns als Parteitag sehr ernst­
haft mit dieser Frage beschäftigen. Ich möchte dazu folgendes 
ausführen. 
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Erstens: Die Jugendforschung zeigt uns, daß die Mehrzahl der 
18-jährigen nicht links steht, daß sie aber nach einigen Jahren 
offensichtlich dazu gebracht wird, links zu wählen. Hier müssen 
wir bei der Ursachenforschung ansetzen. Es ist zwar nicht so, 
daß die Mehrzahl der 18-jährigen links einzuordnen ist, wohl 
aber steht die Mehrzahl der altgewordenen Jugendlichen in den 
Jugendsendungen unserer Rundfunk- und Fernsehanstalten links und 
manipuliert in dieser Richtung. 

(Beifall) 

Zweitens: Wir müssen uns als CDU mit der linken Pädagogik aus­
einandersetzen, die in den Schulen begonnen hat und deren Saat 
in den letzten Jahren aufgegangen ist. Dies betrifft die Schule 
ebenso wie die Jugendbildungsarbeit. Die linke Pädagogik hat 
zwar sicherlich zu mehr Kritikfähigkeit hingeführt; die Kehr­
seite der Medaille bei den Jugendlichen ist aber, daß neben 
großer Kritikfähigkeit sehr viel Selbstmitleid und sehr viele 
Aggressionen entstanden sind. Hier müssen wir bei der Auseinan­
dersetzung mit dieser sogenannten emanzinatorischen Pädagogik an­
setzen. Wir müssen ihr eine Pädagogik entgegensetzen, die die 
Jugendlichen nicht nur zur Kritik, sondern auch zum Engagement, 
zur Opferbereitschaft, zur Pflichterfüllung hinführt und bewirkt, 
daß die Jugendlichen sich auch noch für humane Ziele und für 
Grundwerte unserer freiheitlichen Gesellschaft begeistern. 

(Beifall) 

Die CDU kann nur dann bestehen, wenn wir nicht nur bei den 
materiellen Leistungen, sondern auch bei der Umsetzung unserer 
Ideale Zeichen setzen. Ich möchte an dieser Stelle ganz beson­
ders darauf hinweisen, daß die Aufnahme von 1 ooo Vietnamflücht­
lingen in Niedersachsen durch Ernst Albrecht ein solches Signal 
für junge Wähler gewesen ist. Hier müssen wir weitere Maßstäbe 
setzen. 

(Beifall) 

Meine lieben Freunde, viele Jugendliche sehnen sich, wie ich 
glaube, nach Orientierung, auch nach personeller Orientierung. 
Sie fragen nach Vorbildern. Ich frage Sie: Was geben wir denn 
den 18-jährigen für Vorbilder als Christliche Demokraten? Sagen 
wir ihnen, Graf Stauffenberg sei ein Vorbild? Sagen wir ihnen, 
Konrad Adenauer sei ein Vorbild? Was geben wir ihnen für Vor­
bilder? Ich meine, wir stoßen in der Geschichte der Christlichen 
Demokraten auf hervorragende Persönlichkeiten, die wir den 
Jugendlichen darstellen müssen. Der christlich-demokratische 
Beitrag zum Widerstand gegen den Nationalsozialismus, der 
christlich-demokratische Beitrag zur Abwehr der Sowjetisierung 
des zweiten Teils Deutschlands, der christlich-demokratische 
Beitrag zum Wiederaufbau unserer Bundesrepublik, zu sozialen 
Reformen, zur Versöhnung mit dem Judentum, zur Versöhnung mit 
Frankreich - all dies sind, wie ich glaube, Zeichen und Signale, 
die wir darstellen können. Wir haben also Vorbilder und Ideale; 
wir müssen sie den Jugendlichen nur nahebringen. 

(Beifall) 

Wenn Sie mit Jugendlichen über die nationale Frage Deutschlands 
diskutieren, werden Sie wahrscheinlich häufig die Erfahrung 
machen, daß wir sofort in eine ganz seltsame Ecke gestellt 
werden. Liebe Freunde, es ist uns bisher nicht gelungen, darzu­
stellen, daß die nationale Idee in Deutschland in der überwie-
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genden Zelt unserer Geschichte gemeinsam mit der freiheitlichen, 
der republikanischen Idee marschiert ist. Wir müssen es schaffen, 
darzustellen, daß die schwarz-rot-goldenen Farben unserer 
Bundesrepublik für jene freiheitliche, republikanische, gesamt­
deutsche und europäische Konzeption stehen, für die wir ein­
treten. 

(Beifall) 

Wundern wir uns aber nicht, wenn Jugendliche heute mit einem 
Begriff wie "Hambacher Fest", bei dem damals 4o ooo junge Leute 
für Deutschlands Freiheit und Europas Einheit demonstriert haben, 
nichts anfangen können. Der Geschichtsunterricht in der Mehr­
zahl der Schulen ist miserabel. Wir als CDU müssen alles daran­
setzen - zumindest dort, wo wir regieren; in Hessen gibt es eine 
solche begrüßenswerte Alternative auch aus der Opposition 
heraus -, um dafür zu sorgen, daß der Geschichtsunterricht aus­
gebaut wird, und zwar nicht nur an den Gymnasien, sondern auch 
an den Haupt- und Realschulen. 

(Beifall) 

Wir tun uns in der Diskussion mit jungen Leuten über das Thema 
"Verfassungsfeinde im öffentlichen Dienst" deshalb so schwer, 
weil grundlegende Geschichtskenntnisse fehlen. Wir haben in den 
letzten Wochen gemeinsam die Fernsehserie "Holocaust" gesehen. 
Den Jugendlichen ist dabei klargeworden, in was für einer Zeit 
ihre Väter gelebt haben. Sie haben die furchtbaren Verbrechen 
und Greuel der nationalsozialistischen Herrscher vor Augen ge­
führt bekommen. Ich glaube, jedem Jugendlichen ist danach klar­
zumachen, daß wir keine Neonazis im öffentlichen Dienst haben 
wollen. Liebe Freunde, wir sollten uns dafür einsetzen, daß 
jetzt auch "Archipel Gulag" von-Alexander Solschenizyn als Film 
aufgeführt wird, weil wir den Jugendlichen dann klarmachen 
können, daß auch Kommunisten nicht in den öffentlichen Dienst 
hineingehören. 
An dieser Stelle möchte ich ganz besonders Helmut Kohl Dank 
sagen für sein Engagement in der Sendung mit jungen Holländern, 
die für Holland sicherlich nicht repräsentativ waren. 

(Beifall) 

Er hat zu Recht deutlich gemacht: Der Nationalsozialismus und 
der Kommunismus haben die Weimarer Republik gemeinsam zerstört. 
Beide Ideologien haben ihre politische Unschuld verloren. Wir 
können über diese beiden Ideologien nicht mehr theoretisch-aka­
demisch diskutieren. Deswegen werden wir uns als Union - das 
läßt sich jungen Leuten in längeren Diskussionen klarmachen -
beharrlich dafür einsetzen und nicht opportunistisch davon ab­
weichen, daß Neo-Nazis und Kommunisten nicht in den öffentlichen 
Dienst unserer Republik hineinkommen. 

(Beifall) 

Wenn Sie mit Jugendlichen darüber sprechen, wie sie über die CDU 
denken, dann werden Sie, wie wir es in den letzten Monaten häufig 
feststellen konnten, hören: Warum streiten die sich eigentlich im 
wesentlichen über Personen und nicht um die Fragen, über die wir 
diskutieren? - Meine lieben Freunde, ist es nicht tatsächlich 
so, daß wir in den letzten Monaten vielfach mehr über Personen 
gesprochen haben als über unsere programmatischen Dinge, über 
unsere Verbesserungsvorschläge, über unsere politischen Alterna­
tiven? Viele Jugendliche müssen doch den Eindruck gewinnen, daß 
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es in der CDU - es ist zwar nicht so, aber die Leute haben den 
Eindruck und sie müssen ihn haben - zu vielen Leuten um Macht und 
Einfluß geht und nicht um Programme und Verwirklichung von Ver­
besserungsvorschlägen, um alternative Lösungen, um das Besser­
sein als die amtierende Regierung. 

Wir müssen deutlicher machen, was wir anders machen wollen, z.B. 
durch ein Familiengeld in der Familienpolitik; das ist eine 
gute Alternative, die Jugendliche verstehen können. 

(Beifall) 

Wir müssen als Partei auf breiter Front den Dialog mit der 
Jugend stärker führen. Wir sollten doch nicht erwarten, daß die 
jungen Leute in unsere Versammlungen hineingehen. Gehen wir doch 
in die Jugendzentren und diskutieren dort mit den jungen Leuten 1 

(Beifall) 
Die erwarten doch, daß wir uns diesem Dialog stellen. Meine Freun­
de, wir haben ja auch die besseren Leute und die besseren Argu­
mente. Gehen wir doch hinein in die Jugendhäuser und diskutieren 
dort mit denen, die nie in eine politische Versammlung hineinzu­
bekommen sind! 

(Beifall) 

Wir sollten - das ist meine feste Überzeugung - die Jugend- und 
Familienpolitik in den Mittelpunkt unserer Wahlauseinandersetzung 
des Jahres 198o stellen. Familienbericht, Jugendbericht, elter­
liches Sorgerecht, Jugendhilferecht - Scheibchen um Scheibchen 
kommen wir zu einer Umformung von Werten, die für uns alle ge­
meinsam verbindlich waren und sind, meine Freunde. Hier müssen 
wir ansetzen und unser Konzept deutlich machen, das nämlich lau­
tet: Stärkung der Familie statt Verstaatlichung der Familie. 

(Beifall) 

Ich meine Stärkung der Familie auch durch ein Familien- oder 
Erziehungsgeld. Denn, meine Damen und Herren, wer sich einmal 
mit gestrandeten, gestrauchelten und gescheiterten Jugendlichen, 
mit jugendlichen Alkoholikern, mit Drogenabhängigen, mit Leuten, 
die in die Jugendreligionen geflüchtet sind, beschäftigt hat, 
wird mir recht geben, wenn ich sage: Die Millionen, die wir aus--
geben, um diese Jugendlichen wiedereinzugliedern - wenn wir dies 
überhaupt schaffen -, sollten wir lieber rechtzeitig für die Fa­
milie investieren; dann wirken sie sich langfristig positiver aus. 

(Beifall) 

Ich meine, wir sollten im nächsten Jahr eine Volksbewegung 
für die Familie organisieren und mit unseren Vorschlägen, mit 
unserem Familiengeld in die Offensive gehen. Ich glaube, wir 
können es schaffen, deutlich zu machen: Das Glück der jungen 
Menschen liegt in intakten Familien. - Gehen wir in die Offen­
sive 1 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank,' Herr Brick-
wedde. Das Wort geht jetzt an Alexander von Bismarck aus dem 
Landesverband von Schleswig-Holstein. Nach ihm spricht Ernst 
Albrecht. Herr von Bismarck, bitte 1 

Alexander von Bismarck: Herr Präsident! Meine Damen und Herren 1 
Wir haben heute hier wieder einen Rechenschaftsbericht unseres 
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Vorsitzenden gehört. Darin war viel von Solidarität unserer 
Partei die Rede. Ich bin der Meinung - dies habe ich auf dem 
letzten Deutschlandtag der Jungen Union in Berlin deutlich ger­
macht -, daß das Wort "Solidarität" in unserer Partei mißbraucht 
wird: Solidarität zu unserem Bundesvorsitzenden Helmut Kohl, da­
mit die CDU stark ist; Solidarität zu unserem Landesvorsitzenden 
der CDU In Schleswig-Holstein, Gerhard Stoltenberg, damit wir 
die Wahlen in Schleswig-Holstein gewinnen. Solidarität hier 
vor einer Wahl und Solidarität dort vor einer Wahl. 
Wir betreiben Politik fast ausschließlich für die Solidarität. 
Leider betreiben wir Politik kaum mehr aus Überzeugung. Es Ist 
traurig, daß wir dabei Immer nur die nächste Wahl im Auge haben. 
Wann darf man in dieser Partei eigentlich offen auf Parteitagen 
über Probleme reden? Wahlen haben wir jedes Jahr. Und es wird 
jedesmal gegen die wichtigste Begabung der Solidarität in unse­
rer Partei, wie Sie es in Ihrem Rechenschaftsbericht heute mor­
gen nannten, Herr Dr. Kohl, verstoßen. Als junger Mensch in die­
ser Partei bin ich jedenfalls z. B. Herrn Biedenkopf sehr dank­
bar, daß er, auch wenn er aus Ihrer Sicht, Herr Dr. Kohl, gegen 
die Solidarität der Partei verstoßen hat, durch sein Memorandum 
neue Ideen in unsere Partei hineingetragen hat. 

(Beifall) 

Wir sollten es in unserer Partei als etwas Positives verbuchen, 
daß wir Persönlichkeiten haben, die dies können und auch den Mut 
haben, dies in der Partei vorzutragen. 

Meine Damen und Herren, ein führender CDU-Politiker hat einmal 
den sozialistischen Solidaritätsbegriff folgendermaßen umschrie­
ben: 

"Der sozialistische Solidaritätsbegriff stellt sich 
dar als der Anspruch des Kollektivs an den einzelnen, 
sich dem Kampfverband oder der Klasse - beides ist von 
der ideologischen Ausrichtung her gesehen dasselbe -
unterzuordnen, bis der angestrebte gemeinsame Erfolg 
erzielt ist. Diese Unterordnung, die der vorübergehen­
den Aufopferung der Individualität des einzelnen gleich­
kommt, wird mit dem Zweck der Verwirklichung des gemein­
samen Ziels legitimiert. Aus der Bestimmung sozialisti­
scher Solidarität als der Solidarität des Klassen­
kampfes folgt, daß sie nicht auf die Verwirklichung in­
dividueller Gestaltungsmöglichkelten, sondern auf eine 
zentralistisch konzipierte Unterordnung ausgerichtet 
ist. Ein Kampfverband kann sich die Selbständigkeit des 
einzelnen auf die Dauer des Kampfes nicht leisten." 

So also der sozialistische Solidaritätsbegriff. 

Meine Damen und Herren, mein Verständnis von Politik und Solidari­
tät ist, daß man erst dann solidarisch kämpfen kann, wenn man 
über neue Vorschläge spricht und sich über den gemeinsamen Kurs 
und Weg unterhält und im klaren ist. Ich bin der Meinung, daß 
das unser Verständnis von Politik und Solidarität ist. 

Ich rege an: Der Bundesvorstand sollte einmal überlegen, wie es 
einem einfachen Delegierten ermöglicht werden könnte, auch ein­
mal etwas Kritisches zu sagen, ohne daß man gleich die strafen­
den Blicke der Führungsspitze auf sich spürt. 

(Beifall) 

Abschließend möchte ich kurz auf eine Sache zu sprechen kommen, 
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die mich als einen Vertreter der jüngeren Generation bewegt hat. 
Die Partei CDU hat es verstanden, den Hetzkampagnen der Linken 
gegenüber Karl Carstens zu widerstehen. Die CDU hat es geschafft 
- das möchte ich hier auch einmal positiv anmerken -, einen auf­
rechten Demokraten gegen alle Verleumdungen zu schützen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ich habe diese Haltung der CDU aber bei 
dem Kesseltreiben auf Hans Filbinger leider vermißt. 

(Beifall) 
Ich glaube, es würde uns, der CDU, gut anstehen - dies sage ich 
bewußt als einer der jüngsten Delegierten auf diesem Parteitag, 
stellvertretend für viele junge Menschen, die nicht an so einem 
Parteitag teilnehmen können -, wenn wir Hans Filbinger bei der 
bevorstehenden Wahl zum stellvertretenden Bundesvorsitzenden 
ein gutes Ergebnis gäben. 

(Beifall) 

Dies sind wir - so meine ich - ihm als einem langjährigen 
Kämpfer für unsere Demokratie schuldig. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Danke schön, Herr von 
Bismarck. - Das Wort geht jetzt an Ernst Albrecht und nach ihm 
an Elmar Brock. 

Dr. Ernst Albrecht: Herr Präsidentl Meine sehr verehrtisn Damen 
und Herren! Liebe Freunde! Ich habe mich in dieser Diskussion 
zu Wort gemeldet, weil ich glaube, es ist wichtig, daß wir in 
der richtigen Weise an diesem Sonntag miteinander sprechen. 

Ich will es gleich vorweg sagen: Ich meine, meine Vorredner, 
ganz gleich, wie sie sich akzentuiert haben, haben recht gehabt, 
die Probleme, die uns doch bewegen, tatsächlich anzusprechen. 
Wir gewinnen nichts als Partei, wenn wir die Probleme unter den 
Teppich kehren. 

(Beifall) 

Ich meine allerdings auch, daß viel davon abhängt, in welcher 
Weise wir die Probleme ansprechen, die uns bewegen. Was mich 
angeht, so halte ich überhaupt nichts davon, den Blick auf die 
Vergangenheit zu richten. Das einzige, was uns in dieser Situa­
tion helfen kann, ist, daß wir mit dem Blick auf die Zukunft 
das diskutieren, was uns in den letzten Wochen bewegt hat. 

Sagen wir doch deutlich: Es steht oder stand zumindest nicht 
immer zum Besten mit der Union - hier müssen wir diesmal spe­
zifischer sagen: mit der Christlich Demokratischen Union. Wir 
haben manches miteinander auszumachen gehabt. 

Ich will die Sorgen, die uns betreffen, gern offen ansprechen. 
Da ist das Stichwort der Führungsdiskussion. Wenn ich sage 
"Führungsdiskussion", so meine ich mit "Führung" nicht nur 
Helmut Kohl, sondern die gesamte Mannschaft, die Heiner Geißler 
hier genannt hat. Da meine ich alle Ministerpräsidenten, alle 
Landesvorsitzenden, alle Mitglieder unseres Präsidiums. Sie 
alle sind die Führung dieser Union. Sie alle müssen sich fragen 
lassen, wie es um die Führung unserer Urion bestellt ist. 

(Beifall) 
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Ich sage das absichtlich so, um mich selber hier in keinem Fal­
le auszulassen. Wir alle müssen als Führung wissen, daß in den 
letzten Wochen zuerst die Unruhe und dann der Ingrimm unserer 
Basis gewachsen ist, daß unsere Leute draußen 3m Lande gesagt 
haben: wir sind ja viel besser als die da oben; macht doch end­
lich mal das für die Union, was wir selber tun, dann läuft das 
schon! 

(Beifall) 

In der Tat müssen wir sehen, wie wir es in Zukunft besser 
machen. 

Die Führuhgsfrage - lassen Sie mich auch das sagen - ist nicht 
die Frage unseres ersten Mannes. Natürlich ist das ein wichti­
ges Problem - jch will auch einige Worte dazu sagen -, aber es 
ist nicht unser einziges Problem. Ich möchte zwei Bemerkungen 
dazu machen, die wir vielleicht beherzigen sollten. 

Erste Bemerkung: Wen immer wir als unseren ersten Mann heraus­
stellen - Kurt Georg Kiesinger hat uns daran erinnert -, ob es 
Rainer Barzel ist, ob es Helmut Kohl ist, ob es eines Tages ein 
anderer sein wird, wen immer wir als ersten Mann herausstellen, 
in dem Augenblick, wo er unser erster Mann ist, wird er die ge­
samten Pfeile auf sich ziehen, wird der politische Gegner, un­
terstützt von einem großen Teil unserer Medien, alles daran­
setzen, ihn Stück für Stück wieder zu demontieren. Das ist nor­
mal. Das können wir nicht verhindern. Aber entscheidend ist, 
daß wir nicht Vorschub leisten zu diesem Spiel, daß wir nicht 
selber mitmachen. 

(Lebhafter Beifall) 

Die zweite Bemerkung: Im politischen Leben gibt es, wenn man 
den Ablauf der Jahre und Monate nimmt, Erfolge und Mißerfolge 
für eine Partei. Es ist sicherlich schwierj.g, die Zurechnung 
der Erfolge und der Mißerfolge auf einzelne Personen vorzuneh­
men. Aber dies darf ich doch wohl in Ihrer aller Namen sagen: 
So kann es doch nicht laufen, daß die Mißerfolge der Christlich 
Demokratischen Union allein auf das Konto Helmut Kohl gebucht 
werden und die Erfolge der Christlich Demokratischen Union auf 
andere Konten gehen, z.B. auf die der Landesvorsitzenden und 
der Ministerpräsidenten. 

(Beifall) 

Und so schwierig auch die Zurechnung ist, es gibt zumindest 
auch Tatsachen. Es gibt die Tatsache, daß wir, die Christlich 
Demokratische Union mit der Christlich Sozialen Union zusammen, 
in der Summe aller Wahlen zu den Landtagen und zum Bundestag 
die absolute Mehrheit in Deutschland erreicht haben - zum er­
stenmal in der Geschichte dieser Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall) 

Das drückt sich dann darin aus, daß wir zum erstenmal in der 
Bundesversammlung die absolute Mehrheit haben..Ich möchte nur 
daran erinnern, daß wir in diesen vier Jahren, in denen wir in 
der Summe aller Wahlen in Deutschland zum erstenmal die absolu­
te Mehrheit erreicht haben, einen Bundesvorsitzenden gehabt ha­
ben, der Helmut Kohl hieß. Er ist verantwortlich gewesen für 
diese vier Jahre, die für die Union erfolgreich waren. 

(Beifall) 

7o 



Aber, meine Freunde, das eigentliche Problem ist, so wie ich es 
sehe, nicht dieses. Das eigentliche Problem ist, wie wir die 
Gesamtheit unserer Spitzenpolitiker so formieren müssen, daß 
sie eine maximale Durchschlagskraft erreichen können. Dies ist 
uns wie wir alle wissen, in den letzten Monaten, in den letzten 
Jahren nicht gelungen. Hierzu ist Ja erfreulicherweise heute 
schon einiges gesagt worden. 
Wir haben - und wir können stolz darauf sein - eine große An­
zahl von Sprechern zu den verschiedenen Sachgebieten. Wir sind 
so reich an Talenten, daß dieser Reichtum ein Problem für uns 
gev>/orden ist. Was wir nach meiner Meinung jetzt schaffen müssen, 
ist, nach diesem Parteitag klar herauszustellen, wer eigentlich 
für die Außenpolitik mit Autorität für die Christlich Demokra­
tische Union sprechen kann, wer für die Wirtschaftspolitik, wer 
für die Innenpolitik. Dies sind unbequeme Personalentscheidun­
gen - ich gebe es ja zu -, aber sie sind nach meiner Überzeu­
gung fundamental wichtig. Wenn wir das klargestellt haben, 
brauchen unsere vielen Sprecher nicht mehr im Wettbewerb zu­
einander - jeder auf seinem Felde - zu turnen, sondern dann 
weiß man ganz genau: dieser geht voran, und wir alle helfen ihm. 
Dann kommt plötzlich eine Formation in das Ganze hinein, und 
man wird dann sehen, welche Schlagkraft und Stoßkraft hinter 
dieser Union steht. 

(Beifall) 

Ich sage das mit um so größerer Überzeugung - damit auch das 
klar ist -, weil ich selber keinerlei Ambition habe, Sprecher 
auf irgendeinem Fachgebiet dieser Art au. sein. Ich möchte nur, 
daß es Sprecher gibt, die für uns alle zusammen mit Autorität 
sprechen können. 

(Beifall) 

Das zweite Problem ist der Zweifel, ob wir die Wende herbeifüh­
ren können. Hier darf ich doch etwas zu Niedersachsen und viel­
leicht zu mir selber sagen. Sie werden sich erinnern, daß ich 
vor zwei Jahren auf dem Bundesparteitag eine Ansprache gehalten 
habe. Sie werden sich erinnern, daß ich unsere Koalition mit 
der FDP verteidigt habe. Ich gehöre ja weiß Gott nicht zu denen, 
die von Anfang an gesagt haben: es gibt nur die absolute Mehr­
heit und nichts als die absolute Mehrheit, sondern ich habe 
mich damals dafür ausgesprochen, zweigleisig au fahren, den Ver­
such zu machen, mit den Freien Demokraten in ein neues Verhält­
nis zu kommen - was uns nicht daran hindern sollte, um die ab­
solute Mehrheit zu kämpfen. In Niedersachsen haben wir im übri­
gen genau das getan: Wir Iiaben eine Koalitionsabsprache getrof­
fen und gleichzeitig um die Mehrheit gekämpft. Und die Mehrheit 
ist uns von den Wählern gegeben worden, und wir sind dankbar 
dafür, daß wir sie erhalten haben. 

(Beifall) 

Jetzt macht sich so etwas wie ein Gefühl breit, wir könnten das 
nicht schaffen. Lassen Sie mich vom niedersächsischen Stand­
punkt aus nur dieses sagen: In allen Bundestagswahlen dieser Re­
publik haben wir als Christlich Demokratische Union in Nieder­
sachsen schlechter abgeschnitten als in Deutschland insgesamt. 
Aber dies heißt doch im Umkehrschluß: Wenn wir in Niedersachsen 
die absolute Mehrheit erreichen konnten, können wir allemal in 
Deutschland die absolute Mehrheit erreichen, 

(Beifall) 
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und dann heißt dies doch, daß es keine Wählerschichten gibt, die 
uns verschlossen, die uns prinzipiell nicht zugänglich wären. 
Auch meine ich, daß uns die Zeit entgegenkommt. 
Insofern haben diejenigen recht, die uns zur Geduld gemahnt ha­
ben. Anfang der 70er Jahre war das anders. Da ging eine sozia­
listische Welle über unser Land hin. Aber sehr bald haben die 
Menschen gemerkt, was das bedeutete ilnflation, Arbeitslosigkeit, 
Enttäuschung und eine ständig weiter ausufernde Staatstätigkeit, 
die sich in alle Lebensbereiche des Menschen erstreckte. Dies 
hat einen Umschwung gebracht. Ich glaube, wir täuschen uns nicht, 
wenn wir sagen, daß unsere Vorstellung vom richtigen Leben immer 
mehr Menschen, Millionen von Menschen in Deutschland als richtig 
empfinden. Ich glaube sogar, daß es nicht übertrieben ist, zu 
sagen, wir spüren eine Sehnsucht in vielen Menschen, insbesondere 
in der jungen Generation, nach geistig tiefer fundierten nicht 
kollektivistischen Lebensformen. Das ist unsere Chance, meine 
Freunde. Solange dieses erreicht wird, daß die Menschen in tiefer 
fundierter nicht kollektivistischen Lebensformen leben, solange 
haben wir auch unsere Chance, die Mehrheit in Deutschland zu 
erreichen. 

(Beifall) 

Deshalb darf ich abschließen und sagen, wie ich mir den weiteren 
Weg der Union vorstelle. Wir haben trotz der ungünstigen Vorbe­
dingungen die absolute Mehrheit in Rheinland-Pfalz bewahren kön­
nen. Wir haben in Berlin noch einmal einen Schritt nach vorn tun 
können und unsere Position als stärkste Partei gefestigt. Wir 
müssen auf diesem Parteitag eines erreichen, daß nämlich all das, 
was unter uns unausgesprochen ist, nun herauskommt, daß wir eine 
Reinigung der Atmosphäre bewirken, daß wir durch unsere Wahl 
klarmachen, wer für die nächsten zwei Jahre unser erster Mann ist, 
und daß wir dann darangehen, die Mannschaft zu bilden, von der 
hier schon mehrfach die Rede gewesen ist. Wenn wir das geschafft 
haben, werden wir Karl Carstens zum Bundespräsidenten wählen, und 
dann wird symbolisch deutlich werden für die Gesamtheit der Be­
völkerung, daß die Union in den letzten vier Jahren die Mehrheit 
in Deutschland gehabt hat. Dann gehen wir in die Europawahl hin­
ein, und wenn wir auch die noch bestanden haben, dann ist unser 
Schiff wieder in voller Fahrt, und dann werden sich viele im 
Lande wundern, was diese Union zu leisten vermag, wenn sie erst 
einmal in volle Fahrt gekommen ist. Ich glaube, daß Kiel für die 
Union eine Chance .ist, und ich möchte, daß wir diese Chance 
nutzen. 

(Anhaltender Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Albrecht. 
Das Wort geht jetzt an Herrn Elmar Brok von der Jungen Union, 
Landesverband Westfalen-Lippe. - Bitte, Herr Brok. 

Elmar Brok: Herr Präsidentl Meine Damen und Herren! Liebe Partei­
freunde! Ich muß geradezu Herrn Kiesinger und Herrn Albrecht 
dankbar sein, daß sie das Wort ergriffen haben, damit hier nicht 
der Eindruck entsteht, das sei ein Deutschlandtag der Jungen 
Union, well so viele junge Leute hier das Wort nehmen. Ich glaube, 
das ist auch ein Beitrag zu dem, was ich sagen möchte. Ich möch­
te nämlich dafür werben, daß wir verstärkt, was wir in Ludwigs­
hafen begonnen haben, wieder sachpolitisch, inhaltlich, aber 
auch kontrovers miteinander diskutieren und nicht Dinge verschwei­
gen oder nicht bereit sind, Dinge offen miteinander zu diskutie­
ren. 
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Die Einigkeitsappelle, die an uns gerichtet worden sind, möchte 
ich in dem Sinne unterstreichen, daß in der Tat die personalpo­
litischen Querelen ein Ende haben müssen und daß wir uns daran 
nicht aufhalten sollen. Solche Einigkeitsappeile dürfen aber na­
türlich nicht bedeuten, daß dadurch die Sachdebatte behindert 
wird. Kontroverse Aussagen in sachpolitischen Gegensätzen brin­
gen Bewegung, bringen Entwicklung, bringen ein Spiegelbild der 
Probleme, die in unserem Lande bestehen. Wenn uns dieses nicht 
gelingt, dann wird das entstehen, was Herr Geißler und Herr Kohl 
in ihren Reden zum Ausdruck gebracht haben, daß wir eine Loslö­
sung der jungen Generation vom Staat haben, daß sich die junge 
Generation in den privaten Winkel zurückzieht, daß sie alterna­
tive Lebensformen, denen wir uns nicht anschließen können, nach­
hängt, daß sie eine Flucht in Jugendreligionen oder Drogen unter-, 
nimmt oder daß sie in die Rebellion hineingeht. Ich meine, daß 
es dabei nicht darum geht, ein paar Prozente aus einem neuen 
Jungwählerschub zu gewinnen, sondern daß es sich langfristig ent­
scheidet, ob unsere freiheitliche Wirtschafts-, Gesellschafts­
und Staatsordnung in unserem Lande mehrheitsfähig ist. Wenn wir 
die junge Generation nicht durch eine Bewegungsfähigkeit und Dis­
kussionsfähigkeit der Partei überzeugen können, wird auf 
Dauer auch die Mehrheitsfähigkeit der Freiheit unseres Landes in 
der jungen Generation nicht mehr vorhanden sein. Deswegen soll­
ten wir dieses Bekenntnis zur Offenheit durch offene Diskussion 
zum Ausdruck bringen. 

Weiterhin meine ich, daß wir deutlich machen müssen, daß wir die 
Diskussionsfähigkeit der kontroversen Dinge in Verbindung mit 
den Wahlen nicht als schädlich ansehen. Im Gegenteil, wenn wir 
deutlich machen, daß wir kontrovers in der Sache diskutieren kön­
nen, ist das nicht schädlich für die Wahlen, sondern positiv, 
weil es die Lebendigkeit dieser Partei zum Ausdruck bringt. Wei­
ter kann man damit deutlich machen, daß wir damit, daß wir in der 
Sache kontrovers diskutieren können, im Grunde doch nicht ausein­
ander liegen, wie Ludwigshafen bewiesen hat. Daß die SPD auf Par­
teitagen auseinanderfällt, liegt doch nicht daran, daß sie kon­
trovers diskutiert, sondern daß grundsätzliche Unterschiede be­
stehen. Deswegen brauchen wir vor einer kontroversen Diskussion 
bei uns keine Angst zu haben, weil dieses Problem in der Christ­
lich Demokratischen Union nicht besteht. 

Das bedeutet weiterhin, daß wir dies auf diesem Parteitag natür­
lich durch konkrete Anträge deutlich machen, daß wir morgen bei 
den Europa-Anträgen beweisen, daß wir diskutieren können und 
auch Vorlagen des Bundesvorstandes im Rahmen einer Diskussion 
noch verändern können, daß wir deutlich machen, daß wir den An­
trag der Jungen Union zum Thema Verfassungsfeinde nicht unter 
den Teppich kehren mit Blickrichtung auf die Wahlen, sondern daß 
wir in der Diskussion versuchen, ein nützliches Ergebnis zustande 
zu bringen. Wir müssen feststellen, daß wir in vielen Bereichen 
Probleme haben, weil wir diese Diskussion auf einem Bundespar­
teitag nicht geführt haben. Deswegen handeln wir ja teilweise in 
den Ländern unterschiedlich. Laßt uns deswegen hier entscheiden, 
um eine gemeinsame endgültige Position in dieser Frage zu ge­
winnen. 

Dieses gilt auf zukünftigen Parteitagen für viele andere Berei­
che, die die Junge Union interessleren: Wehrdienstverweigerung, 
Fragen des Umweltschutzes, der Kernenergie, Fragen der Verschul-
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düng auf Kosten der nächsten Generation. Das sind doch Probleme, 
in denen wir bisher als Partei nicht die entsprechende Sprache 
gesprochen haben. Hier ist von Herrn Kohl von der Politsprache 
gesprochen worden. In der jungen Generation ist der Eindruck ent­
standen, daß wir keinen Zugang mehr zu ihr haben. Es geht darum, 
daß wir in den grundsätzlichen Zielen fest bleiben, daß wir uns 
aber in Fragen des Verfahrens, in der Form unserer Argumente, 
der jungen Generation wieder nähern. Es geht doch nicht darum, 
daß wir unsere Rechtgläubigkeit durch Totschlagargumente in die 
junge Generation hineintragen, sondern daß wir auf die Gedanken 
der jungen Generation eingehen, um wieder den Bezug zu ihr zu 
finden. Ich meine, hier müssen wir noch einiges unternehmen. 

Das gleiche gilt für das Ausland. Die Entwicklungen im Ausland ge­
gen die Bundesrepublik Deutschland hängen doch indirekt genau mit 
diesen Fragen zusammen, daß wir es aus unserer Sprache und Politik 
heraus meines Erachtens den Linken bisher zu einfach gemacht ha­
ben, und zwar deutschen Linken, die Bundesrepublik Deutschland im 
Ausland zu verleumden, um auf diese Weise eine Bastion einer frei­
heitlichen Staats- und Wirtschaftsordnung in Europa zugrunde zu 
richten. Das ist doch die politische Strategie, die dahintersteckt. 
Das war doch die politische Strategie, die in der Fernsehsendung 
aus den Niederlanden dahinterstand, indem letztlich deutsche Lin­
ke diese Gruppierung munitioniert haben gegen die Bundesrepublik 
Deutschland. Für diese Bereiche sollten wir ein Alternativpro­
gramm entwickeln. 

Ich meine also, nicht schimpfen über eine Entwicklung hilft hier 
etwas, wir sollten vielmehr durch sachlichen Gegenbeweis zeigen, 
daß der Weg anders führen kann. Ich meine, daß wir dazu einen 
Beitrag leisten können. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel; Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Brok. 
Meine Damen und Herren, es liegen noch zahlreiche Wortmeldungen 
vor. Ich bin aber gebeten worden, die Aussprache für einen kurzen 
Augenblick zu unterbrechen, weil einer unserer Gäste nur heute an­
wesend sein kann und weil er jetzt auf unseren Wunsch hin das 
Wort nehmen soll. Ich erteile das Wort zu einem Grußwort dem stell­
vertretenden Vorsitzenden der Österreichischen Volkspartei, un­
serem Freund Dr. Herbert Kohlmaier. - Bitte, Herr Dr. Kohlmaier. 

(Beifall) 

Dr. Herbert Kohlmaier: Herr Vorsitzenderl Liebe Freunde von der 
Christlich Demokratischen Union Deutschlands! Es ist mir eine 
Ehre und Freude, und ich danke für die Rücksichtnahme, daß Sie 
mir in dieser auch für mich so interessanten Debatte Raum ge­
geben haben, daß ich Ihnen die herzlichen Grüße Ihrer Schwester­
partei, der Österreichischen Volkspartei überbringen kann. 

(Beifall) 

Unser Bundesparteiobmann, Herr Dr. Taus, kann leider nicht kom­
men, weil wir sechs Wochen vor einer entscheidenden National­
ratswahl stehen und der Wahlkampf in vollem Gange ist. Das ist 
auch der Grund dafür, daß ich morgen wieder in Wien sein muß. 

Wir befinden uns damit in einer schwerwiegenden Auseinanderset­
zung, und ich nehme an, daß es Sie ein wenig interessieren 
wird, wie die Dinge bei uns laufen. Heute, meine sehr verehrten 
Freunde, kann man sagen, daß die Illusionen von 1969, als die 
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Sozialisten in Osterreich die Regierung übernommen haben, zu­
sammengebrochen sind. Die Sozialisten haben in Österreich in 
einem unvorstellbaren Ausmaß abgewirtschaftet. Die Defizite 
im Staatshaushalt sind von 7 Milliarden 1971 auf 52 Milliarden 
im letzten Jahr angestiegen, und die Staatsverschludung stieg 
von 73 Milliarden auf über 230 Milliarden Schilling. Bedenken­
los wurde das Produkt früherer Sparsamkeit verwirtschaftet und 
wurde ein Vorgriff auf den Wohlstand kommender Generationen 
unternommen. 

Zunehmend, meine Damen und Herren, halten sich die Sozialisten 
in Österreich nicht mehr an politische Programme, sondern set­
zen die Wähler ganz einfach unter Druck. Seit Jahren wird der 
Bevölkerung eingehämmert, daß die Vollbeschäftigung ein Produkt 
der Regierungspolitik ist. In letzter Zeit wurde bedenkenlos 
behauptet, daß der soziale Friede gefährdet sei, wenn die So­
zialisten nicht weiter dje absolute Mehrheit in Österreich ha­
ben. 

Hinter diesen geradezu hysterisch formulierten Angstparolen 
steht nach unserer Befürchtung der Versuch, entweder eine Wie­
derholung der Mehrheit zu erzwingen oder aber notfalls eine so­
genannte sozialliberale Koalition nach deutschem Muster zu bil­
den. Der Sozialistische Bundeskanzler Dr. Kreisky hat bereits 
in den letzten Tagen offen zu verstehen gegeben, daß ihm eine 
Unterstützung wenigstens eines Teiles der Freiheitlichen Par­
tei, vor allem des freiheitlichen Fraktionsvorsitzenden Peter, 
der im Amt verblieben ist, genügen würde. 

Sie verstehen daher, wie wir kämpfen müssen. Wir können diese 
Pläne nur durchkreuzen, wenn wir stark sind. Die Meinungsfor­
schung signalisiert uns mit hoher Wahrscheinlichkeit einen 
Verlust der Sozialistischen Partei Österreichs, aber die Erhe­
bungsziffern schwanken. Es gibt sechs Wochen vor der Wahl eine 
große Zahl von Unentschlossenen. Einzelne Erhebungen geben uns 
sogar die Hoffnung, daß wir die Mehrheit erreichen können. 

Meine Damen und H.erren, gerade Sie können sich vorstellen, daß 
uns die Aussicht auf eine Opposition gegenüber einer sogenann­
ten sozialliberalen Koalition nicht gerade mit Freude erfüllen 
würde. Auf der anderen Seite bin ich davon überzeugt, daß wir 
auch eine solche schwierige Phase in der Entwicklung unserer 
Partei durchstehen würden, wie auch Sie - wovon ich überzeugt 
bin - diese Phase durchstehen. Wir haben uns schon in der jet­
zigen Zeit der Opposition programmatisch und organisatorisch 
erneuert. 

Ich möchte noch etwas hinzufügen, weil wir die Erfahrung ge­
macht haben, daß wir immer dann schwach waren, wenn wir inner­
parteiliche Konflikte und Diskussionen hatten. Seit längerer 
Zeit ist es uns gelungen, gegenüber der Öffentlichkeit auch in 
schwierigen Fragen - denken Sie daran, daß es bei uns ja eine 
Volksabstimmung über die Kernenergienutzung gab - absolut 
einig und geschlossen aufzutreten, während die Sozialisten in 
unserem Lande immer stärker uneinig sind. Das erfüllt uns mit 
Optimismus. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, ich möchte mir nicht an­
maßen, vom kleinen Österreich Schlüsse auf eine größere Umwelt 
zu ziehen, aber ich bin davon überzeugt, daß die Idee der 
christlichen Demokratie in einer Zeit, in der die Frage nach 
der Sinnerfüllung des Lebens von materialistischen und hedoni-
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stlschen Ideologien insbesondere gegenüber der Jugend nicht be­
antwortet werden kann, gerade wieder auf dem Vormarsch ist. 

Meine Damen und Herren, Europa braucht nach unserer Auffassung 
eine selbstbewußte und kämpferische christliche Demokratie, die 
in einer Gemeinschaft mit den konservativen Parteien Großbritan­
niens und Nordeuropas die Herausforderung der Linkskräfte in 
dieser Zeit annimmt. Wir haben in der Vergangenheit immer wie­
der bewiesen, daß wir Österreicher auch als Bürger eines kleinen 
neutralen Staates unseren Beitrag dazu leisten können. Vor al­
lem im Blick auf die Zeit, in der ich Vizepräsident der Union 
der Christdemokraten war, möchte ich die außerordentlich gute 
Zusammenarbeit mit der CDU hervorheben. 
Meine Damen und Herren, die Österreichische Volkspartei mit 
Dr. Taus, an der Spitze, der die Präsidentschaft der Euroäi-
schen Demokratischen Union übernommen hat, verbindet mit der 
Bereitschaft zu kommender Zusammenarbeit die Bitte, daß Sie bei 
Ihrer Arbeit für das Europa von morgen nicht jene als zweit­
rangig betrachten, die wegen ihrer staatsrechtlichen und histo­
rischen Situation nicht Vollmitglieder der Gemeinschaft sein kön­
nen. Als Österreicher darf ich Sie bitten und ersuchen, die 
Grenzen der europäischen Einigung nicht zu eng zu ziehen, wie 
wir ja auch immer wieder bedenken müssen, daß Europa nicht an 
der Mauer und nicht am Eisernen Vorhang endet. 

(Beifall) 

Sehen wir unsere Parteien wie unsere Völker als Nachbarn und 
Freunde, die den anderen ein Beispiel dafür geben können, wie 
man nach bitteren Erfahrungen der Vergangenheit mit Kraft und 
Zuversicht in die Zukunft schreiten kann. 

In diesem Sinne wünsche ich namens der Österreichischen Volks­
partei den Beratungen dieses Parteitages und Ihrer kommenden 
Arbeit, der kommenden Arbeit der christlichen Demokratie in der 
Bundesrepublik, von Herzen viel Erfolg. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Lieber Herr Dr. Kohlmaler, 
der Parteitag bedankt sich für Ihr Kommen und für Ihre Worte. 
Er grüßt mit Ihnen den Leiter des Politischen Büros der ÖVP, 
Herrn Nationalrat Dr. Herbert Steinbauer, und dankt auch ihm 
dafür, daß er heute unser Gast ist. 

(Beifall) 

Verehrter Herr Dr. Kohlmaier, nehmen Sie bitte, wenn Sie nach 
Österreich, nach Wien zurückkehren, mit, daß die Christlich 
Demokratische Union Deutschlands an Ihrer Seite steht und Ihnen 
vollen Erfolg für Ihren Wahlkampf und für den Wahltag wünscht. 

(Beifall) 

Ich nehme die Gelegenheit wahr, den Leiter des Büros für aus­
wärtige Beziehungen der Konservativen Partei Großbritanniens, 
Mr. Walker, sehr herzlich willkommen zu heißen. Er ist heute 
gekommen; morgen wird sich die britische Delegation noch wesent­
lich erweitern. Herzlich willkommen, Mr. Walkerl 

(Beifall) 

Wir setzen die Aussprache über die Berichte fort. Das Wort hat 
jetzt Herr Dr. Wolfgang Kirsch vom Landesverband Rheinland. 

76 



Dr. Wolfqanq Kirsch: Herr PräsidentI Meine Damen und Herren! 
Lassen Sie mich zum Rechenschaftsbericht unseres Vorsitzenden 
einige Anmerkungen machen. Dann, wenn wir die nächste Bundestags­
wahl gewinnen wollen - und wir wissen, daß wir dabei auf die 
Stimmen angewiesen sind, die wir auf uns, auf die Union ver­
einigen können -, müssen wir, so meine ich, von den drei Grund­
elementen, die Helmut Kohl richtig genannt hat, die die Basis 
unserer Politik sind, nämlich vom christlich-sozialen, vom 
konservativen und vom liberalen Element, das liberale Element 
noch stärker in den Vordergrund schieben, als wir das in der 
Vergangenheit gemacht haben. Ich meine, daß wir es nur in diesem 
Bereich schaffen können, neue Wählergruppen aufzutun und für die 
Union zu gewinnen. Lassen Sie mich dafür zwei Beispiele nennen. 

Helmut Kohl hat hier unter Ihrem Applaus gesagt, daß es für die 
Frauen selbstverständlich eine freie Entscheidung ist, ob sie 
im Beruf oder in der Familie arbeiten wollen. Ich meine, das ist 
eine Selbstverständlichkeit. 

Das Problem, um das es den jungen Frauen geht, ist, daß dann, 
wenn sie zunächst einen Beruf ausüben und sich dann entscheiden, 
eine Familie zu haben, Kinder zu haben, ihre Entfernung vom 
Beruf sehr groß wird und sie, wenn sie im Alter von 30 oder 35 
Jahren sehen, daß sie wieder beruflich tätig werden sollen, nicht 
mehr in die Position hineingehen können, die sie zuvor hatten. 

Hier ist die Union aufgerufen, die Voraussetzungen dafür zu 
schaffen, daß über die großartige Initiative des Familiengeldes 
hinaus Arbeitsplätze zur Verfügung gestellt werden, die genau 
diesen Frauen helfen und ihnen die Möglichkeit geben, so aufzu­
leben, wie das für Männer selbstverständlich ist, die ihnen die 
Möglichkeit geben, beruflich tätig zu werden, auch wenn sie vor­
her Kinder bekommen haben. 
Ich glaube, daß dies ein Weg ist,auf dem wir weiter gehen müssen, 
als wir es in der Vergangenheit getan haben. 

Ich möchte ein Zweites sagen. Wir müssen die Neue Soziale Frage, 
die in dieser Form zu abstrakt ist, auf Einzelfeldern umsetzen. 
Die Union muß sich stärker z.B. um Behinderte bemühen. Wir müssen 
in diesen Bereich hineingehen, wenn wir unser Programm zur Neuen 
Sozialen Frage ernst nehmen wollen. Es vers„töht uns niemand, wenn •• 
wir nur von der Neuen Sozialen Frage sprechen, aber nicht in Ein­
zelfällen deutlich machen, worum es uns eigentlich dabei geht. 

Ich möchte ein Wort an die Mitglieder unseres Bundesvorstandes, 
insbesondere des Präsidiums, richten. Ich möchte den Damen und 
Herren einmal an Hand eines Beispiels darstellen, wie es ist, 
wenn in unseren Orts- und Kreisverbänden sachpolitische, aber .— 
auch personelle Probleme auftauchen. Dann ist es so, daß man 
sich zusammensetzt, gemeinsam ein Bier trinkt und sagt: das müssen 
wir so und so oder anders machen. Aber es ist dort nicht so, meine 
Damen und Herren, daß irgendeiner ein Memorandum schreibt, es in 
die Welt hinausschickt und sich dann wundert, daß es darüber Ar­
ger gibt. So, meine ich, darf man miteinander nicht diskutieren. 
Das sollte man einmal deutlich machen. An der Basis der Partei 
wird es auch nicht so gemacht. 

(Beifall) 

Ich habe Angst davor, daß wir heute mit großer Mehrheit einen 
Bundesvorsitzenden wählen und in einer Woche wieder Interviews 
in der Zeitung finden, in denen ein Stellvertreter wieder sagt: 
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Dieses hat mir nicht gefallen, das hat in der Rede von Helmut 
Kohl gefehlt, und einen Kanzlerkandidaten haben wir auch nicht, 
weil es dieses Amt nicht gibt. Ich meine, wenn wir heute Helmut 
Kohl wählen, dann muß auch klar sein, daß Helmut Kohl die Nummer 
eins der CDU und nichts anderes ist, und zwar ohne Wenn und Aber. 

(Beifall) 

Wenn ein stellvertretender Parteivorsitzender der Meinung ist, daß 
Helmut Kohl nicht die Nummer eins ist und daß er besser ist als 
Helmut Kohl, dann soll er heute auf diesem Parteitag hingehen 
und gegen Helmut Kohl kandidieren. Das ist der einzige Weg, um 
Offenheit in diese Partei hineinzubekommen. 

(Beifall) 

Ich sage ein Weiteres, und ich spreche hier nicht nur für mich. 
Ich wähle heute Helmut Kohl nicht deshalb, weil es, wie einige 
meinen, keinen Besseren oder keine Alternative gebe, sondern ich 
sage Ihnen ganz offen: Ich wähle Helmut Kohl, weil mir seine Per­
son, seine Persönlichkeit und seine Politik passen. Er bringt 
die Union vorwärts. Ich habe Vertrauen zu ihm, und deshalb gebe 
ich meine Stimme Helmut Kohl. 

(Beifall) 

Dr. Bernhard Vogel, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Kirschl 
Das Wort geht jetzt an Frau Dr. Laurien. 

Frau Dr. Hanna-Renate Laurien: Herr PräsidentI Meine Damen und 
Herren! Ich möchte nur das Tun, was heute hier gefordert wurde, 
nämlich nicht über Personen reden, sondern zwei Punkte aus dem 
Bericht unseres Bundesvorsitzenden zur Sache aufnehmen: Stich­
wort Jugend und Stichwort Frau. 
Ich möchte zum Stichwort Jugend sagen, meine Damen und Herren: 
Lassen Sie uns nicht beim Nein zum Sozialismus stehenbleiben, 
sondern das Ja unserer Konzeption verdeutlichen. Nagelprobe: 
lo. Pflichtschul jähr für alle. Weil wir das ablehnen, wird uns 
vorgeworfen, das sei ein Nein zur Bildung. Nein, das ist ein Ja 
zur Vielfältigkeit und Verschiedenartigkeit des Menschen, weil 
die Union der Meinung ist, daß nicht nur die Schule bildet, son­
dern daß Schule und Betrieb einen gemeinsamen Bildungsauftrag 
vollziehen können. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, der Jugend ihre Chance zu geben, ist aber 
mehr, als ihr einen Ausbildungs- oder Arbeitsplatz zur Verfügung 
zu stellen. Ich möchte hier ganz deutlich sagen, daß wir als 
Union auf der Linie unseres Grundsatzprogramms noch mehr als bis­
her klarmachen müssen, daß GrundsatzUberzeugung und Einzelent­
scheidung zusammengehören. Es ist nicht so, daß Grundsatzpro­
gramme etwas für Spinner und reale Politik etwas für Macher ist, 

(Beifall) 

sondern das, was ich in Flächennutzungsplänen, in der Familien­
politik, in der Altstadtsanierung, in der Bildungspolitik vertre­
te, hat sehr viel mit Grundentscheidungen zu tun. Nach meiner 
Überzeugung müssen wir verdeutlichen, daß nur eine Partei, die 
über dieser Wirklichkeit eine andere Wirklichkeit, nämlich die 
Verantwortung vor Gott anerkennt, vor Ideologiezielen geschützt 
ist. 

(Beifall) 
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Dieses Setzen von Maßstäben und dieses Einbauen des Rechts auf 
Unterschiedlichkeit müssen auch in unserem Verständnis von Mann 
und Frau gelten. - Ich erlaube mir übrigens die Zwischenbemer­
kung: auch die Grippebazillen sind in Rheinland-Pfalz CDU-freund­
lich, denn uns hat es alle erst nach der Wahl erwischt. 

Noch einmal zum Thema Mann und Frau: Ist eigentlich der Bevölke­
rung bewußt, daß Hans Katzers Arbeitsförderungsgesetz damals die 
Entscheidungsfreiheit für die Frau gestärkt hat und daß es SPD 
und FDP waren, die die Gleichrangigkeit der Frau in dieser Förde­
rung beiseite geschoben haben? 

Ich möchte diesen Parteitag benutzen, um noch einen Punkt in die­
sem Zusammenhang hervorheben zu dürfen. Wir wollen die Wahlfrei­
heit der Frau; aber wir müssen deshalb die Rückkehrmoglichkeit 
der Frau, die Kinder erzogen hat und aus dem Beruf ausgeschieden 
ist, in ihren späteren Jahren konkret verwirklichen. Ein klitze­
kleines Beispiel. 32 Jahre ist das Höchstalter für die Verbeam-
tung im normalen Dienst. Warum sfetzen wir uns nicht dafür ein, 
daß eine Mutter, die Kinder erzogen hat und die nach ihrem Paß 
4o Jahre alt ist, diese Zelt angerechnet bekommt, dann dienstlich 
erst 29 Jahre alt ist und ohne Ausnahme verbeamtet werden kann? 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, in diesem Sinne möchte ich, ohne hier 
etwa in Personen-oder Sachfragen einzugreifen, diesen Bundes­
parteitag bitten, in den Entscheidungen zu den verschiedensten 
Anträgen und bei den Wahlen die Belange der Frau zu sehen. 

Lassen Sie mich, so unpassend es manchem von Ihnen auch vorkommen 
mag, theologisch schließen. Zur Zeit Jesu Christi hat ein Rabbiner 
die Schöpfungsgeschichte interpretiert. Er hat damals gesagt: Die 
Frau ist nicht aus dem Kopf des Mannes gemacht, damit sie nicht 
über ihn herrsche, sie ist nicht aus seinen Füßen gemacht, damit 
einer dem anderen Partner sei. Das muß auch die Linie der Union 
sein-

{Beifall) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Hanna-Renate Laurienl 

Das Wort hat jetzt Herr Christian Wulff aus Niedersachsen. 

Christian Wulff: Meine Damen und Herren, ich möchte die Gelegen­
heit nutzen und mich im Namen der Schülerunion für die Unterstüt­
zung in den letzten zwei Jahren insbesondere beim Bundesvorsitzen­
den, aber auch beim Generalsekretär sowie dem gesamten Bundes­
vorstand und Präsidium herzlich bedanken, weil wir gerade in die­
sen Monaten gespürt haben, daß wir auf Unterstützung angewiesen 
sind. Wenn Sie die Zeitungen verfolgt haben, werden Sie wissen, 
daß die Jungsozialisten vor wenigen Wochen wieder nichts besse­
res zu tun hatten, als zu beschließen, nicht mit der Schülerunion, 
sondern mit der Sozialistischen Deutschen Arbeiterjugend - das ist 
die DKP-Jugendorganisation - zusammenzuarbeiten. Ich glaube, hier­
durch wird offenkundig, daß die Volksfrontbündnisse, die wir seit 
Jahren von den Hochschulen her kennen, nun auch an den Schulen 
fortgesetzt werden, wo Jungsozialisten, die Jugendorganisationen 
der SPD, mit der DKP zusammenarbeiten und Schülervertretungsgre­
mien zu Profilierungsforen neurotischer sozialistischer Schüler­
funktionäre umfunktionieren. Ich glaube, daß wir von daher ge­
sehen auf eine breite Unterstützung angewiesen sind. 
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Ich darf mich auch bei all denen bedanken, die in den Kreisen, 
Bezirken und in den Landesverbänden die Schülerunion unterstützen. 
Ich möchte ihnen zusagen, daß selbstverständlich für Schüler und 
für die Schülerunion die Union der Bündnispartner ist und bleibt, 
und zwar aus innerer Überzeugung. 

Ich möchte allerdings auch zwei persönliche Anliegen vorbringen, 
und zwar meine ich erstens, daß wir uns als Union - das sage ich 
hier als Schüler - auf den eigentlichen Bildungsauftrag der Schu­
le und auf die Schulwirklichkeit zurückbesinnen müßten. Was die 
Schulwirklichkeit derzeit auszeichnet, sind Dinge wie unüberseh­
bare Schulkomplexe, daraus resultierende lange Schulwege, unzu­
mutbare Transportbedingungen vor allem im ländlichen Raum, Be­
dingungen, die um Grunde genommen mit der allgemeinen Lage einher­
gehen, daß heute ein Schüler in den seltensten Fällen einen 
8-Stunden-Tag und' niemals eine 45-Stunden-Woche hat. 
Man muß dies auch einmal im Zusammenhang mit der derzeitigen 
öffentlichen Diskussion über die Arbeitszeitverkürzung sehen. 

(Zustimmung) 

Das Ausmaß der physischen und psychischen Belastung wird von 
der Schule oftmals vernachlässigt. Dies liegt vor allem daran, 
daß Bildungsideologen - insbesondere von der SPD und der PDP -
inhaltliche und organisatorische Veränderungen nur unter dem 
Aspekt der ideologischen Grundsubstanz gesehen haben, ohne zu 
berücksichtigen, was hier mit den Schülern und rückwirkend dann 
auch mit den Eltern und den Familien passiert. 

(Zustimmung) 
Ich glaube, daß wir heute eine Rückbesinnung auf den eigentli­
chen Auftrag der Schule, auf das, was Bildung, was Schule be­
zwecken soll, vornehmen sollten. Die Schule muß doch mehr sein 
als eine Institution, in der in additiver Weise Einzelwissen 
aufeinandergetürmt wird und Fachidioten geschaffen werden. Wenn 
wir heute sagen, wir als Union wollen verantwortungsbewußte, 
kritische und mündige Staatsbürger, dann müssen wir damit in 
der Schule anfangen. Bisher können verfassungsfeindliche Kräfte 
massiv von außen auf Schüler einwirken, ohne daß die Schule 
auch nur den Ansatz eines Versuchs unternimmt, kämpferischen, 
streitbaren und selbstbewußten Politikunterricht zu vermitteln. 

Ich glaube, daß in diesem Zusammenhang auch das Engagement de­
mokratischer Schülerorganisationen wie der Schülerunion von der 
Union in den einzelnen Ländern - zumindest da, wo die Union an 
der Regierung ist - unterstützt werden sollte. Der Bildungsauf­
trag der Schule muß wieder auf eine wirkliche Werterziehung ab­
zielen, und zur Werterziehung - das wurde auch von Herrn 
Kieslnger angesprochen - gehört auch emotionale Erziehung, Er­
ziehung zu Herz und Verstand. Wissen allein genügt da nicht. 

(Zustimmung) 

Oftmals wird heute in der Schule eben nicht mehr zu Grundwerten 
erzogen, zur großen Idee der Menschenrechte, der Freiheit, der 
Solidarität, der Gerechtigkeit, sondern als oberste Maxime gilt 
die Kritik. Kritik ist sicherlich notwendig, aber wenn das 
darauf hinausläuft, alles, jedes und auch die Gesellschaft 
selbst gänzlich in Frage zu stellen, dann werden Schüler verun­
sichert statt geleitet, dann fehlt jegliche Bindung, Dies ist 
genau der falsche antiautoritäre Ansatz der Erziehungspädago­
gik, der beinhaltet - um es salopp auszudrücken -: mach's wie 
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Du willst. Dieses "mach's wie Du willst" ist nicht Freiheit, 
sonaern ist aer verzieht auf das Angebot von Überzeugung, und 
gerade Überzeugung zu vermitteln ist in der jetzigen Zeit ober­
ste Pflicht und Aufgabe der Union. Es geht etwa um die Überzeu­
gung in Fragen der Grundwerte, in Fragen unserer Gesellschafts­
ordnung. Der Einsatz für unsere Ordnung muß auch bei Schülern 
wieder populärer gemacht werden. Dabei sollte man auch auf die 
Jugend hören. Man muß ihr das Gefühl geben, daß nicht die be­
sonders progressiv sind, die diese Gesellschaft verdammen, son­
dern die, die aktiv und engagiert an dieser Gesellschaft mitar­
beiten. 

(Beifall) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Wir danken Herrn Wulff, dem Bun­
desvorsitzenden der Schülerunion. Das Wort hat Kurt Biedenkopf. 

Prof. Dr. Kurt H. Biedenkopf; Herr Präsident! Meine sehr verehr­
ten Damen und Herren 1 Liebe Freunde 1 Unsere Partei steht vor 
einer Zeit der Bewährung. In vier Wochen entscheidet sich in 
Schleswig-Holstein, ob Qualität und Leistung, freiheitliche Po­
litik und politische Führung durch Gerhard Stoltenberg den Sieg 
davontragen werden gegen Mittelmäßigkeit und Ignoranz, soziali­
stische Systemveränderung und ideologisch verbrämte Unfähig­
keit, denen eine Bundesregierung zur Seite springt, die das Wohl 
des Landes Schleswig-Holstein nicht achtet, die Erhaltung der 
eigenen Macht dagegen für entscheidend hält. 

(Beifall) 

In zehn Wochen steht unsere freiheitliche Alternative für 
Europa auf dem Prüfstand demokratischer Wahl. In sechs Monaten 
wählt die Bevölkerung in Bremen, In zwölf Monaten entscheidet 
sich in Baden-Württemberg die Zukunft der Regierung Lothar 
Späth, die einen hervorragenden Start hatte und wir in Nord­
rhein-Westfalen wählen im bevölkerungsreichsten Land der Bundes­
republik eine neue Landesrealerunq. Wir stellen damit, zusammen 
mit den Landtagswahlen im Saarland, die Weichen für die Bundes­
tagswahlen in 18 Monaten. Mit ihnen wird das Schicksal unseres 
politischen Auftrags im freien Deutschland entschieden. Die 
Verantwortung, die wir damit tragen, Ist groß. Wir tragen sie 
für die Zukunft unserer politischen Aufgabe, für die Sicherung 
der Freiheit in unserem Land, für die Hoffnung auf Freiheit Im 
anderen Teil Deutschlands und für die Zukunft der Freiheit in 
Europa. 
Dieser Verantwortung dient unsere Partei und dienen damit wir 
alle. Dieser Verantwortung wollen wir uns stellen im Vertrauen 
auf die Gültigkeit unserer Idee, durch unseren Mut zur Wahrheit, 
durch unsere Bereitschaft zur ständigen Erneuerung, durch unse­
re Entschlossenheit zum politischen Kampf und durch unsere un­
erschütterliche Solidarität zu unserem politischen Auftrag: 
Freiheit, Gerechtigkeit, Solidarität und Fleden. 

Hier in Kiel stellen wir die Weichen für diese Zeit. Diese Zeit 
kann eine Zelt des Erfolges werden. Sie muß eine Zeit der be­
sonderen Anstrengungen und der Bereitschaft zum Wagnis sein. 

Ein Wort zum Wagnis. In den letzten Jahren stellen wir fest, 
daß die Wähler In der Bundesrepublik Deutschland sich nach der 
Bindung von SPD und FDP, die sich als stabil und kaum auflös­
bar erweist, immer stärker in der Mitte einpendeln und die 
Trennungslinie zwischen Mehrheit und Minderheit schmäler wird. 



SPD und FDP sind deshalb erstarrt. Sie sind zu wirklichen po­
litischen Handlungen nicht mehr fähig, weil jede neue Initia­
tive - so glauben sie - ihnen die Macht rauben könnte. Und so 
opfern sie die Zukunft des Landes für die Erhaltung ihrer Macht. 

Dies ist unsere Chance. Es ist die größte Chance, die wir ha­
ben, deutlich zu machen, daß wir nicht erstarren vor jedem 
kleinen Sonderinteresse, welches uns androht, uns 5000 oder 
10 000 Wähler zu entziehen, wenn wir eine bestimmte, auch un­
bequeme Entscheidung treffen. Unsere Partei - darauf hat 
Heiner Geißler hingewiesen - ist nicht mit großen mächtigen Be­
sitzständen untrennbar verbunden. Diese Chance zu nutzen ist 
unser Auftrag. 
Die Partei hat unter Helmut Kohl und Heiner Geißler großartig 
gearbeitet. Wenn wir Diskussionen über unsere Anstrengungen 
führen, dann führen wir - das darf ich hier mit aller Klarheit 
feststellen - diese Diskussionen über den besten Weg zu einem 
richtigen Ziel mit den Männern, die wir gewählt haben. 

(Beifall) 

Große Anstrengungen werden von uns verlangt. Seit Düsseldorf, 
seit dem letzten Wahlparteitag, ist der politische Kampf nicht 
leichter geworden. Auf der Bundesebene bläst uns der Wind ins 
Gesicht. In den Landtagswahlen haben wir uns gut geschlagen, 
aber wir sind hinter den Ergebnissen der Landtagswahlen vor 
vier Jahren zurückgeblieben. Sicher fanden diese Wahlen damals 
unter besonders günstigen Bedingungen statt. Aber wir müssen 
eben ungewöhnlich gut sein, wenn wir gewinnen wollen. Der Zugang 
zu den Jungwählern ist schwieriger geworden. Die Bedeutung und 
der Umfang unseres Vorsprungs im Bereich der Sachkompetenz ist 
bei uns selbst noch nicht eindeutig entschieden. Eine Klärung 
ist notwendig, und sie wird in den Führungsgremien erfolgen. 

Probleme dieser Art festzustellen ist weder defätistisch noch 
parteischädigend. 

(Beifall) 

Daß, wir trotz Schwierigkeiten erfolgreich kämpfen können, haben 
gerade Bernhard Vogel und Richard von Weizsäcker bewiesen, und 
Gerd Stoltenberg und die CDU Schleswig-Holsteins werden es in 
einem Monat erneut beweisen. 

(Beifall) 

Schwierigkeiten und Probleme auf dem Weg zum Erfolg festzu­
stellen ist unverzichtbar; es ist die unerläßliche Vorausset­
zung für die richtigen strategischen Antworten auf schwierige 
strategische Fragen. Unsere Strategie und Politik werden um so 
erfolgreicher sein, je nüchterner und sachlicher wir unsere 
Lage prüfen. 

Wir sehen die politische Landschaft um uns herum nicht schon 
deshalb mit der Brille des politischen Gegners, weil wir neben 
den Chancen auch die Schwierigkeiten beschreiben, die sich uns 
entgegenstellen. Die Landkarte taugt nichts, wenn sie die Hin­
dernisse nicht mit beschreibt, die sich uns auf unserem Weg zum 
Erfolg entgegenstellen könnten. Mut zur Wahrheit und Kraft zum 
Erkennen der Wirklichkeit sind unsere besten Ratgeber. Unsere 
Mitglieder und Anhänger werden an den Erfolg unseres Kampfes 
nur glauben, wenn sie auch an unsere Beurteilung der Lage glau­
ben können. Die Welt um uns fragt nicht danach, was wir uns zu-
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trauen. Sie setzt die Maßstäbe für das, was wir uns zutrauen 
müssen, wenn der Erfolg uns gehören soll. 
An diese Maßstäbe zu erinnern, daraus Konsequenzen zu ziehen, 
mag unbequem sein. Aber es gehört auch zur Pflicht der politi­
schen Führung, unbequem zu sein. Solange ich der Führung in 
unserer Partei zugehöre, werde ich auch diese Pflicht wahrnehmen, 
denn auch sie gehört zur Solidarität. 

(Beifall) 

Ich bin Ernst Albrecht sehr dankbar, daß er festgestellt hat, 
man dürfe die Probleme nicht unter den Teppich kehren. Auch ich 
habe unter Solidarität nie einen Teppich verstanden, unter den 
man unbequeme Probleme kehrt. Solidarität heißt für mich: mehr 
als allem anderen dem politischen Auftrag zu dienen und ver­
pflichtet zu sein, dem wir uns alle verpflichtet haben. Aus 
dieser Verpflichtung folgt allea weitere. 

Unsere Sache, meine Freunde, ist gut. Wir haben ein Grundsatz­
programm formuliert. Wir werden es in Politik umsetzen. Wir 
werden unserer Sache damit Profil geben und zugleich ihre Kraft 
beweisen. 

Fünf Punkte dazu kurz. 

Erstens: Die Energiekrise stellt die Marktwirtschaft auf den 
Prüfstand. Die Marktwirtschaft muß sich gegen die Versuchung 
durchsetzen, den Staat an die Stelle freier Bürger zu stellen, 
sobald die Last der Verantwortung wächst, die mit Freiheit ver­
bunden ist. 

Zweitens: Die Sozialpolitik stößt finanziell an die Grenzen der 
Leistungsbereitschaft der Gemeinschaft. Der Auftrag der 
Mannheimer Erklärung, innerhalb der öffentlichen Haushalte neue 
Dringlichkeiten anzuerkennen und überholte Prioritäten abzu­
bauen, muß eingelöst werden. 

Der Familienlastenausgleich ist hier die wichtigste Aufgabe. Er 
ist die dritte Dimension des Generationenvertrages - so haben 
wir das in Ludwigshafen entschieden - und damit das unverzicht­
bare Gegenstück zur Sozialversicherung, Auch seine finanziellen 
Dimensionen müssen dieser Bedeutung entsprechen. Darin sind wir 
uns einig. 

Aber Politik heißt nicht fordern, sondern gestalten. Gestalten 
heißt hier, die Bereiche zu nennen, in denen die Prioritäten 
früherer Jahre überholt sind. Diese Entscheidung müssen wir 
noch treffen. Ein Staat jedenfalls, der Kapitalinvestitionen 
der Privathaushalte fördert, ohne nach der Leistungsfähigkeit 
der Privathaushalte zu fragen, und der die Lasten der Humanin­
vestitionen der Familie aufbürdet - wiederum ohne nach ihrer 
Leistungsfähigkeit zu fragen -, ist nicht nur materialistisch, 
sondern ohne Zukunft. Er baut Häuser für Menschen, die nicht 
geboren werden. 

(Beifall) 

Drittens: Die Wachstumsraten werden geringer, die Verteilungs­
spielräume werden kleiner. Die organisierten Verteilungskon­
flikte werden heftiger. Gewerkschaften und Unternehmen stehen 
vor schwierigen Aufgaben. Wir müssen sie politisch dabei beglei­
ten. 

Auch hier wachsen die Ansprüche an die staatlichen Haushalte. 
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Das Parlament als Vertreter des Volksouveräns war in der Ver­
gangenheit gewohnt, dessen Wünsche zu erfüllen. Jetzt muß der 
Souverän durch das Parlament sich selbst ein Nein sagen. Die 
Demokratie muß sich bewähren, indem sie glaubwürdig bleibt. 

Viertens: Unser Land wächst in neue Aufgaben und neue Verantwor­
tungen. Wir müsserf sie freiheitlich und im Sinne unserer natio­
nalen Interessen gestalten. Außenpolitik und Außenwirtschafts­
politik werden die Bundestagswahlen 198o wesentlich mitentschei­
den. Wir müssen uns rechtzeitig darauf vorbereiten. 

Fünftens: Wir kämpfen in Schulen und Universitäten um die gei­
stige Zukunft des Landes. Die Länder sind Sachwalter dieser Auf­
gabe. Darin liegt die zentrale Bedeutung der Landtagswahlen. 
Unsere Geschichte wieder zu gewinnen, gehört zur Sicherung unse­
rer geistigen Zukunft. Mit der Geschichte geben wir unseren 
Vorfahren und ihren Erfahrungen in unserer Demokratie eine poli­
tische Stimme. 

Die Herausforderungen sind formuliert. Über die Strategien,.sie 
zu bestehen, werden wir reden. Vorschläge dazu sind gemacht. 
Sie müssen gewogen werden, ; 

Wir sind, meine Freunde, eine politische Partei. Dies ist nicht 
nur ei.n Pclvileg; es ist auch eine Verantwortung: eine Verant­
wortung zur politischen Führung. Dies verlangt von uns - so 
habe ich vor zwei Jahren in Düsseldorf in meinem letzten Ab­
schlußbericht als Generalsekretär unter dem Beifall des Partei­
tages festgestellt -, daß wir uns immer wieder fragen nach der 
Leistungsfähigkeit unserer Partei, nach der Wirksamkeit ihrer 
EntScheidungsprozesse und nach unserer Fähigkeit, neue Aufgaben 
anzupacken und Antworten zu finden. Die Formulierung politischer 
Antworten auf neue Fragen und die Entscheidung politischer 
Konflikte können - so habe ich festgestellt - nicht mehr vor­
wiegend hinter verschlossenen Türen stattfinden. Dies heißt 
nicht, daß man nichts in geschlossenen Gremien diskutieren darf. 
Aber ich widerspreche der Auffassung, daß es nicht möglich sein 
kann, solche Diskussionen vorzubereiten. Unsere Verantwortung 
ist zu groß, als daß man nur :aus dem Handgelenk, aus dem Augen­
blick in einem Gremium entscheiden könnte. 

(Beifall) 

Dies gilt, meine Freunde, damals wie heute. Wir sind eine offene 
lebende Partei. Wir haben eine Führungsgruppe, die sich der 
Sache verpflichtet weiß und die untereinander sehr viel mehr in 
Einheit zusammensteht, als es oft nach außen den Eindruck hat. 

Wir sind eine offene Partei. Darin liegt unsere Stärke, darin 
liegt unsere Kraft zur Überzeugung. Mit beidem wird unsere 
Politik erfolgreich sein: in Schleswig-Holstein, in Nordrhein-
Westfalen und in der Bundestagswahl. - Glück auf! 

(Anhaltender lebhafter Beifall) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Meine lieben Freunde, wir danken 
Kurt Biedenkopf. 

Bevor ich das Wort weiter erteile, lassen Sie mich folgendes 
mitteilen: Zu den Ihnen vorliegenden Kandidatenvorschlägen für 
die Wahl des Bundesvorstandes sind bis 15.oo Uhr keine weiteren 
Vorschläge für die Wahl der stellvertretenden Vorsitzenden und 
die Wahl der weiteren Mitglieder des Bundesvorstandes einge­
gangen. Ich gehe also davon aus, daß keine weiteren Vorschläge 
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als die Ihnen bereits vorliegenden gemacht werden. Damit kann 
die Organisationsleitung mit dem Druck der Stimmzettel beginnen. 

Die Landesgeschäftsführer werden gebeten, ab 17.oo Uhr die 
Stimmzettel für die Wahl der stellvertretenden Vorsitzenden und 
für die Wahl der weiteren Mitglieder des Bundesvorstandes im 
Büro der Organisationsleitung abzuholen und an ihre Delegierten 
auszugeben. 

Das Wort hat jetzt Matthias Wissmann, dann Dr. Münch aus 
Niedersachsen. 

Matthias Wissmann: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren 1 
Liebe Freunde! Ich möchte zunächst einmal all den Präsidiumsmit­
gliedern herzlich danken, die sich hier offen zu ihren Vorstel­
lungen bekannt haben und die damit deutlich gemacht haben, daß 
dieser Parteitag ein Forum offener Diskussion ist. Deswegen ge­
statten Sie, daß ich hier aus der Sicht der Jungen Union einige 
Anmerkungen zum Thema "Junge Generation" und zum Thema "Union" 
mache. 

Bei dem Thema "Union" möchte ich allerdings diejenigen, die 
vielleicht anderes erwarten, enttäuschen. Ich werde nicht in 
einer rückwärtsblickenden personalbezogenen Weise, sondern in 
einer vorwärtsblickenden sachbezogenen Weise diskutieren. 

(Beifall) 

Ich möchte zunächst auf Kurt Biedenkopf eingehen - dies gilt 
aber auch für alle anderen auf diesem Parteitag - und sagen: 
Unbequem sein in der Sache ist, glaube ich, unsere Pflicht, weil 
nur dann die Partei vorankommt. Ich meine sogar, daß wir gele­
gentlich ein Defizit in der Sachdiskussion haben. 

Nur haben wir - und das sage ich wiederum an alle - ein Übermaß 
einer Verknüpfung von Sach- und Personaldiskussion. Die Trennung 
von beiden Dingen ist die Aufgabe um der Glaubwürdigkeit der 
Union in der Zukunft willen. 

(Beifall) 

Meine Damen und Herren, ein zweites! Ich bin für kontroverse 
Sachauseinandersetzung in Freundschaft und für eine dann folgen­
de Entscheidung. Ich fand es großartig, daß die Fraktion sich 
zur Konzeption des Familiengeldes durchgerungen hat. 
Aber deswegen - das ist wiederum an alle gerichtet - müssen wir 
doch jetzt dafür sorgen, daß die Konzeption des Familiengeldes 
den Menschen draußen, den jungen Familien klargemacht wird, denen 
die noch kritische Fragen stellen. Wir sollten also keine Bei­
träge dazu leisten, daß unser eigenes Konzept in Frage gestellt 
wird, sondern wir sollten mit soliden Finanzierungsvorschlägen 
und mit einer offensiven Sachargumentation zur Glaubwürdigkeit 
unserer Familienalternative beitragen. 

(Beifall) 
Lassen Sie mich einen dritten Punkt ganz offen ansprechen, der 
mir auf Grund von Diskussionen mit vielen jungen und älteren 
Parteimitgliedern bewußt geworden ist. Neben dem Problem der 
Solidarität, das heute oft angesprochen wurde, haben wir es, 
glaube ich, bei diesem Parteitag trotz aller Diskussionsbeiträge 
vor allem mit dem Problem einer sehr weit verbreiteten Resig­
nation zu tun. Ich weiß nicht, wie Sie es beurteilen, aber mein 
Eindruck, auch aus der relativ kurzen Erfahrung eines relativ 
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jungen Wahlkreisabgeordneten, ist: Die Resignation kommt nicht 
von der Basis, sondern die Resignation rührt aus einer seit 
zweieinhalb Jahren geführten Strategiediskussion mit der Unter­
stellung her, wir hätten nicht die Voraussetzungen, um 198o die 
absolute Mehrheit zu erringen. Liebe Freunde, lassen Sie es mich 
offen sagen: Eine Partei, die den Eindruck erweckt - und er ent­
steht immer wieder in der Öffentlichkeit -, sie würde sich selbst 
und ihre Anhänger schon auf 1984 vertrösten und ließe die nächste 
Wahl im Grunde genommen aus, hätte ihren politischen Führungs­
anspruch verloren. 

Im Blick auf diesen Punkt und auch im Blick auf die beschworene 
Solidarität bitte ich Sie deswegen, den beiden Anträgen zu folgen, 
die die Junge Union zum Thema Solidarität eingebracht hat. Wir 
haben nämlich vorgeschlagen, in Zukunft eine klare Aufgabenver­
teilung im Präsidium der CDU vorzunehmen und darüber hinaus ne­
ben der Rechenschaftspflicht des Vorsitzenden und des General­
sekretärs in Zukunft auch einen Rechenschaftsbericht aller stell­
vertretenden Parteivorsitzenden in schriftlicher Form einzufüh­
ren, damit bei der Wiederwahl gemessen werden kann, welche Lei­
stung jeder einzelne für die gemeinsame Sache vollbracht hat. 

(Beifall) 

Lassen Sie mich im zweiten Teil meiner Ausführung etwas zu dem 
Problem junge Generation sagen. Auch da gibt es bei uns in der 
Partei und auch in der Jungen Union - das will ich ganz selbst­
kritisch sagen - gelegentlich eine Diskussion, die den Eindruck 
erweckt, als sei das Spektrum der jungen Generation sozusagen 
schon nottnungslos nach links abgedrittet. Ich will Ihnen die 
Schwerpunktanalysen einer Untersuchung zitieren, die der bekannte 
Jugendforscher Professor Jaide - seines Zeichens Sozialdemokrat -
vor kurzem vorgelegt hat. Nach den Untersuchungen von Professor 
Jaide sind etwa 15 % der Jugendlichen mehr oder weniger rechts­
konservativ, 38 % der Jugendlichen - wie er es ausdrückt -
Status quo-orientiert, 22 % der Jugendlichen links-progressiv 
bzw. linke Mitte und nur 5 % der Jugendlichen nach seinen über 
Jahre hinweg gehenden Untersuchungen linksextrem. 

Wenn wir diese Feststellung vergleichen mit dem Wählerverhalten 
junger Leute im Verhältnis zur CDU, dann gibt es hier ganz 
offenkundig ein Mißverhältnis. Liebe Parteifreunde, ich sage das 
keineswegs unkritisch an unsere eigene Adresse, sondern ich bitte 
nur, das in unsere Denk- und Arbeitsprozesse einzubeziehen. Wenn 
die Lage in der jungen Generation so ist, wie ich sie darge­
stellt habe, und wenn sich das Jungwählerverhalten trotzdem 
nicht so zugunsten der CDU entwickelt, wie wir es uns wünschen, 
müssen wir in der Darstellung und im Vortrag unserer Politik ganz 
offensichtlich entscheidende Fehler machen. 

Lassen Sie mich diese Punkte folgendermaßen zusammenfassen. 
Erstens: Vorhin ist schon kurz angesprochen worden, daß wir im 
Umgang mit den jungen Leuten nicht die Sprache der jungen Leute 
sprechen. Wir machen die 12o. Veranstaltung im Wahlkreis unter 
der Überschrift "Bericht aus Bonn" statt den Versuch zu unterneh­
men. Jugendliche vor Fabriktoren, in Jugendfreizeitstätten und 
in Vereinen, also dort aufsuchen, wo sie leben und diskutieren. 

(Beifall) 

Ich bitte Sie deswegen - das kann die Junge Union nicht allein -: 
Lassen Sie uns gemeinsam versuchen, hier offensiver zu werden, 
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als wir das bisher als ganze Union sind. 
(Beifall) 

Zweitens: Liebe Parteifreunde, Jugendliche wollen keine Partei, 
die so tut, als hätte sie scbon immer alles gewußt, sondern sie 
sind bereit, eine Partei zu akzeptieren, die auch selbstkri­
tisch ist. Sagen wir draußen in der Diskussion doch ein bißchen 
deutlicher, daß etwa gerade auch in der Bildungspolitik wir als 
Union Fehler gemacht haben, daß der Unterschied zwischen Sozial­
demokraten und uns nur darin besteht, daß wir bereit sind, aus 
den Fehlern zu lernen und etwa in der beruflichen Bildung mehr 
zu tun als bisher, z.B. mehr dafür zu tun, daß das berufsprak­
tische Profil der Hauptschule gestärkt wird. Aus Fehlern zu ler­
nen, statt ohne Selbstkritik öffentliche Darstellung zu betrei­
ben - das ist, glaube ich, auch ein Mittel, um junge Menschen 
anzusprechen. 

(Beifall) 

Der letzte Punkt: Wir haben dasGrundsatzprogramm der CDU bei 
einer Enthaltung - aus dem schönen Lande Niedersachsen, wenn ich 
mich richtig erinnere; es war kein Schwabe - verabschiedet. Ich 
glaube, daß wir dieses Grundsatzprogramm draußen in der öffent­
lichen Diskussion bisher zuwenig genutzt haben. Wenn wir mit 
Jugendlichen sprechen, dann ist die kritische Frage vor allem die, 
ob wir denn jene Werte, für die die Mehrheit der Jugend steht, 
draußen so offensiv und überzeugend in der Umsetzung unserer Pro­
gramme und in der Argumentation vertreten, wie das nach Grundsatz­
programm-Parteitagen erwartet werden kann. 

Was nützt das schönste familienpolitische Konzept, wenn an­
schließend der Eindruck entsteht, wir hätten dieses eigene Kon­
zept schon wieder in Frage gestellt? Was nützt die beste Aus­
einandersetzung auf einem Grundsatzprogramm-Parteitag, wenn an­
schließend der Eindruck entsteht, wir hätten das Programm nach 
wenigen Wochen wieder im Aktenschrank verschwinden lassen? Des­
wegen bitte ich Sie, liebe Parteifreunde:Lassen Sie uns gemein­
sam dafür sorgen, daß den Jugendlichen klar wird, daß die Union 
im Unterschied zu anderen Grundsatzprogrammen nicht nur be­
schließt, sondern sie in der Diskussion mit Jugendlichen auch 
vertritt und aus den Grundsatzprogrammen praktische Konsequenzen 
zieht. Wenn wir das tun, werden wir, meine ich, im Verhältnis zu 
den jungen Leuten glaubwürdig sein und glaubwürdig bleiben. 

Ich möchte Sie daher abschließend bitten__- auch wenn Ihnen man­
ches an der Jungen Union nicht gefällt, weil sie gelegentlich 
unbequem ist, gelegentlich Fehler macht, in Gesprächen gerade 
mit jungen Arbeitnehmern vielleicht zu wenig zusätzliche Impulse 
gibt- ! Lassen Sie uns zusammenstehen, um statt einer totalen 
Konfrontation das Gespräch mit Jugendlichen zu suchen. Dann wer­
den wir überzeugen, dann werden wir bei den nächsten Wahlen auch 
gemeinsam gewinnen. 

(Beifall) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Herzlichen Dank, Matthias 
Wissmann. 

Das Wort hat Herr Dr. Münch aus Niedersachsen, ihm folgt Frau 
Libeth Werhahn-Adenauer aus dem Rheinland. 
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Dr. Werner Münch: Herr Präsident! Meine sehr verehrten Damen und 
HerrenI Liebe Parteifreunde! Im Sinne einer offenen Diskussion, 
die schon so häufig beschworen worden ist, darf auch ich hierzu 
einen kleinen Beitrag leisten. Die CDU ist eine Partei, die auch 
im Jahre 1979 allen Grund hat, auf ihre politischen Sachleistun­
gen, die sie in der Vergangenheit erbracht hat, stolz zu sein. 
Das ist heute so häufig dargelegt worden, daß ich das an dieser 
Stelle nicht zu wiederholen brauche. Aber um so unverständlicher 
scheint mir manches zu sein, was wir in den letzten Monaten an 
Unruhen, an Querelen und an unsolidarischem Handeln und Verhalten 
erlebt haben. Das schlägt in den Auswirkungen besonders auf die 
Orts- und Kreisverbände durch, und das haben wir als Orts- und 
Kreisvorsitzende auszubaden. 
Wir haben große Aufgaben vor uns, die wir im Sinne unserer Partei 
erfüllen müssen. Auch hiervon haben wir heute genügend gehört, so 
daß auch dieses nicht wiederholt zu werden braucht. 

Was ist zu tun? Was wird von uns verlangt? Ich meine, daß vier 
Punkte wesentlich sind. 

Erstens. Unser Generalsekretär, Dr. Heiner Geißler, hat uns auf 
dem letzten Bundesparteitag in Ludwigshafen im Oktober 1978 und 
auch heute wieder dazu aufgerufen, immer wieder und auf allen Ge­
bieten die größere Sachkompetenz der CDU, die unbestreitbar ist, 
herauszustellen und in der Öffentlichkeit mutig und offensiv zu 
vertreten. Genau dies ist das Entscheidende, was wir zu tun haben; 
dies darf nicht durch überflüssige Personaldiskussionen überla­
gert werden. 

Zweitens. Die CDU hat - ich meine, wir sollten selbstbewußt 
genug sein, dies auch in aller Klarheit und Öffentlichkeit dar­
zustellen - eine Reihe großartiger Personen in ihren eigenen Rei­
hen. Eine optimale Kapazitätsausschöpfung für die Gesamtpartei 
ist aber nur dann möglich, wenn jeder bereit und-in der Lage ist 
- insbesondere dann, wenn er in einer verantwortlichen Funktion 
steht -, sich als Teil für das Wohl des Ganzen einzubringen und 
zwar ohne jedes Wenn und Aber. 

Ein dritter Punkt. Die Effizienz einer jeden Organisation ist 
von dem Zusammenspiel zwischen dem Vorsitzenden, den ihn unter­
stützenden Vorstandsmitgliedern und allen anderen Parteifreunden 
abhängig. Ich meine, daß sowohl das passive Warten auf Aktivitä­
ten des Vorsitzenden als auch die nach seinem Handeln und seiner 
Entscheidung einsetzende Kritik nach dem Motto: Ich selber hätte 
alles viel besser gekonnt! nicht die richtigen Handlungsweisen 
in einer Partei sind. Jeder Vorsitzende einer Partei hat das 
Vertrauen einer großen Wählerschaft und dazu eine außerordentlich 
hohe politische Verantwortung. Diesem Anspruch kann er nur dann 
gerecht werden, wenn alle Vorstandskollegen und Parteimitglieder 
ihn unterstützen, ihm - ich möchte dieses Wort aussprechen - zu 
dienen bereit sind, ja, sogar sich für ihn zu verzehren bereit 
sind, statt allzu häufig Kritik an ihm zu üben. Ohne Opferbereit­
schaft, ohne Selbstlosigkeit und ohne Selbstdisziplin ist jeder 
Vorsitzende politisch bestenfalls die Hälfte wert. Deshalb be­
urteile ich es als außerordentlich wohltuend, daß der nieder­
sächsische Ministerpräsident Dr.Ernst Albrecht öffentlich so 
überzeugend erklärt hat, daß er nicht gegen einen Parteifreund 
kandidiert, sondern mit anderen Freunden im Präsidium seine Auf­
gabe darin sehen möchte, unserem Vorsitzenden Dr.Helmut Kohl 
den Rücken freizukämpfen, ihm den Rücken für die großen und 
schweren Aufgaben, die er zu leisten hat, freizuhalten und ihm 
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das Gefühl zu geben, daß hinter ihm eine Mannschaft steht, auf 
die er sich voll und zu jeder Zeit verlassen kann. 

Ein vierter und letzter Punkt. Jede Organisation und jede Partei 
leben - wie überhaupt die Demokratie insgesamt - von der Kritik. 
Kritik ist konstitutiv für unsere Demokratie und für ihre Partei­
en. Demokratie lebt aber - ich habe den Eindruck, daß dieses 
heute allzu häufig unterschlagen wird - nicht nur und schon gar 
nicht ausschließlich von der Kritik, sondern vor allem vom Kon­
sens, nämlich dem Konsens über Grundwerte und Grundhaltungen, und 
zwar auch in der Hinsicht, wie man miteinander umgeht. Wenn 
Kritik in einer christlichen Partei stattfindet, so hat diese 
Kritik nur innerhalb der Partei, konstruktiv und menschlich zu 
erfolgen. Ich meine, nur so dient man dem Ganzen. Damit über­
zeugende Sachaussagen vom Bürger angenommen werden, brauchen wir 
Personen, die dafür einstehen, die Vertrauen erwecken und die 
den Glauben an die eigene Sache ausstrahlen, danach handeln und 
damit insgesamt glaubwürdig sind. Destruktive Kritik und Demon­
tage von Vorsitzenden sind noch nie Elemente funktionierender 
Demokratie gewesen. 

Ich meine deshalb, daß wir es schaffen müssen, unsere bessere 
Sachpolitik überzeugend und personell glaubwürdig darzustellen 
und mutig zu vertreten. Das vor knapp sechs Monaten verabschie­
dete Grundsatzprogramm unserer Partei muß hierfür unsere Leit­
schnur sein. Wenn sich alle dies zu eigen machen und es unter 
den Forderungen und Maximen der personalen Würde umsetzen, die 
wir ja so deutlich in unser Programm geschrieben haben, braucht 
uns um die Zukunft unserer Partei nicht bange zu sein. Ich meine, 
daß hierzu dieser Parteitag mit unserem alten und auch neuen 
Vorsitzenden Dr.Helmut Kohl ein letzter Anstoß sein sollte. 

(Beifall) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr Dr.Münch. 
Zur Zeit liegen noch vier Wortmeldungen vor. Als nächste hat 
Frau Libeth Werhahn-Adenauer aus dem Rheinland das Wort. Ihr 
folgt Herr Lorenz aus Braunschweig. 

Frau Libeth Werhahn-Adenauer: Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren 1 Nach so vielen ausgezeichneten Vorrednern und Vorred­
nerinnen bedarf es wirklich großen Mutes, jetzt noch einen kur­
zen, offenen Diskussionsbeitrag zu leisten. Daß Helmut Kohl 
auch wieder unser nächster, unser neuer Parteivorsitzender sein 
wird, ist für uns alle selbstverständlich. 

(Beifall) 

Bei den Wahlen zum Präsidium wird as schon etwas kritischer. 
Wir haben acht Kandidaten; sieben Kandidaten können wir wählen. 
Für den Parteivorstand bewerben sich 25 Kandidaten; 20 Kandida­
ten können wir wählen. 

Unsere Demokratie muß eine Entscheidung der Delegierten aushal­
ten können. Meine herzliche Bitte an die Kandidaten, die heute 
nicht gewählt werden und darüber sicher enttäuscht, vielleicht 
auch verärgert sind, ist, ihre Enttäuschung so zu verarbeiten, 
daß es für unsere Partei, für unsere Mitglieder, als deren Dele­
gierte wir hier versammelt sind, erträglich ist. 

(Beifall) 

Denken wir an die bevorstehenden Wahlkämpfe, vor allen Dingen 
an den Wahlkampf hier in Schleswig-Holstein, aber auch an die 
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Wahlkämpfe In den anderen Bundesländern. Ich meine, daß Politik 
nicht dazu da ist, daß einzelne sich verwirklichen können, 
Politik der Christlich Demokratischen Union ist vielmehr für 
alle Menschen da. 

(Beifall) 

Diese Einstellung habe ich von meinem Vater, von Konrad Adenauer 
gelernt, der heute hier so oft zitiert worden ist. 

(Beifall) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Wir danken Frau Werhahn-Adenauer. 
Jetzt hat Herr Lorenz aus Braunschweig das Wort. Danach spricht 
Herr von Thümen aus Westfalen-Lippe. 

Dieter Lorenz, Braunschwei^: Herr PräsidentI Meine Damen und 
HerrenI Ich freue mich, daß dieser Parteitag unserem Freund 
Rainer Barzel einen Genesungswunsch schickt. Der letzte Partei­
tag hat dies nicht getan, obwohl ich es angeregt hatte. Hier 
wird deutlich, daß die CDU offenbar bereit ist, sich jener 
Männer zu entsinnen, die einmal viel getan haben. 

(Teilweise Beifall) 

Ein Zweites. Ich komme aus Sickte bei Braunschweig, sozusagen 
vom Lande und möchte hier in einem Stimmungsbild wiedergeben, 
wie es dort aussieht. Ich habe außerdem von fünf Ortsverbänden 
den Auftrag, hier einmal folgende Frage zu stellen: Was ist 
unsere Partei, die CDU, und wie ist ihr Bild unten beim Wähler, 
beim Volk an der vielzitierten Basis? 
Wenn man dort unten tätig ist, kommt man sich oft wie Stürmer 
vor, die da unten kämpfen, die hier und da einmal ein Tor 
schießen. Und schaut man zurück nach Bonn, dann sieht man, 
daß dort laufend Selbsttore fabriziert werden. 

Meine Damen und Herren, ich habe in Ludwigshafen in einer 
kurzen Rede, als es um das Problem Solidarität ging, gesagt: 
Ich würde es bedauern, wenn ich beim nächsten Bundespartei­
tag in Kiel feststellen müßte, daß Solidarität für viele ein 
Fremdwort geblieben ist. - Und was geschah nach Ludwigshafen? 
Bedauerlicherweise begannen die Bänkelsänger, die Wochenend­
gladiatoren und manche Herzöge, Ihr eigenes Süppchen zu 
kochen. Das ist schon so oft gesagt worden. Ich frage mich: 
Wo soll das noch hinführen? 

Es wird gesagt, durch dieses Geplänkel seien die Wahlen nicht 
verloren. Das ist sehr, sehr anzuzweifeln. Denn das einfache 
Mitglied sagt - ich höre es täglich -: Du setzt dich für die 
CDU ein; ihr seid da unten alles dumme Männer; die da oben 
machen mit einem Federstrich alles kaputt;,und wenn das mit 
der Diskussion in der CDU so weitergeht, dann treten wir aus 
der CDU aus. - Gerade das wollen wir nicht. Wir wollen, daß 
unsere Mannschaft oben geschlossen steht. 

Es wurde eine Spitze ausgesprochen: das vielbesagte Memoran­
dum sei noch nicht aus der Welt. Ich bedaure das sehr und 
meine, daß eine Erklärung hierzu nötig wäre. 2ooo Mitglieder 
eines Landesverbandes würden beweisen, daß das nicht schäd­
lich gewesen sei, so wurde gesagt. Aber es ist geradezu naiv, 
so etwas zu sagen. Das hat unseren Freund Vogel sicherlich 
einige Prozent gekostet. Es ist allerdings gerade noch einmal 
gutgegangen. Aber es hätte auch anders kommen können. 
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Noch eines. In Ludwigshafen haben wir ein Grundsatzprogramm 
beschlossen. Darin formulieren wir: Die Tätigkeit der Haus­
frau und Mutter ist derjenigen der außerhäuslich tätigen Frau 
gleichwertig. So gut - so schön. Die Bundestagsfraktion zieht 
daraus Konsequenzen. Wir freuen uns unten. Endlich geschieht 
einmal etwas auf Grund eines Programms. Aber dann, meine 
Damen und Herren, erklingt einen Tag vor den wichtigen Wahlen 
in Berlin und Rheinland-Pfalz aus dem Rundfunk: Ein maßgeb­
liches CDU-Mitglied ist dagegen, obwohl das in der Fraktion 
der CDU klar beschlossen worden ist. 

Daraus ergibt sich die Frage, inwieweit hier der Betreffende 
noch auf dem Grundsatzprogramm steht und sich an Beschlüsse 
der Fraktion gebunden fühlt. Es sollte etwas mehr Einigkeit 
geben. Das wird hier immer wieder betont. 

Aber ich frage mich: Wie geht es weiter, wenn es sich darum 
handelt, den Kanzlerkandidaten aufzustellen? Da kommen doch 
die nächste Hürde und die nächste Diskussion auf uns zu. Ich 
möchte all jene, die in den Startlöchern hocken, bitten, hier 
zurückzustecken. 1976 war Helmut Kohl unser Kanzlerkandidat. 
Der erste Kanzler-Kohl-Lauf ist nicht gegluckt. Es muß ein 
zweiter und, wenn es nicht klappt, notfalls ein dritter folgen. 
Die SPD hat es uns vorgemacht. Brandt hat es dreimal versucht 
und dann gewonnen. Warum sollte das bei uns nicht vielleicht 
auch der Fall sein? Allerdings hoffen wir, daß wir es eher 
schaffen. Da, meine Damen und Herren, gilt aber nur Einigkeit. 
Herr Professor Biedenkopf hat hier ein wichtiges Wort gesagt: 
Wir müssen ungewöhnlich gut sein, um zu gewinnen. Ich meine, 
man sollte es noch besser formulieren: Wir müssen uns unge­
wöhnlich einig sein, um zu gewinnen. Wenn wir das sind, meine 
Damen und Herren, haben wir bei den nächsten Wahlen sicher­
lich Erfolg. 

Ein letztes. Als Theodor Heuss Bundespräsident werden sollte, 
sagte Adenauer zu Kritikern aus den eigenen Reihen: Bleibt 
ruhig; den Mann können wir wählen; er hat eine fromme Frau. 
Adenauer wollte damit zum Ausdruck bringen, daß es bei einem 
Politiker auch zu Hause geordnet aussehen muß. 

(Widerspruch) 

Meine Damen und Herren, Sie können ruhig pfeifen. Diejenigen, 
die da pfeifen, sollten sich fragen, ob sie noch auf dem C 
der CDU stehen. 

Meine Damen und Herren, wir brauchen in der CDU mehr Menschen, 
mehr Politiker mit Herz und weniger Taktiker. Wenn wir die 
Taktiker nach oben kommen lassen, werden wir mit der CDU 
Schiffbruch erleiden und werden nie an die Führung kommen. 
Mehr Menschen bei den Entscheidungen, - und wir werden sicher­
lich Erfolge haben. Da sollte uns das Wort von Konrad Adenauer 
ein freundlicher Hinweis sein, den wir zu berücksichtigen 
haben. 

(Beifall und Widerspruch) 

Peter Lorenz, Tagungspräsidium: Das Wort hat Herr von Thümen 
aus Westfalen-Lippe, danach als letzter Herr Rieger aus Baden-
Württemberg. 

Karl-Heinrich von Thümen: Herr Vorsitzender! Meine Damen und 
Herren! Als einer von denen, die sich an der Basis und vor 
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Ort um den Mann auf der Straße bemühen müssen, möchte ich die 
Gelegenheit nutzen, hier vor der versammelten Prominenz 
unserer Partei auf einige Probleme hinzuweisen, die uns täg­
lich bei der Auseinandersetzung in der Praxis begegnen. 

Hier ist die massierte Sachkompetenz der CDU beschworen worden. 
Meine Damen und Herren, die Sachkompetenz kann ihren Ausdruck 
nicht nur darin finden, daß wir feststellen, daß Helmut 
Schmidt am Ende ist, sie kann auch nicht nur darin bestehen, 
daß wir an die Solidarität all derjenigen appellleren, die 
für das Geschick der CDU in erster Linie verantwortlich sind. 
Was wir brauchen, ist eine politische Sachaussage zu ent­
scheidenden politischen Fragen, die wir vor dem Fabriktor, 
die wir gegenüber der Jungen Union, die wir in allen Bereichen 
unseres Volkes zum Ausdruck bringen können, mit der wir für 
die CDU werben können. 

Ich möchte nur auf einige wenige Dinge eingehen, die für uns 
von großer Wichtigkeit sind. Vorhin ist der Erfolg von Herrn 
Köppler bei dem Volksbegehren in Nordrhein-Westfalen bezüg­
lich der Orientierungsstufe beschworen worden. Meine Damen 
und Herren, wer das in Nordrhein-Westfalen, insbesondere In 
den Grenzgebieten zu Niedersachsen, miterlebt hat, wird sich 
darüber Gedanken gemacht haben: Wie sollen wir uns In Nord-
rheln-Westfalen mit der Orientierungsstufe auseinandersetzen, 
wenn in Niedersachsen genau diese Orientierungsstufe gerade 
eingeführt wird? 

(Beifall) 

Die Schulfrage ist überhaupt ein Problem, bei dem ich der 
Meinung bin, daß es die wichtigste Frage ist. Das Volksbe­
gehren in Nordrhein-Westfalen hat bewiesen, in welchem Um­
fang die Bevölkerung hier angesprochen werden kann. Wenn wir 
uns klarmachen, welchen Zulauf Walldorf-Schulen hier haben, 
wenn die Bevölkerung bereit ist, an eine Walldorf-Schule 
ein monatliches Schulgeld von ISo,— DM zu zahlen - und die 
Walldorf-Schulen sprießen in großer Zahl überall aus der 
Erde -, dann bedeutet das, daß auf diesem Gebiet eine große 
Schulnot besteht. 
Wir erwarten von der Sachkompetenz der in der CDU zusammenge­
faßten Politiker, daß sie ein Schulprogramm machen, welches 
alle Stufen der Schule berührt. Vorhin ist hier die Frage 
der Ausbildung und der dualen Bildung in Schule und Beruf 
angesprochen worden. Wir sprechen von der Hauptschule. In 
Bremen sprechen wir von der Frage der Einrichtung eines 
ökumenischen Gymnasiums. Überall ist die gleiche Not. Aber 
wo ist das Schulprogramm der CDU? 

Eine andere Frage ist das Eigentum. Wir sprechen immer von 
der Bildung von Eigentum und von der Bildung von Produktiv­
vermögen. Meine Damen und Herren, wer von Ihnen mit der Bil­
dung von Produktivvermögen zu tun hat, weiß, daß es nichts 
Risikoreicheres als gerade eine Beteiligung hieran gibt. 
Gucken Sie sich bitte bei denen, die einen Aktienbesitz haben, 
die Entwicklung ihres Kurszettels in den letzten zehn Jahren 
an! Glauben Sie, daß Sie einem Arbeiter empfehlen können, 
sich da zu beteiligen? Ich bezweifle das. 

Herr Professor Biedenkopf hat in seiner Studie über das Woh­
nungswesen einen Komplex angesprochen, bei dem Eigentumsbil­
dung möglich ist. Es ist sicher wichtig, daß wir die Zahl der 
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Eigentumswohnungen erhöhen und den sozialen Wohnungsbau In 
der Richtung durchforsten: Inwieweit kann man den Mietern von 
Sozialwohnungen diese Wohnungen zu Eigentum übertragen, um 
dadurch den Wohnungsgesellschaften die Mittel für den Bau 
neuer Sozialwohnungen zu verschaffen? Die Sozialwohnungen, 
die wir heute haben, bleiben 2o Jahre im Besitz des Erst­
mieters. Es ist also keine Rede davon, daß hier ein großer 
mobiler Wohnungsbestand wirtschaftlich Schwachen angeboten 
werden kann. 

Schließlich möchte ich auf die Frage der Arbeitslosigkeit und 
die Frage der Unternehmer hinweisen. Nur Unternehmer be­
schäftigen Arbeitskräfte. Deshalb kommt es darauf an, ihnen 
Mut zu machen, statt ihnen etwas zu nehmen. 

Die Kartellbehörde ist stolz darsjf, wenn sie über kleine 
chemische Reinigungen eine Strafe von loo ooo DM verhängt. 
Jeder weiß, daß es sich Ja um typische Mittelstandsbetriebe 
handelt, denen es wirtschaftlich senr schlecht geht. Es ist 
doch völlig gleichgültig, ob die Reinigung des Mantels 3,5o 
oder 3,75 DM kostet. Aber durch ein solches Vorgehen be­
seitigen wir den Mut, sich selbständig zu machen. Nur wenn 
wir die Möglichkeit haben, den Unternehmer zu veranlassen, 
Arbeitskräfte anzustellen,und ihm, wenn etwas schiefgegangen 
ist, die Möglichkeit geben, die Arbeitskräfte wieder loszu;-
werden - wir haben ein soziales Netz; wir haben eine vor­
bildliche Sozialversicherung und eine Fürsorge für Arbeits­
lose -, nur dann besteht die Möglichkeit, daß sich jemand 
den Mut nimmt, unternehmerisch tätig zu sein. 

Schließlich noch die Frage der Gebietsneuregelung. Man hat uns 
versprochen, durch die Gebietsneuregelung wären wir in der Lage, 
in Zukunft die Kosten unserer Verwaltung zu senken und zu größe­
rer Bürgernähe zu kommen. In Nordrhein-Westfalen haben wir er­
lebt - und in Niedersachsen ist es dasselbe -, daß die Verwal­
tungskosten seit,der Gebietsneuregelung explosionsartig gestie­
gen sind. Außerdem haben wir mit den Bezirksvertretungen für die 
SPD die Möglichkeit geschaffen, sich in unwahrscheinlicher Weise 
zu profilieren - viel mehr als je zuvor. Als einen Erfolg kann 
ich das nicht ansehen. 

Ich habe deswegen die Bitte, daß wir uns darüber klar sind, daß 
es nicht genügt, allgemeine Erklärungen über das abzugeben, was 
wir uns wünschen, sondern daß es erforderlich ist, ganz konkrete 
Sachaussagen zu machen, die Sachkompetenz einzusetzen, um auf 
diesem Wege die Möglichkeit zu haben, vor Ort an Hand einzelner 
konkreter Punkte zu argumentieren. Ich weiß, wie schwierig das 
ist. Wenn wir uns in einer Sache festgelegt haben, gehen wir das 
Risiko ein, daß die Entscheidung in absehbarer Zeit nicht mehr 
richtig oder gar falsch wird. Wir kommen aber nicht umhin, eine 
solche Entscheidung zu treffen. Ich bitte, daß wir uns darum 
bemühen. 

Es kommt nicht nur auf den Appell an die Solidarität an, sondern 
mindestens genauso wichtig ist es, daß wir in der CDU Sachaus­
sagen machen, mit denen sich unser Wähler identifizieren kann. 
Diese Möglichkeit der Identifikation mit der CDU halte ich für 
besonders wichtig. 

(Beifall) 

Peter. Lorenz, Tagungspräsidium: Vielen Dank, Herr von Thümen. -
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Als letzter hat Herr Rieger aus Baden - Württemberg das Wort. 

Franz Rleqer: Herr Vorsitzender! Meine Damen und Herren! Ge­
statten Sie mir noch ein paar kurze Anmerkungen. 

Wir sagen so salopp: Wer viel rutscht, macht die Hosen kaputt. 
Wer seinen Arbeitsplatz oft wechselt, wird auch bei bester 
Leistung als unzuverlässig eingestuft. Wer seine politischen Aus­
sagen zu oft wechselt, wird unglaubwürdig. 

Wenn von der SPD gesagt wird: Die Kommunisten sind in Rußland, 
und hier, in der Bundesrepublik, hier sind die Sozialisten, dann 
kommt doch die Frage: Warum heißt es seit über 30 Jahren "Union 
der Sozialistischen Sowjetrepubliken"? Ich meine, wir müssen 
begrifflich klar unterscheiden zwischen sozialen Demokraten und 
Sozialisten. 

Ich darf vielleicht kurz sagen: Meine Frau kam als Volksdeutsche 
aus Rußland. Diese Leute wurden vor dem Krieg durch den Sozia­
lismus vom Privateigentum befreit - ich sage bewußt: "befreit". 
Aus diesem Grunde hatten sie nach dem Kriege hier auch als 
einzige Flüchtlinge keinen Anspruch auf Lastenausgleich, weil 
sie als Besitzlose galten. Ich sage draußen, wenn ich in der 
Gemeinde oder in der Stadt bin, immer wieder: Leute, wir müssen 
in Zukunft für uns im Alter und für unsere Kinder unseren Besitz­
stand und das erarbeitete Gut erhalten. Ich meine, in diesem 
Sinne sollten wir "Freiheit statt Sozialismus" verstehen. 'Wir 
sollten diese Freiheit nicht mit Gewalt verteidigen und nicht 
mit mehr Ehrlichkeit zur Politik, sondern mit mehr Ehrlichkeit 
in der Politik. 

Herr Generalsekretär Geißler sagte: Wir müssen diese Bundes­
republik erhalten. Das ist überhaupt keine Frage. Aber wir können 
diese Bundesrepublik nur erhalten, wenn wir uns hier nicht mit 
Sozialisten, sondern mit sozialen Demokraten und nicht mit 
strittigen Partelen, welche unsere Freiheit abhalftern und im 
Laufe der Zeit vernichten wollen, auseinandersetzen. Ich ver­
stehe, daß wir in Zukunft in der Bundesrepublik den Slogan 
"Freiheit statt Sozialismus" nicht mehr so stark in den Vorder­
grund stellen wollen, ich meine aber, daß wir auch in Zukunft 
diesen Slogan "Freiheit statt Sozialismus" wieder stark ausge­
prägt in den Wahlkampf einbringen müssen. Der Herr Vorsitzende, 
Kohl, sagte, wir müßten mit klarer Sprache sprechen und klare 
Informationen bringen. Ich bin der Meinung, wir müßten auch klar 
sagen, daß wir unsere jungen Leute dahin bringen wollen, daß sie 
verstehen, was Freiheit bedeutet. 

Ich meine, wir sollten in Zukunft auch in der Werbung so klar 
sprechen, daß der einfache Mann draußen nicht mit dem Lexikon in 
der Hand die Zeitung lesen muß. Wenn die deutsche Sprache im Aus­
land gelehrt wird und ein Schüler draußen fragt: "Wie heißt in 
Deutsch ein Mann, der Straßenwerbung macht, ein Straßenverkäufer?", 
dann heißt es nicht: "Der macht in Message". Ich bitte deshalb, 
in Zukunft dieses Wort aus der Werbung zu streichen. 

Ich bitte Sie nochmals, zu überlegen - und das ist ja auch im 
Sinne der Mittelstandsvereinigung in Baden-Württemberg und gros­
ser Kreisverbände -, in Zukunft den Slogan "Freiheit statt 
Sozialismus" wieder stark ausgeprägt in den Wahlkampf einzu­
bringen. - Ich danke Ihnen. 

(Beifall) 
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